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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

das Jahr 2022 war ein ereignisreiches 
Jahr und wird uns noch lange in Erinne­
rung bleiben. Es war insbesondere ge­
prägt durch außenpolitische Ereignisse 
und ihre Auswirkungen, wie den völ­
kerrechtswidrigen russischen Angriffs­
krieg gegen die Ukraine, die Proteste im 
Iran und die stark umstrittenen Sport­
ereignisse in China und Katar. Auch die 
Bedrohung durch COVID­19 spielte 
weiter hin eine gewisse Rolle, und die 
Debatten über Energiesicherheit, stei­
gende Energie­ und Lebensmittelpreise 
sowie die Inflation generell bereiteten 
vielen Bürgerinnen und Bürgern Sorge 
und stellten die Bevölkerung und die 
Politik vor große Herausforderungen.
Für Bürgerinnen und Bürger, die sich 
für das Gemeinwohl engagieren oder 
Hilfe bei einem persönlichen Problem 
mit der Bundesverwaltung benötigen, 
sind Petitionen an den Deutschen Bun­
destag ein wichtiges Instrument, um 
Vorschläge zur Bundesgesetzgebung in 
den politischen Prozess einzubringen 
oder um Hilfe bei der Lösung persön­
licher Probleme mit Bundesbehörden 
zu bitten.

Eine Petition einzureichen ist ein demo­
kratisches Grundrecht. Es wird in Arti­
kel 17 des Grundgesetzes für alle Men­
schen – unabhängig etwa von Alter oder 
Staatsangehörigkeit – garantiert. Dort 
heißt es: „Jedermann hat das Recht, sich 
einzeln oder in Gemeinschaft mit an­
deren schriftlich mit Bitten oder Be­
schwerden an die zuständigen Stellen 
und an die Volksvertretung zu wenden.“ 
Macht jemand von diesem Recht Ge­
brauch, so garantiert ihm die Verfassung, 
dass sein Anliegen entgegengenommen, 
sorgfältig geprüft und beschieden wird. 
Alle Petentinnen und Petenten können 
sicher sein, dass sich das Parlament mit 
ihren Anliegen befasst und dass sie über 
die Entscheidung informiert werden. 
Dabei ist es ganz einfach, eine Petition 
einzureichen. Es genügt, einen Brief, ein 
Fax oder eine Postkarte mit dem klar 
formulierten Anliegen und der Unter­
schrift der Petentin bzw. des Petenten 
an den Bundestag oder eine der Landes­
volksvertretungen zu senden oder das 
Anliegen über das Petitionsportal des 
Ausschusses im Internet einzureichen.
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Die Behandlung aller nach Artikel 17 
des Grundgesetzes an den Bundestag 
gerichteten Bitten und Beschwerden ob­
liegt dessen Petitionsausschuss. Bei 
diesem gingen im Jahr 2022 13.242 Ein­
gaben ein, 1.575 mehr als im Vorjahr. 
Die Themen der Zeit spiegeln sich in 
den Anliegen der Petentinnen und Pe­
tenten wider. Die meisten Zuschriften 
betrafen den Zuständigkeitsbereich des 
Bundesministeriums für Gesundheit, 
obwohl zahlenmäßig ein Rückgang ge­
genüber dem Vorjahr zu verzeichnen 
war. Auf Platz zwei und drei lagen das 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales und das Bundesministerium 
der Justiz. Die größte Steigerung in ab­
soluten Zahlen gegenüber dem Vorjahr 
war bei Petitionen zum Zuständigkeits­
bereich des Auswärtigen Amts zu ver­
zeichnen, was aufgrund der Geschehnis­
se in der Welt nicht verwunderlich ist.
Ca. 70 Prozent der Petitionen enthielten 
persönliche Anliegen von Bürgerinnen 
und Bürgern, die mit Entscheidungen 
oder dem Vorgehen einer Behörde un­
zufrieden waren. Neben diesen Einzel­
fallpetitionen wurden zahlreiche Bitten 
zur Gesetzgebung bzw. politischen Ge­
staltung an den Ausschuss herangetra­
gen. Hierzu konnten 937.513 Unter­
stützungen – und damit dreimal so viele 

wie im Vorjahr – verzeichnet werden. 
Diese gingen sowohl schriftlich als auch 
elektronisch über die Petitionsplattform 
ein.
Auf der Internetplattform des Petitions­
ausschusses wurden 715 Petitionen von 
allgemeinem Interesse auf Wunsch der 
Petentinnen und Petenten veröffentlicht. 
Über 600.000 Personen haben sich im 
Portal des Petitionsausschusses neu 
regis triert, während die Zahl im Jahr zu­
vor mit 330.000 gerade einmal bei gut 
der Hälfte lag. Mit derzeit etwa 4,6 Mil­
lionen Nutzerinnen und Nutzern zählt 
das Petitionsportal damit weiterhin zu 
den beliebtesten Internetangeboten des 
Deutschen Bundestages.
Petitionen, die eine gesteigerte öffent­
liche Aufmerksamkeit und einen großen 
Zuspruch erhalten, werden im Aus­
schuss öffentlich beraten. Dies sind ins­
besondere Petitionen, die innerhalb von 
vier Wochen nach ihrem Eingang bzw. 
ihrer Veröffentlichung von 50.000 und 
mehr Personen unterstützt werden. 
2022 wurden insgesamt zwölf Eingaben 
öffentlich beraten. Darunter waren 
zwei  Petitionen, die in unmittelbarem 

Martina Stamm­Fibich (SPD), 
 Vorsitzende des Petitions­
ausschusses.
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Zusammenhang mit der Corona­Pande­
mie standen, sowie drei mit weiteren 
gesundheitspolitischen Anliegen. 
Zudem wurden insbesondere energie­
politische und außenpolitische Anlie­
gen beraten. Zu den öffentlichen Sitzun­
gen werden die jeweilige Petentin oder 
der jeweilige Petent eingeladen, um die 
Petition eingehender darzustellen und – 
ebenso wie die Vertreterinnen und Ver­
treter der Bundesregierung – die Fragen 
der Ausschussmitglieder zu beantwor­
ten. Interessierte Bürgerinnen und Bür­
ger sowie Pressevertreter können diese 
Sitzungen von der Besuchergalerie bzw. 
im Parlamentsfernsehen oder im Inter­
net verfolgen. Die Aufzeichnungen ste­
hen in der Mediathek des Bundestages 
zur Verfügung.
Um Ihnen die Arbeit des Petitionsaus­
schusses vorzustellen, haben die Mit­
glieder des Ausschusses an den Infor­
mationsständen des Deutschen Bundes­
tages auf dem „Mannheimer Maimarkt“, 
der internationalen Handwerksmesse in 
München, der infa in Hannover, der 
Messe „Mode Heim Handwerk“ in Essen 
sowie der Messe „Heim + Handwerk“ in 
München Bürgersprechstunden durch­

geführt. Auch auf dem Tag der Ein­ und 
Ausblicke des Deutschen Bundestages 
standen Ausschussmitglieder den Bürge­
rinnen und Bürgern für Einzelgespräche 
zur Verfügung. 
Die Themen, mit denen sich die Mitglie­
der des Petitionsausschusses befassen, 
sind sehr vielfältig. Jedem Anliegen 
wird das gleiche Maß an Aufmerksam­
keit und Engagement geschenkt, unab­
hängig davon, ob es sich um ein sehr 
persönliches Problem oder ein Anliegen 
von starkem öffentlichen Interesse han­
delt. Einige Beispiele und statistische 
Übersichten der Ausschussarbeit kön­
nen Sie dieser Broschüre entnehmen. 
Ich wünsche mir, dass dieser Bericht 
zahlreiche interessierte Leserinnen und 
Leser findet und so dazu beiträgt, dass 
möglichst viele Bürgerinnen und Bürger 
von ihrem – ihnen über das Grund­
gesetz eingeräumten – Recht, das Parla­
ment mit ihren Anliegen zu befassen, 
Gebrauch machen. 

Herzlichst,  
Ihre Martina Stamm­Fibich (SPD) 
Vorsitzende des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages 

Über die Bedeutung von Petitionen und die Arbeitsweise  
des Petitionsausschusses informiert die Broschüre „Stichwort:  
Petitionen“. Sie kann bestellt oder heruntergeladen werden unter  
www.btg­bestellservice.de/informationsmaterial/46/anr20201500.

https://www.btgbestellservice.de/informationsmaterial/46/anr20201500
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Der Jahresbericht des Petitionsausschusses
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Das Jahr 2022 im Rückblick:  
In neuen Rollen zurechtgefunden

Martina Stamm­Fibich zieht ein positi­
ves Fazit des Jahres 2022. Ihr erstes Jahr 
als Vorsitzende des Petitionsausschus­
ses im Bundestag war ein „herausfor­
derndes, aber auch interessantes und 
produktives Jahr“, urteilt die SPD­Abge­
ordnete. Mitglied des Ausschusses war 
sie zuvor schon seit vielen Jahren. „Auf 
einmal ist man für alles verantwortlich, 
für jeden Ansprechpartnerin und ist an 
allen Vorgängen und Terminen betei­
ligt“, sagt sie. Viel Zeit und Kraft koste 
das, gebe ihr aber auch die Möglichkeit 
zu gestalten, zu verändern und zu ver­
bessern. Hilfreich dabei sei das beson­
dere „Klima“ und die Kollegialität im 
Ausschuss. „Fraktionsübergreifend zie­
hen wir öfter an einem Strang, wollen 
ein gemeinsames Ziel erreichen, als das 
in anderen Ausschüssen der Fall ist“, 
sagt Stamm­Fibich und spricht vom 
„besten Ausschussvorsitz des Deut­
schen Bundestages“. 
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451 Petitionen wurden in den 27 Sit­
zungen unter ihrer Leitung einzeln be­
handelt. 13.242 Petitionen haben den 
Ausschuss im Jahr 2022 insgesamt er­
reicht – 52 Eingaben pro Tag. Etwa jede 
dritte Zuschrift ging auf elektronischem 
Wege unter Verwendung des Web­For­
mulars über das Petitionsportal im In­
ternet ein. Vielfach waren es persönli­
che Anliegen (70 Prozent), mit denen 
sich die Petentinnen und Petenten an 
den Ausschuss wandten. „Jedes Anlie­
gen wird sorgfältig gelesen und ge­
prüft“, sagt der Sprecher der CDU/CSU­
Fraktion im Ausschuss, Andreas Matt­
feldt. Das gelte für die persönlichen 
Anliegen ebenso wie für Themen, die 
öffentliches Interesse auf sich ziehen 
und eine hohe Zahl an Mitzeichnungen 
erhalten. 
Mattfeldt betont den Gleichheitsan­
spruch. So verlangt es schließlich auch 
das Grundgesetz. In Artikel 17 heißt es 
dort: „Jedermann hat das Recht, sich ein­
zeln oder in Gemeinschaft mit anderen 
schriftlich mit Bitten oder Beschwerden 
an die zuständigen Stellen und an die 
Volksvertretung zu wenden.“ Wer an  
den Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestages schreibt, wendet sich an das 
„Original mit der Dreifach­Garantie“: 

Zum einen wird der Eingang der Petition 
bestätigt. Dann wird die Petition durch 
den Ausschuss geprüft. Schließlich – 
und das ist sicher der größte Unterschied 
zu privaten Petitionsplattformen – erhal­
ten die Petentinnen und Petenten einen 
begründeten Bescheid des Ausschusses 
darüber, wie mit ihrer Eingabe verfahren 
wurde. 

    

Nicht nur die Ausschussvorsitzende 
agierte im Jahr 2022 in neuer Rolle, son­
dern auch die Abgeordneten der Grü­
nen, der FDP und der Union – Stich­
wort Regierungswechsel. Die Obfrau der 
Grünen, Corinna Rüffer, gehört nun ei­
ner Regierungsfraktion an. „Die organi­
satorische Arbeit ist sehr viel mehr ge­
worden, vor allem durch die Koordinie­
rung und inhaltliche Abstimmungen 
innerhalb der Ampelfraktionen“, ant­
wortet sie auf die Frage, was sich durch 
den Rollenwechsel geändert hat. Außer­
dem habe sich die Zusammenarbeit mit 
dem Ausschussdienst intensiviert, wes­
halb leichter zu beurteilen sei, „wo Re­
form­ und Verbesserungsbedarf be­
steht“. 

Martina Stamm­Fibich (SPD) 
leitet den Petitionsausschus s  
in der 20. Wahlperiode.  
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Ob in Zeiten der Regierungsverantwor­
tung oder der Opposition: „Man sollte 
immer bedenken, im Anliegen des Bür­
gers tätig zu werden“, sagt Manfred Tod­
tenhausen, Sprecher der FDP­Fraktion. 
Bei den benötigten Kompromissen habe 
die Ampel stets die Petentinnen und  
Petenten im Sinn, betont er. Auch der 
Unions­Sprecher Andreas Mattfeldt ver­
weist auf das Bemühen des Ausschus­
ses, fraktionsübergreifend bestmögliche 
Lösungen zu finden. Gleichwohl sei 
eine starke Opposition wichtig. „Des­
halb machen wir darauf aufmerksam, 
wenn Fraktionen in Bundesländern  
mit anderen Mehrheitsverhältnissen 
Probleme angehen, sich auf Bundes­
ebene jedoch wegducken“, sagt der  
Unionsabgeordnete.
Dass im Jahr 2022 sechs Petitionen mit 
dem höchsten Votum „zur Berücksich­
tigung“ an die Bundesregierung über­
wiesen wurden – 2021 war es nur eine 
Petition –, ist aus Sicht Rüffers ein Be­
leg dafür, dass der Ausschuss „mutig“ 
gegen über der Bundesregierung auftritt. 
„Seit dem Regierungswechsel bemühen 
wir uns, ambitionierter und kollegialer 
zu arbeiten – auch interfraktionell und 
jenseits der Grenzen Opposition/Regie­
rung“, sagt sie.

Die SPD­Fraktion, so ihr Sprecher im 
Ausschuss, Axel Echeverria, „ist und 
war schon immer bereit, berechtigte An­
liegen auch stark zu unterstützen“. Die 
geringe Zahl der Berücksichtigungsbe­
schlüsse in der Vergangenheit habe an 
der CDU/CSU­Fraktion gelegen, die 
nicht bereit gewesen sei, ihrer Regierung 
gegenüber kritisch aufzutreten, sagt er. 
Die Gesetze der Ampelregierung korri­
gierten nun Fehler, auf die mit Petitio­
nen seit Jahren hingewiesen worden sei, 
sagt Echeverria. 
„Mutig“ wäre es aus Sicht von Sören 
Pellmann (DIE LINKE.), wenn der Aus­
schuss gegenüber der Bundesregierung 
verstärkt dafür eintritt, „dass diese das 
höchste Votum auch entsprechend um­
setzt und dem Anliegen der Petitionen 
entspricht“. Zu beobachten sei aber, dass 
Bitten von Bürgerinnen und Bürgern, 
die auf gesetzliche Änderungen zielen, 
lediglich dann an die Regierung über­
wiesen werden, „wenn im Koalitions­
vertrag diesbezügliche Änderungen eh 
vereinbart wurden“, sagt Pellmann. 
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Auch der Obmann der AfD­Fraktion hat 
den Eindruck, dass die Koalitionsdiszi­
plin „genau wie unter der alten Regie­
rungskoalition weiter durchgezogen 
wird“. Nicht ein einziges Mal hätten  
die Koalitionsfraktionen unterschied­
lich votiert. „Das bedeutet: Politische 
Petitio nen haben keine Chance auf eine 
Umsetzung, wenn sie nicht der Agenda 
der Regierungsfraktionen entsprechen“, 
sagt Brandes. Mattfeldt fordert von der 
Ampel mehr Mut zur Wahrheit. „Die 
Voten der Koalitionäre enthalten zu oft 
Formulierungen, die das eigentliche An­
liegen außer Acht lassen“, urteilt er. 
Weitgehend einig sind sich die Obleute 
in der Einschätzung, dass sich der Peti­
tionsausschuss besser gegenüber den 
privaten Petitionsplattformen behaup­
ten muss. „Wir müssen zum Schutz  
des verfassungsrechtlich garantierten 
Petitions rechts massiv entsprechende 
Bildungs­ und Aufklärungsarbeit betrei­
ben“, fordert Mattfeldt. „Wir brauchen 
dringend eine bessere Öffentlichkeitsar­
beit“, sagt Corinna Rüffer. FDP­Obmann 
Todtenhausen setzt auf die Neugestal­
tung des Petitionsportals, wodurch auch 

die Nutzerfreundlichkeit gesteigert wer­
den soll, „sodass sich fortan mehr Bür­
ger auch tatsächlich über die richtige 
Stelle an demokratischen Prozessen be­
teiligen werden“. 
Aus Sicht von Linken­Obmann Pell­
mann muss sichtbar werden, „dass Peti­
tionen in die parlamentarische Arbeit 
des Bundestages erfolgreich einfließen“ 
und dass die Anliegen in der Entschei­
dungsfindung der Abgeordneten Be­
rücksichtigung finden. Den Onlinezu­
gang zu verbessern fordert AfD­Obmann 
Brandes: „Da sind die Privaten uns vor­
aus. Dort kann man schneller und un­
komplizierter mitzeichnen.“
„Auch die privaten Plattformen haben 
ihre Daseinsberechtigung“, findet Axel 
Echeverria. Der Sprecher der SPD­Frak­
tion sieht die Koexistenz der verschie­
denen Portale als etabliert an. „Ich wür­
de natürlich immer raten, die Petitions­
plattform des Bundestages zu nutzen“, 
fügt er hinzu. 

Dr. Andrij Melnyk, ehemaliger
Botschafter der Ukraine, bei 
einem Berichterstattergespräch.
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Die Schwerpunkte des Jahres

13.242 Petitionen erreichten den Aus­
schuss im Jahr 2022. Das sind 1.575 
mehr als im Vorjahr. Damit setzt sich 
der positive Trend der letzten Jahre fort, 
der nur im Wahljahr 2021 mit einem 
Rückgang um 2.647 Petitionen im Ver­
gleich zum Vorjahr unterbrochen wor­
den war. Mehr als 600.000 Nutzerinnen 
und Nutzer registrierten sich im Be­
richtsjahr neu auf dem Portal des Petiti­
onsausschusses, um eine Petition einzu­
reichen, im Petitionsforum zu diskutie­
ren oder bestimmte Petitionen durch 
eine Mitzeichnung zu unterstützen. 
2022 fanden insgesamt 27 Sitzungen des 
Petitionsausschusses statt. Darunter wa­
ren sieben öffentliche Sitzungen. Insge­
samt wurden im Berichtsjahr 451 Petiti­
onen zur Einzelberatung im Ausschuss 
aufgerufen. Aus welchem Bundesland 
kamen die meisten Eingaben? Welche 
Geschäftsbereiche der Bundesregierung 
waren am häufigsten betroffen? Zu wel­
chen Themen gab es Massenpetitionen? 
Wie wurde das Instrument der öffentli­
chen Petitionen genutzt? 
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Rang  
2022

Rang  
2021

Petitionen 
2022

Petitionen 
2021

Bundesministerium oder Verfassungsorgan

1 1 2.093 2.876 Gesundheit

2 4 1.390 1.294 Arbeit und Soziales

3 2 1.332 1.466 Justiz

4 3 1.291 1.422 Inneres und Heimat

5 5 1.262 867 Finanzen

6 8 1.172 521 Auswärtiges Amt

7 7 1.165 523 Wirtschaft und Klimaschutz

8 6 805 545 Digitales und Verkehr

9 9 514 407 Deutscher Bundestag

10 10 385 299 Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit  
und Verbraucherschutz

11 12 263 203 Familie, Senioren, Frauen und Jugend

12 15 255 163 Verteidigung

13 11 246 242 Bundeskanzleramt

14 18 191 4 Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen

15 14 184 185 Bildung und Forschung

16 12 158 203 Ernährung und Landwirtschaft

17 17 37 11 wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

18 16 7 14 Bundespräsidialamt

19 19 0 1 Bundesrat

Wo lagen die Hauptstoß-
richtungen der Petitionen 
im Berichtsjahr 2022?  
Welche Politikbereiche  
waren besonders intensiv, 
welche weniger gefragt?  
Ein Vergleich der Zahlen 
der aktuellen Petitionen mit 
denen des Vorjahres.

Die meisten Beschwerden 
und Anregungen betrafen 
auch im dritten Corona­Jahr 
das Ressort Gesundheit, 
auch wenn es 2022 knapp 
800 Petitionen weniger wa­
ren als im Vorjahr. Auf dem 
zweiten Platz liegt der Be­
reich Arbeit und Soziales, 
gefolgt vom Justizressort. 
Den höchsten Zuwachs im 
Vergleich zum Vorjahr ver­
zeichnete das Ressort des 
Auswärtigen Amtes (+651). 

Den deutlichsten Rückgang 
gab es im Bereich Gesund­
heit (–783). 
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Anzahl der Petitionen insgesamt 

1. 2.458 Nordrhein­Westfalen (2.317; Platz 1)

2. 1.768 Bayern (1.500; Platz 2)

3. 1.304 Niedersachsen (1.088; Platz 4)

4. 1.296 Baden­Württemberg (1.205; Platz 3)

5. 1.236 Berlin (1.038; Platz 5)

6. 983 Sachsen (605; Platz 8)

7. 912 Hessen (860; Platz 6)

8. 536 Rheinland­Pfalz (637; Platz 7)

9. 383 Brandenburg (341; Platz 9)

10. 343 Schleswig­Holstein (304; Platz 10)

11. 308 Sachsen­Anhalt (250; Platz 11)

12. 272 Hamburg (233; Platz 12)

13. 252 Thüringen (200, Platz 14)

14. 225 Mecklenburg­Vorpommern  
(211; Platz 13)

15. 146 Saarland (154; Platz 15)

16. 97 Bremen (63; Platz 16)

Petitionen je 1 Million Bewohner des Landes 

1. 336 Berlin (283; Platz 1)

2. 243 Sachsen (150; Platz 4)

3. 162 Niedersachsen (136; Platz 6)

4. 151 Brandenburg (134; Platz 7)

5. 149 Saarland (157; Platz 2)

6. 147 Hamburg (126; Platz 10)

7. 145 Hessen (137; Platz 5)

8. 143 Bremen (93; Platz 16)

9. 142 Sachsen­Anhalt (115; Platz 11)

10. 140 Mecklenburg­Vorpommern  
(131; Platz 8)

11. 137 Nordrhein­Westfalen (129; Platz 9)

12. 134 Bayern (114; Platz 12)

13. 131 Rheinland­Pfalz (155; Platz 3)

14. 119 Thüringen (95; Platz 15)

15. 117 Schleswig­Holstein (104; Platz 14)

16. 116 Baden­Württemberg (108; Platz 13)

Aus welchen Bundeslän-
dern kamen die meisten, 
aus welchen die wenigsten 
Petitionen? (In Klammern 
der Vorjahresvergleich.) 

Die meisten Petitionen  
kamen aus den einwohner­
stärksten Bundesländern 
Nordrhein­Westfalen, Bay­
ern, Niedersachsen und  
Baden­Württemberg. Die 
Reihenfolge ändert sich je­
doch stark, wenn man die 
Anzahl der Petitionen ins 
Verhältnis zur Bevölkerungs­
zahl setzt. Dann liegt Berlin 
wie schon in den Vorjahren 
an der Spitze. Mit Sachsen 
und Brandenburg finden 

sich zwei weitere ostdeut­
sche Bundesländer unter 
den ersten vier. Deutlich 
nach unten ist bei diesem 
Ranking Rheinland­Pfalz ge­
rutscht. Baden­Württemberg 
findet sich schon seit eini­
gen Jahren auf den hinteren 
Plätzen, was für eine hohe 
Zufriedenheit der Bürgerin­
nen und Bürger sprechen 
könnte. 
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Anzahl der Mitzeichnungen zu öffentlichen Petitionen 

250.759 Fortführung/Verstetigung des Bundesprogramms „Sprach­Kitas: Weil Sprache  
der Schlüssel zur Welt ist“

133.556 Keine allgemeine Corona­Impfpflicht

126.270 Keine Covid­Impfpflicht für das Pflegepersonal

111.794 Gleiche Rechte im Mutterschutz für selbstständige Schwangere

110.875 Keine Schließungen von Geburtshilfestationen aufgrund der Hochsetzung  
der Mindestfallzahl

65.094 Sofortprogramm für energetische Unabhängigkeit von Russland und Stärkung  
der Mobilitätswende

64.348 Bessere medizinische Versorgung von Patienten mit Lipödem­Erkrankung

63.331 Freiheitsbewegung in Iran mit konkreter Politik unterstützen

58.477 „Stuttgarter Erklärung“ – Aufhebung der Atomausstiegs­Paragrafen

50.306 Anerkennung von indischen Adoptionsentscheidungen

Öffentliche Petitionen Das Instrument der öffentli­
chen Petitionen ist längst zu 
einer etablierten Einrichtung 
geworden. Zu den 715 im 
Internet veröffentlichten Pe­
titionen im Jahr 2022 wur­
den 937.513 Unterstützun­
gen (sowohl schriftlich als 
auch elektronisch über die 
Petitionsplattform) regis­
triert. Im Vergleich zum Vor­
jahr ist die Zahl gestiegen 
(2021: 636 Petitionen mit 
etwa 333.000 Mitzeichnun­

gen). Zehn im Berichtsjahr 
veröffentlichte Petitionen 
verzeichneten mehr als 
50.000 Unterstützerinnen 
und Unterstützer. Im Vorjahr 
lag die Zahl bei fünf.
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Anzahl der Unterstützungen bei Sammel- und Massenpetitionen 

420.468 Verbot des Versandhandels mit verschreibungspflichtigen Arzneimitteln, um das Bestehen  
der Apotheken vor Ort in Zukunft zu gewährleisten

99.487 Sicherstellung der medizinischen ambulanten Versorgung der Mukoviszidose­Patientinnen 
und ­Patienten 

81.593 Einführung eines Gesetzes zur Anwendung des Global Magnitsky Act in Deutschland 

57.068 Verpflichtende Kennzeichnung des durch die Herstellung emittierten CO  sowie äquivalenter 2

Treibhausgase auf allen in Deutschland vertriebenen Lebensmitteln 

55.380 Masterplan zur Rettung der Schwimmbäder

54.137 Keine weitere Einleitung ungeklärter Hausabwässer in Gewässer

53.871 Einsetzung einer Expertenkommission, welche paritätisch mit Befürwortern und Kritikern  
des bundesweiten Coronavirus­Lockdowns besetzt ist und über den weiteren Kurs während 
der Corona­Pandemie berät

52.403 Sanktionen gegen die Volksrepublik China vor dem Hintergrund der Einführung des 
Sicherheitsgesetzes für Hongkong 

30.284 Zwischenlagerung der 26 Castoren mit hoch­ und mittelradioaktiven Abfällen aus den 
Wiederaufbereitungsanlagen in Sellafield/Großbritannien und La Hague/Frankreich in 
Gorleben 

26.740 Überarbeitung der Regelungen zu Tierversuchen in Deutschland 

Sammel- und  
Massenpetitionen

Neben den öffentlichen Peti­
tionen waren aber auch die 
„klassischen“ Sammel­ und 
Massenpetitionen ein gern 
genutztes Mittel, um für ein 
Anliegen zu werben und  
es in den Fokus des öffent­
lichen Interesses zu rücken. 
Dabei unterscheidet der  
Petitionsausschuss zwi­
schen Eingaben in größerer 
Zahl mit im Wesentlichen 
identischen Inhalten (Mas­
senpetitionen) und Unter­

schriftensammlungen zu  
einem speziellen Anliegen 
(Sammelpetitionen). Min­
destens 20.000 Unterstützer 
fanden obenstehende Forde­
rungen, die teils aus Vorjah­
ren stammen, vom Aus­
schuss aber im Berichtsjahr 
abschließend beraten wur­
den.
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Beispiele aus der Arbeit des Petitionsausschusses

In diesem Kapitel finden Sie Beispiele 
aus der Arbeit des Petitionsausschus­
ses, geordnet nach den jeweils zustän­
digen Ressorts. Die Reihenfolge der 
Ressorts entspricht den Strukturnum­
mern in der ersten Spalte der Tabelle 
auf Seite 100/101.
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Deutscher Bundestag

Die Zahl der Eingaben, die das Parla­
ment allgemein betrafen, stieg von 407 
im Jahr 2021 auf 514 im Berichtsjahr 
2022. Wie viel sollten Abgeordnete ver­
dienen? Wie könnte eine Wahlrechts­
reform aussehen? Diese und andere  
Fragen beschäftigten viele Bürgerinnen 
und Bürger. Den Petitionsausschuss  
erreichten auch Vorschläge für eine  
zügige Wahlrechtsreform mit dem Ziel 
einer Reduzierung der Zahl der Abge­
ordneten. Zudem wurden Forderungen 
nach einem Wegfall der Amtsausstat­
tung ehemaliger Bundeskanzler und  
der Einsetzung von Untersuchungsaus­
schüssen zu verschiedenen Themen ge­
stellt. Unverständnis wurde zuweilen 
angesichts der nur geringen Präsenz 
von Abgeordneten im Plenarsaal sowie 
der Nutzung von elektronischen Gerä­
ten, wie etwa Smartphones, während 
der Bundestagssitzungen geäußert.  
Wiederholt wurde zudem die Höhe  
der Diäten und der Altersentschädigung 
der Parlamentarierinnen und Parlamen­
tarier kritisiert. 

Bürgerabstimmungen per  
Smartphone-App
Nicht nur Bundestagsabgeordnete, son­
dern im Grunde alle Bürgerinnen und 
Bürger sollten über Gesetzentwürfe ab­
stimmen, befand ein Petent und lieferte 
auch gleich einen Vorschlag mit, wie das 
gehen sollte: mit einer Smartphone­App 
des Bundestages nämlich. So könnte ein 
aktuelles Meinungsbild der Bürgerinnen 
und Bürger ermittelt und deren Interesse 
an der Teilnahme am politischen Gesche­
hen gefördert werden. 
Aus Sicht des Ausschusses ist die not­
wendige Transparenz des Handelns 
der gewählten Abgeordneten auch jetzt 
schon gegeben. Alle Plenardebatten, öf­
fentlichen Ausschusssitzungen und An­
hörungen sowie sämtliche Drucksachen 
und Plenarprotokolle sind schließlich 
für alle Internetnutzerinnen und ­nutzer 
verfügbar. Ermittelbar sei auf dem auf­
gezeigten Wege auch lediglich ein Mei­
nungsbild der Nutzerinnen und Nutzer 
der App, jedoch keines, dass die Ge­
samtbevölkerung repräsentativ abbildet. 

Evelyn Zupke, Bundesbeauftragte 
für die Opfer der SED­Diktatur, 
als Gast bei einer Sitzung des 
Petitionsausschusses. 
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Mehrfachteilnahmen an den Abstim­
mungen seien zudem nur schwer aus­
zuschließen. Alles in allem hat der 
Petitions ausschuss doch erhebliche 
Zweifel an der Zweckmäßigkeit der  
vom Petenten gewünschten Maßnahme. 
Dennoch entschied man sich, die Frak­
tionen auf den innovativen Vorschlag 
aufmerksam zu machen.

Bundeskanzleramt 

Im Jahr 2022 erreichten den Petitionsaus­
schuss insgesamt 246 Eingaben, die den 
Zuständigkeitsbereich des Bundeskanz­
leramts betrafen. Ungefähr so viele wie 
auch im Vorjahr (242). Beanstandet wur­
de unter anderem der geplante Erweite­
rungsbau des Kanzleramts aufgrund der 
damit verbundenen Kosten – insbeson­
dere vor dem Hintergrund von Inflation, 
gestiegenen Lebenshaltungskosten und 
Energiekrise. Zahlreiche Zuschriften von 
Bürgerinnen und Bürgern standen im  
Berichtsjahr unter dem Eindruck des 
Krieges in der Ukraine. So wurde gefor­
dert, alle sowjetischen Ehrenmale und 
Gedenksteine auf deutschem Boden bis 
zum Ende des völkerrechtswidrigen 
Krieges gegen die Ukraine zu verhüllen. 
In zahlreichen Eingaben ging es wie in 

den Vorjahren um den Rundfunkbeitrag. 
Die Forderungen reichten von weiteren 
Befreiungsmöglichkeiten über eine Neu­
konzeption bis hin zur vollständigen Ab­
schaffung des Beitrages.

Geschredderte Stasi-Akten
Als im Herbst 1989 das Ende der DDR 
und auch das ihres Staatssicherheits­
dienstes anstand, versuchten Stasi­ 
Mitarbeiter, Akten im Schredder zu  
vernichten. Diese Schnipsel lagern  
gegenwärtig in Säcken beim Bundes­
beauftragten für die Unterlagen des 
Staats sicherheitsdienstes der ehema­
ligen DDR. In mühevoller Handarbeit 
werden sie wieder zusammengesetzt.  
In einer Petition wurde die virtuelle  
Rekonstruktion und Auswertung der 
zerrissenen Akten durch Einsatz der  
am Fraunhofer­Institut entwickelten 
elektronischen Einlese­ und Verarbei­
tungsverfahren gefordert. Bis um ein 
Dreißigfaches könne die Auswertung  
so beschleunigt werden, hieß es in der 
Petition. 
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Diesen Optimismus dämpfte der 
Petitions ausschuss. Der sogenannte 
ePuzzler habe sich für den Massenbe­
trieb als untauglich erwiesen. Über ein 
Folgeprojekt verhandelte die Bundesre­
gierung im Berichtsjahr mit dem Fraun­
hofer­Institut. Wichtig wäre ein Gelin­
gen allemal, befand der Ausschuss. 
Schließlich gibt es ja auch gesetzlich 
eingeräumte Auskunfts­, Einsichts­ und 
Herausgabeansprüche für betroffene 
Personen. Die Abgeordneten überwie­
sen daher die Petition an die Bundes­
beauftragte für Kultur und Me dien als 
Material. 

Auswärtiges Amt

1.172 Petitionen – und damit mehr als 
doppelt so viele wie im Vorjahr (521) – 
betrafen 2022 den Geschäftsbereich des 
Auswärtigen Amtes. Einen Themen­
schwerpunkt im Berichtsjahr bildeten 
Eingaben im Zusammenhang mit dem 
völkerrechtswidrigen Angriffskrieg 
Russlands gegen die Ukraine. Mit einer 
Vielzahl von Petitionen wurden Sank­
tionen gegen Russland sowie der sofor­
tige Importstopp von Öl, Gas und Kohle 
aus Russland gefordert. Zudem wurde 
die Lieferung schwerer Waffen zur  
Unterstützung der Ukraine gefordert – 
ebenso aber auch der Verzicht genau 
darauf. Auch die gewaltsame Nieder­
schlagung der friedlichen Proteste in 
Iran gab Anlass für eine Vielzahl von 
Petitionen zur Unterstützung der dorti­
gen Freiheits­ und Frauenrechtsbewe­
gung. Ein Schwerpunkt der Anliegen 
lag im Berichtsjahr zudem erneut auf 
Beschwerden über die Visastellen der 
deutschen Auslandsvertretungen. Dabei 
ging es häufig um Unregelmäßigkeiten 
und Verzögerungen bei der Durchfüh­
rung von Visumverfahren in konkreten 
Einzelfällen. 

Sitzung des Petitionsausschusses
anlässlich einer Petition zur 
Unterstützung der Freiheits­
bewegung in Iran. 
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Humanitäre Katastrophe  
in Hongkong
Ein besonderes Augenmerk legte der  
Petitionsausschuss auf die Situation  
in Hongkong nach der Einführung des  
Nationalen Sicherheitsgesetzes durch 
die chinesische Regierung. Mit dem 
zweithöchsten Votum „zur Erwägung“ 
überwiesen die Abgeordneten zwei  
Petitionen an die Bundesregierung.  
Darin wurden auf die humanitäre Ka­
tastrophe aufgrund massiver Gewaltan­
wendungen der Polizei hingewiesen 
und konkrete Maßnahmen wie etwa  
die Einstellung von Waffenexporten 
oder die Verhängung von Einreisever­
boten gefordert. Demokratie, Rechts­
staatlichkeit und die Wahrung der uni­
versellen Menschenrechte als Funda­
ment Hongkongs müssten zwingend 
erhalten bleiben, betonte der Ausschuss. 
Die Bundesregierung wies in ihrer Ant­
wort darauf hin, dass sie die Entwick­
lungen in Hongkong genau verfolge und 
sich gegenüber den Regierungen Hong­
kongs und Chinas bilateral sowie im 
multilateralen Rahmen für eine Ver­
besserung der Menschenrechtslage in 
Hongkong einsetzt. 

Der Fall Julian Assange
Mehrere Petitionen befassten sich mit 
der Situation des Journalisten Julian 
Assange. Der aus Australien stammen­
de Gründer der Enthüllungsplattform 
WikiLeaks sitzt in britischer Haft. Ihm 
droht die Auslieferung an die USA,  
wo ihm wegen Geheimnisverrats der 
Prozess gemacht werden soll. In den 
Petitionen zum Fall Julian Assange 
wurde unter anderem gefordert, die 
„psychologische Folter“ Assanges und 
den damit verbundenen Angriff auf die 
Pressefreiheit zu verurteilen. Außerdem 
wurden seine sofortige Freilassung und 
die Nichtauslieferung an die USA ver­
langt. Die Bundesregierung teilte dazu 
in einer Stellungnahme mit, sie kom­
mentiere Auslieferungsprozesse, die 
von Drittstaaten durchgeführt werden, 
grundsätzlich nicht, beobachte gleich­
wohl sämtliche Entwicklungen um den 
Fall Assange. 
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Auf die bedenklichen Signalwirkungen 
für die Pressefreiheit verwies indes der 
Petitionsausschuss und teilte damit die 
Sorgen der Petentinnen und Petenten. 
Mit dem höchstmöglichen Votum „zur 
Berücksichtigung“ wurden die Eingaben 
der Regierung überwiesen. In seiner  
Beschlussempfehlung unterstrich der 
Ausschuss die überragende Bedeutung 
der Pressefreiheit bei der Kontrolle  
der Staatsgewalt und bei der Erhaltung 
rechtsstaatlicher Prinzipien. 

Anerkennung des Völkermordes  
an den Jesiden
Ein weiterer Berücksichtigungsbe­
schluss erfolgte zu einer Petition, in  
der vom Bundestag die Anerkennung 
des Völkermordes an den Jesiden ge­
fordert wurde. Die Petentinnen und  
Petenten bezogen sich auf die im Au­
gust 2014 von der Terrororganisation  
Islamischer Staat (IS) verübten massi­
ven Angriffe auf von Jesidinnen und  
Jesiden bevölkerte Gebiete im Norden 
des Irak. Dabei wurden tausende Men­
schen getötet oder verschleppt. Mehr  
als 2.000 Frauen und Mädchen werden 
weiterhin vermisst. Knapp 65.000­mal 
wurde die Petition mitgezeichnet, die 
deshalb auch in einer öffentlichen Sit­
zung des Ausschusses beraten wurde. 

Der Petitionsausschuss sprach sich für 
die Benennung der Taten als Völker­
mord aus. Die Abgeordneten regten da­
her ausdrücklich eine weitere parlamen­
tarische Befassung mit dem Anliegen 
der Petition an. Mit Erfolg! Am 19. Janu­
ar 2023 beschloss der Bundestag mit 
den Stimmen aller Fraktionen die Aner­
kennung der Verbrechen des IS an den 
Jesidinnen und Jesiden als Völkermord. 
Während der Debatte wurden das Leid 
der Opfer und das mutige Engagement 
der Überlebenden besonders gewürdigt. 

Bundesministerium des Innern  
und für Heimat

Gesunken ist die Zahl der Petitionen  
im Geschäftsbereich des Bundesinnen­
ministeriums (BMI) von 1.422 im Jahr 
2021 auf 1.291 im Berichtsjahr. Wie  
bereits in den Vorjahren stellten die 
Petitio nen zur allgemeinen inneren Ver­
waltung und zum öffentlichen Dienst­
recht einen der Schwerpunkte dar. Zum 
Asylrecht gab es weniger Eingaben als 
in den Vorjahren. Gestiegen ist hingegen 
das Eingabeaufkommen im Bereich des 
Verfassungsrechts. So wurde unter an­
derem angeregt, die „Rechte der Natur“ 
in das Grundgesetz aufzunehmen. Na­

Mitglieder des Petitionsaus­ 
schusses mit einer thailändischen 
Delegation in einem Sitzungssaal 
des Jakob­Kaiser­Hauses.
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hezu konstant blieben die Petitionen zur 
öffentlichen Sicherheit. Der Ausschuss 
beschäftigte sich insbesondere mit Ein­
gaben, die Beschwerden über die Arbeit 
der Bundespolizei oder Personalangele­
genheiten von Bundespolizistinnen und 
Bundespolizisten betrafen. Der Ukraine­
Krieg war eine Hauptursache für den 
Anstieg der Petitionen im Bereich des 
Bevölkerungs­ und Katastrophenschut­
zes. Mehrere Petenten forderten von der 
Bundesregierung finanzielle Mittel, um 
einen flächendeckenden Ausbau von 
adäquat ausgerüsteten Schutzräumen 
mit ausreichender Kapazität für die  
Zivilbevölkerung zu ermöglichen. Im 
Bereich Sport wurde überwiegend ein 
Boykott der Fußballweltmeisterschaft 
2022 in Katar aufgrund von Menschen­
rechtsverletzungen gefordert.

Nationaler Gedenktag für Terroropfer
Mit der Forderung nach einem nationa­
len Gedenktag für Terroropfer befasste 
sich der Petitionsausschuss im Berichts­
jahr – und konnte die Petition positiv 
abschließen. Grund dafür war, dass das 
Bundeskabinett am 16. Februar 2022  
beschlossen hatte, den „Nationalen Ge­
denktag für die Opfer terroristischer  
Gewalt“ einzuführen und diesen ab  
dem 11.  März 2022 jährlich zu begehen. 

Der Beschluss knüpft an den aus An ­ 
lass der Bombenanschläge in Madrid 
am 11.  März 2004 ausgerufenen Euro ­ 
pä ischen Gedenktag für die Opfer des 
Terror ismus an. In der spanischen 
Hauptstadt kamen damals 193 Men­
schen ums Leben, Tausende wurden 
verletzt. In Deutschland ist zum Geden­
ken nun unter anderem eine bundes­
weite Trauerbeflaggung der Dienst­
gebäude des Bundes vorgesehen.  
Angesichts dieser Entscheidung der 
Bundesregierung beschloss der Aus­
schuss, das Petitionsverfahren abzu­
schließen, „weil dem Anliegen ent­
sprochen worden ist“.

Unterstützung für ukrainische  
Flüchtlinge
Die Aufnahme einer großen Zahl ukra i­
ni scher Flüchtlinge wurde in einer Peti­
tion gefordert, die den Ausschuss nach 
Beginn des Krieges in der Ukraine er­
reichte. Verlangt wurde, die Betroffenen 
von Krieg und Vertreibung möglichst 
umfangreich in Deutschland unterzu­
bringen und Studenten­ sowie Arbeits­
visa zur Verfügung zu stellen. 
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Dem kam die Bundesregierung mit ihrer 
Ukraine­Aufenthalts­Übergangsverord­
nung vom 9. März 2022 nach, die rück­
wirkend ab 24. Februar 2022 gilt. Die 
Verordnung dient dazu, die Einreise 
und den Aufenthalt zu erleichtern und 
den Flüchtlingen die Möglichkeit für 
die Einholung eines Aufenthaltstitels zu 
geben. Für einen Zeitraum von 90 Tagen 
nach der erstmaligen Einreise ins Bun­
desgebiet sind sie vom Erfordernis eines 
Aufenthaltstitels befreit. Innerhalb die­
ses Zeitraums muss eine Antragstellung 
zur Erteilung eines Aufenthaltstitels 
nach Paragraf 24 des Aufenthaltsgeset­
zes erfolgen. Da ukrainische Flüchtlinge 
zudem umfassende Unterstützung in 
Deutschland erhalten – von Unterkunft 
über medizinische Versorgung bis zum 
Zugang zu Bildung –, konnte der Aus­
schuss über das positive Ergebnis des 
Petitionsverfahrens informieren.

Afghanische Familie darf  
in Deutschland bleiben
Positiv beschieden wurde auch die  
Petition einer afghanischen Familie.  
Ihr drohte eine Abschiebung nach Grie­
chenland, von wo aus sie nach Deutsch­
land eingereist war. Die Familie bat da­
rum, in Deutschland bleiben zu dürfen, 
um weiterhin in der Nähe des hier be­
findlichen Grabes ihres Sohnes sein zu 
können und weil es in Griechenland ih­
rer Aussage nach keine Förderangebote 
für ihre geistig behinderte Tochter gibt. 
Seitens des zuständigen Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
wurde bei der Prüfung ihrer Asylgesu­
che für alle Familienangehörige ein 
Abschiebungsverbot nach Afghanistan 
festgestellt. Der geistig behinderten 
Tochter wurde vom BAMF zudem  
die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt.  
Die Familie darf also in Deutschland 
bleiben.

Die Petentin Johanna Röh (re.) 
und ihre Begleiterin Angela 
Heinssen während einer 
öffentlichen Sitzung zum Thema 
Mutterschutz für selbstständige 
Schwangere. 
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Flutkatastrophe vom Juli 2021  
im Ahrtal
Die Flutkatastrophe vom Juli 2021 im 
Ahrtal ist noch nicht allzu lange her. 
Mehr als 180 Menschen verloren damals 
ihr Leben. Aus Sicht eines Petenten hat 
sich dabei gezeigt: Dass Länder und 
Kommunen für die Bewältigung von  
Katastrophen zuständig sind, sei nicht 
mehr zeitgemäß. Stattdessen, so forderte 
er in seiner Eingabe, müsse der Bund  
die Verantwortung für den Katastrophen­
schutz übernehmen und die notwendi­
gen zentralen Entscheidungen treffen.  
Es bedürfe einer zentralen Führung und 
Koordinierung der Maßnahmen durch 
den Bund in Abstimmung mit den Län­
dern und Kommunen. 
Mit der Neuausrichtung des Bundesam­
tes für Bevölkerungsschutz und Katas­
trophenhilfe hat das BMI aus Sicht des 
Petitionsausschusses bereits wichtige 
Veränderungsprozesse innerhalb seiner 
Zuständigkeiten initiiert. Eine vollstän­
dige Verlagerung der Kompetenzen auf 
den Bund im Bereich des Katastrophen­
schutzes fand nicht die Unterstützung 

der Abgeordneten. Sie entschieden, die 
Petition dem BMI als Material zu über­
weisen, damit sie in die weiteren Über­
prüfungen mit dem Ziel einer größeren 
Verantwortung des Bundes für den Be­
völkerungsschutz einbezogen wird. 

Gefährliche Hunde oder  
ungeeignete Halter?
Es gibt offenbar Hunderassen, die sind 
gefährlicher für den Menschen als ande­
re. Deshalb ist seit 2001 die Einfuhr be­
stimmter Rassen gesetzlich verboten.  
Einem Petenten erschien das aber nicht 
mehr zeitgemäß. Die Beißstatistiken 
würden zunehmend von Rassen domi­
niert, die als „ungefährlich“ gelten. Die 
Rassenliste schaffe daher eine Schein­
sicherheit gegenüber „ungefährlichen 
Rassen“, befand er. Sein Vorschlag: Hal­
terinnen und Halter sollten nachweisen, 
dass sie geeignet sind, einen Hund zu 
halten – unabhängig von der Rasse des 
Hundes. 
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Der Petitionsausschuss gelangte bei sei­
ner parlamentarischen Prüfung zu der 
Erkenntnis, dass auch Halterinnen oder 
Halter ihre Hunde gefährlich machen 
können. Unzweifelhaft sei allerdings, 
dass die Rassezugehörigkeit, die zugrun­
de liegende Zucht und nicht zuletzt die 
körperliche Konstitution nicht unbe­
trächtliche Gefahrenpotenziale darstel­
len können. Im Ergebnis beschlossen 
die Abgeordneten, die Petition als Mate­
rial an die Bundesregierung zu überwei­
sen, „soweit eine Überprüfung der Liste 
der gefährlichen Hunde angesprochen 
wird“. 

Bundestagswahlen für 16-Jährige
Sollten schon 16­Jährige an Bundestags­
wahlen teilnehmen dürfen? Mit einem 
klaren Ja wird diese Frage in einer öf­
fentlichen Petition beantwortet, die den 
Ausschuss im Berichtsjahr erreicht hat. 
Eine Absenkung des Wahlalters sei zeit­
gemäß und könne dazu führen, dass Ju­
gendliche staatliche Institutionen stär­
ker anerkennen, schreibt der Petent.  
Jugendliche seien in hohem Maß poli­
tisch engagiert, könnten dieses Engage­
ment und ihr Interesse zurzeit aber nur 
außerparlamentarisch äußern. 
Der Petitionsausschuss wies in seiner 
Beschlussempfehlung darauf hin, dass 
sowohl das Grundgesetz als auch das 
Bundeswahlgesetz derzeit das vollende­
te 18. Lebensjahr zur Voraussetzung für 
die Teilnahme an Bundestagswahlen 
machen. Allerdings sei 2020 eine Re­
formkommission eingesetzt worden, die 
sich mit Fragen des Wahlrechts befassen 
und Empfehlungen erarbeiten soll – un­
ter anderem zum Wahlrecht ab 16 Jah­
ren. Ergebnisse sollen bis Mitte 2023 
vorliegen. Die Petition wurde daher den 
Fraktionen des Bundestages zur Kennt­
nis gegeben, da sie dem Ausschuss als 
Anregung für eine parlamentarische Ini­
tiative geeignet erschien.

Die Bundestagsabgeordnete  
Silvia Breher (CDU/CSU) bei 
einer Sitzung des Petitionsaus­
schusses.
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Bundesministerium der Justiz

Die Anzahl der Eingaben, die den Ge­
schäftsbereich des Bundesministeriums 
der Justiz (BMJ) betrafen, verringerte 
sich von 1.466 Eingaben im Jahr 2021 
auf 1.332 im Berichtsjahr. In vielen Ein­
gaben wurden Sorgen im Hinblick auf 
die vor allem in Ballungsräumen stark 
gestiegenen Mieten geäußert. Gefordert 
wurden dabei ein bundesweiter Mieten­
deckel sowie die Abschaffung bezie­
hungsweise stärkere Regulierung von  
Indexmieten. Themen waren auch die 
Vergemeinschaftung von Wohnungs­
unternehmen, Vorkehrungen gegen die 
Gentrifizierung und eine Stärkung des 
sozialen Wohnungsbaus. Einen weiteren 
Schwerpunkt bildete das Familienrecht. 
In den vorgetragenen Anliegen spiegel­
ten sich häufig die im Zuge eines allge­
meinen gesellschaftlichen Wandels ver­
ändernden Familienbilder wider. Mehre­
re Eingaben gab es auch zum Straf recht. 
Die auch durch eine intensive Medien­
berichterstattung geprägte Diskussion 
um eine Zunahme von Gewalttaten führ­
te zu Petitionen, mit denen strafrecht­
liche Verschärfungen und eine härtere 
Bestrafung vor allem junger Straftäter  
gefordert wurden.

Auf dem Weg zur digitalen  
Aktenführung
An deutschen Gerichten und Staatsan­
waltschaften ist die gute alte Papierakte 
noch immer der Standard. In einer Peti­
tion wurde nun gefordert, die digitale 
Aktenführung dort stärker auszubauen. 
Bund und Länder, so schrieb der Petent, 
würden die Digitalisierung der Justiz mit 
zu geringen Mitteln planen und umset­
zen. Daher solle ein Sonderprogramm 
des Bundes zur Umstellung deutscher 
Gerichte und Staatsanwaltschaften auf 
eine digitale Aktenführung eingerichtet 
werden. Laut Petitionsausschuss wird 
die führende elektronische Akte bei den 
Bundesgerichten in der Zivilgerichts­
barkeit und in den Fachgerichts bar­
keiten seit 2020 in einem Pilotprojekt  
erprobt. Auch stellte der Petitionsaus­
schuss fest, dass der Bundesgerichts hof 
in fast allen Zivilsenaten bereits eine  
E­Akte als Doppelakte neben der weiter­
hin führenden Papierakte eingerichtet 
hat. Erste Schritte sind also gemacht.  
Damit es bald weitere gibt, überwies der 
Ausschuss die Petition dem BMJ als  
Material. 
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Gefahren durch Social Bots
Sogenannte Social Bots können die 
Wahrnehmung von Nutzerinnen und 
Nutzern sozialer Netzwerke manipulie­
ren und dadurch die Meinungsbildung 
der Gesellschaft beeinflussen. Auf diese 
Gefahr machte den Petitionsausschuss 
eine öffentliche Petition aufmerksam. 
Eine bessere Regulierung und mehr 
Transparenz von sozialen Netzwerken 
lautete die Forderung in der Petition, 
die als Material an das BMJ überwiesen 
wurde. Aus Sicht des Ausschusses wur­
de der Petition inzwischen entsprochen. 
Seit 2022 gibt es auf europäischer Ebene 
eine Neuregulierung von Online­Platt­
formen. Der voraussichtlich ab Anfang 
2024 anwendbare Digital Services Act 
(DSA) sieht unter anderem weitreichen­
de Vorschriften zu Transparenz und  
Anpassungsmöglichkeiten für Empfeh­
lungssysteme sowie zu Risikobewertung 
und ­minderung vor. So werden die An­
bieter sehr großer Online­Plattformen 
beispielsweise verpflichtet, systemische 
Risiken zu ermitteln, zu analysieren 
und zu bewerten. Solche Risiken kön­
nen auch durch die unauthentische 
oder automatisierte Nutzung eines 
Dienstes entstehen. 

Kein Grundrecht auf ein Auto ...
Ein Grundrecht auf motorisierten Indivi­
dualverkehr gibt es nicht – und sollte es 
auch in Zukunft nicht geben, findet der 
Petitionsausschuss. Ein solches Grund­
recht wurde in einer Petition gefordert, 
die dem Ausschuss im Berichtsjahr zu­
ging. Damit wäre nach Auffassung des 
Petenten sichergestellt, dass Änderun­
gen im Bereich des Verkehrswesens – 
wie etwa die eingeschränkte Nutzung 
von Verbrennungsmotoren und die Fest­
legung von Grenzwerten bei den Kfz­
Schadstoffemissionen – dem Verhältnis­
mäßigkeitsgrundsatz entsprechen und 
auf einer Abwägung der unterschiedli­
chen Belange beruhen. 
Dem vermochten die Abgeordneten 
nicht zu folgen. Schließlich schütze das 
Grundgesetz die allgemeine Handlungs­
freiheit im umfassenden Sinne „und da­
mit auch das Führen von Kraftfahrzeu­
gen im öffentlichen Straßenverkehr“. 
Eingriffe dürfen schon jetzt nur dann 
vorgenommen werden, wenn der Ver­
hältnismäßigkeitsgrundsatz beachtet 
wird. Ein Anspruch auf eine bestimmte 
Verkehrsinfrastruktur ergibt sich aus 
den Grundrechten des Grundgesetzes  
jedoch nicht. Er sollte dort auch nicht 
verankert werden, machte der Petitions­
ausschuss deutlich. 

Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN), Staatsminister im 
Auswärtigen Amt, während eines 
Berichterstattergesprächs.
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... und auch kein Grundrecht auf  
soziales Wohlbefinden
Keine Unterstützung des Petitionsaus­
schusses fand auch die in einer Petition 
geforderte Ergänzung des Grundgesetzes 
um ein Recht auf soziales Wohlbefin­
den. Das geht aus Sicht der Abgeordne­
ten schon deshalb nicht, weil der Be­
griff „Wohlbefinden“ subjektiv bestimmt 
und von jedem Menschen anders ver­
standen wird. Ein Grundrecht auf so­
ziales Wohlbefinden nähme den Staat 
aber in die Pflicht, den Begriff zu be­
stimmen, jedem einzelnen Menschen 
dieses soziale Wohlbefinden zu garan­
tieren und für die Folgen einzustehen, 
wenn es nicht erreicht wird. Dies ist 
nach Überzeugung des Ausschusses 
schon deshalb nicht leistbar, weil das 
persönliche so ziale Wohlbefinden von 
unterschied lichen, überwiegend priva­
ten Umständen geprägt wird, auf die  
der Staat nicht oder nur bedingt Ein ­ 
fluss hat. 

Impfstatus kein neues  
Diskriminierungsmerkmal
Der Petitionsausschuss lehnt es ab, den 
Impfstatus als neues Diskriminierungs­
merkmal ins Allgemeine Gleichbehand­
lungsgesetz (AGG) aufzunehmen. Ein 

dahingehendes Petitionsverfahren wur­
de abgeschlossen, „weil dem Anliegen 
nicht entsprochen werden konnte“. In 
einer Petition wurde die Ergänzung im 
AGG gefordert, damit angesichts der  
Corona­Impfkampagne Diskriminierun­
gen wegen des Impfstatus ausgeschlos­
sen werden. So könne Befürchtungen 
hinsichtlich einer Impfpflicht und der 
Einführung einer Zwei­Klassen­Gesell­
schaft entgegengewirkt werden, hieß  
es in der Petition. 
Der Petitionsausschuss hielt dem ent­
gegen, dass von ungeimpften Personen 
potenziell eine größere Infektionsgefahr 
für andere Menschen ausgehe. Nähme 
man den Impfstatus als neues Diskrimi­
nierungsmerkmal ins AGG auf, würde 
das damit einhergehende grundsätz ­ 
liche Verbot der Ungleichbehandlung 
überwiegend ohne Wirkung bleiben. 
Schließlich könne nach dem AGG eine 
unterschiedliche Behandlung zulässig 
sein, wenn sie „der Vermeidung von  
Gefahren, der Verhütung von Schäden 
oder anderen Zwecken vergleichbarer 
Art dient“, schreibt der Ausschuss in 
seiner Beschlussempfehlung. 
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Bundesministerium der Finanzen

Im Geschäftsbereich des Bundesminis­
teriums der Finanzen (BMF) lag die 
Zahl der Eingaben im Berichtsjahr mit 
1.262 deutlich über der von 2021 (867). 
Besonders viele Eingaben waren zu den 
steigenden finanziellen Belastungen der 
Bürgerinnen und Bürger im Bereich der 
Energie­ und Lebenshaltungskosten zu 
verzeichnen, die im Zusammenhang mit 
der COVID­19­Pandemie, dem Ukraine­
Krieg und der steigenden Inflation stan­
den. Dabei ging es oft um eine Senkung 
der Umsatz­ und Energiesteuersätze für 
Kraftstoffe sowie der Energiekosten für 
Strom, Gas, Heizöl oder Fernwärme. 
Eine Reihe von Petentinnen und Peten­
ten forderte außerdem, die Umsatzsteu­
er speziell auf gesunde Lebensmittel 
wie Obst, Gemüse und Bioprodukte  
zu senken. Thematisiert wurde auch  
die Energiepreispauschale in Höhe von 
300  Euro. Eingaben gab es auch gegen 
die Errichtung eines Sondervermögens 
für die Bundeswehr und dessen Veran­
kerung im Grundgesetz.

Mit der Klimaprämie zur  
Klimaneutralität
Der Forderung nach einer Klimaprämie 
wurde nach Auffassung des Ausschus­
ses – zumindest teilweise – durch ge­
setzliche Maßnahmen entsprochen. In 
der Eingabe war argumentiert worden, 
die Klimaprämie könne, gekoppelt mit 
einer hohen CO2­Steuer, effizient und 
sozial ausgewogen zur Klimaneutralität 
und zur Erhaltung der natürlichen Le­
bensgrundlagen beitragen. 
Mit der im Klimaschutzprogramm 2030 
geregelten CO2­Bepreisung ist aus Sicht 
des Ausschusses ein wichtiger Schritt 
schon getan. Die Einnahmen sollen  
Klimaschutzfördermaßnahmen zugute­
kommen oder als Entlastung an die 
Bürgerinnen und Bürger sowie die  
Unternehmen zurückgegeben werden, 
vor allem durch niedrigere Strompreise. 
Eine direkte Rückerstattung der Einnah­
men aus der CO2­Bepreisung über eine 
Klimaprämie hält der Ausschuss hinge­
gen für problematisch. Besonders die 
Wahl der richtigen Auszahlungsmoda­
lität und die gegebenenfalls erforder­
liche zusätzliche Verwaltungsinfra­
struktur stellen aus seiner Sicht erheb­
liche Hürden dar.

Ina Latendorf (DIE LINKE.) bei 
einem Ortstermin des Petitions­
ausschusses in Ummanz auf der 
Insel Rügen. Anlass war eine 
Petition, die die Rechtmäßigkeit 
der Vermögenszuordnung 
ehemals volkseigener Grund­
stücke in Frage stellte. 



34Beispiele aus der Arbeit des Petitionsausschusses

Komplexe Steuerangelegenheiten 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
sollten zu Beratungen in Steuerangele­
genheiten nur befugt sein, wenn sie eine 
Steuerberaterprüfung abgelegt haben, 
wurde in einer Petition gefordert. Die 
klassische juristische Ausbildung hielt 
der Petent für nicht ausreichend, um in 
dem komplexen Rechtsgebiet des Steu­
errechts eine fehlerfreie Beratung ge­
währleisten zu können. Der Forderung 
nach einem Verbot steuerlicher Bera­
tung durch Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte folgte der Petitionsaus­
schuss letztlich zwar nicht. Die Abge­
ordneten sprachen sich dennoch für 
eine Materialüberweisung an das BMF 
aus, „soweit eine gesetzliche Regelung 
über die fachlichen Anforderungen  
bei der Beratung in Steuersachen für 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
geschaffen werden soll“.

Bundesministerium für Wirtschaft  
und Klimaschutz

Die Zahl der Neueingaben zum Ge­
schäftsbereich des Bundesministe­ 
riums für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) lag im Berichtsjahr 2022 bei 
1.165 und damit mehr als doppelt so 
hoch wie 2021 (523). Ursächlich hier­
für waren primär zahlreiche Anliegen 
im Zusammenhang mit der Energiekri­
se. Es ging vorrangig um die Themen 
Energiepreise, Energieversorgung, Gas­
versorgung und Heizöl. Gefordert wur­
de unter anderem, die Gaspreisbremse 
auf Öl, Pellets, Strom und andere Res­
sourcen zur Wärmegewinnung auszu­
weiten. Auch zu den Themenfeldern 
erneuerbare Energien und Energiewen­
de gab es eine Vielzahl an Petitionen. 
Inhaltlich breit gefächert waren die 
Eingaben zum Klimaschutz. Die Anlie­
gen reichten von einem fotovoltaikge­
stützten Betrieb oder einer nächtlichen 
Abschaltung wenig frequentierter Ver­
kehrsampeln über die Ausstattung von 
Straßenlaternen mit Bewegungsmel­
dern bis hin zu einer Überprüfung aller 
Gesetze zum Klimaschutz auf ihre So­
zialverträglichkeit.
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Es muss auch ohne Smartphone gehen
Ein Leben ohne Smartphone? Gerade  
für jüngere Menschen ein kaum vorstell­
bares Szenario. Urlaub gebucht, Konto 
gecheckt, Konzertkarten gekauft – alles 
über Apps auf dem Smartphone. Was 
aber geschieht mit denen, die ein solches 
Gerät nicht nutzen wollen oder können? 
Auch ihnen müsse die Teilhabe an staat­
lichen und privatwirtschaftlichen An­
geboten des gesellschaftlichen Lebens 
möglich sein, wurde in einer Petition  
gefordert. 
Anbieter von Produkten oder Dienstleis­
tungen von allgemeinem Interesse dürf­
ten aus Sicht einer Petentin den Besitz 
von Smartphones nicht willkürlich zur 
Voraussetzung machen. Zumindest 
dann nicht, wenn dies technisch nicht 
zwingend notwendig ist. Der Petitions­
ausschuss tritt dafür ein, dass es zumin­
dest bei Leistungen der Daseinsvorsorge 
stets eine Alternative zur Verwendung 
eines Smartphones geben sollte, um die 
Spaltung der Gesellschaft nicht weiter 
zu vertiefen und eine gleichberechtigte 
Teilhabe aller am wirtschaftlichen Le­
ben sicherzustellen. Mit diesem Hin­
weis verbunden wurde die Petition  
dem BMWK als Material überwiesen. 

Verbot der Einwegelektronik  
nicht umsetzbar
Kaum gekauft, schon kaputt – und was 
dann? Insbesondere Einwegelektronik 
wandert auf dem schnellsten Wege in 
den Müll. Ein Verbot solcher Einweg­
elektronik, wie in einer Eingabe ver­
langt, ist nach Ansicht des Petitions­
ausschusses dennoch nicht angebracht. 
Die vom Petenten angesprochene Nach­
haltigkeit und Reparierbarkeit ist für 
die Abgeordneten gleichwohl ein sehr 
wichtiges Thema. Sie überwiesen die 
Petition dem BMWK zur Erwägung und 
leiteten sie dem Europäischen Parla­
ment zu, „soweit gesetzgeberischer 
Handlungsbedarf in Bezug auf Elektro­
schrott und Anforderungen an die 
Langlebigkeit, Reparier­ und Wieder­
verwertbarkeit von Elektrogeräten an­
gesprochen ist“. Die Bundesregierung 
hält jedoch ein nationales, allgemeines 
Verbot von Einwegelektronik aufgrund 
der geltenden europäischen Gesetzge­
bung für nicht umsetzbar. Allerdings 
gehören auch physische Produkte mit 
Einweg­Elektronik zum Anwendungs­
bereich des Entwurfs der zukünftigen 
EU­Ökodesign­Verordnung, wurde dem 
Ausschuss mitgeteilt. 

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN), Parlamentarischer 
Staatssekretär im Bundes minis­
terium für Wirtschaft und Klima­
schutz, bei einer öffentlichen 
Ausschusssitzung zum Thema
energetische Unabhängigkeit von 
Russland und Mobilitätswende.
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Fehlende Ersatzteile für Pedelecs
Ein Pedelec ist eine kostspielige Ange­
legenheit. Für die durchschnittlich 
2.000 bis 3.000 Euro teuren E­Bikes be­
stehe jedoch keine Verpflichtung, nach 
der Garantie­ oder Gewährleistungsfrist 
Ersatzteile bereitzuhalten, wurde in ei­
ner Petition beklagt. Verlangt wurde 
eine Verpflichtung der Hersteller, Er­
satzteile bereitzustellen, wie es für die 
Hersteller von Kraftfahrzeugen jetzt 
schon üblich sei. 
Im Rahmen seiner Prüfung gelangte  
der Petitionsausschuss zu der Einschät­
zung, dass zum gegenwärtigen Zeit­
punkt weder für Kfz­ noch für Pedelec­
Hersteller gesetzliche Verpflichtungen 
zum Bereithalten von Ersatzteilen beste­
hen. Einige Unternehmen in der Bran­
che hätten immerhin festgelegt, ihre 
Komponenten für einen bestimmten 

Zeitraum, meist fünf Jahre, bereitzuhal­
ten. Am Ende hängt die Verfügbarkeit 
von Ersatzteilen aber immer vom Ein­
zelfall ab. Für die Abgeordneten war 
dieser Befund Anlass genug, die Peti­
tion dem BMWK als Material zu über­
weisen und sie den Fraktionen zur 
Kenntnis zu geben.

Immer wieder Ärger mit der Post
Nicht zugestellte Einschreibsendungen 
der Deutschen Post AG sorgten für Frust 
bei einem Bürger, der sich im Berichts­
jahr an den Petitionsausschuss wandte. 
Verloren gegangen seien diese, und das 
nicht nur einmal. So kann es nicht wei­
tergehen, befand der Petent und forder­
te, die Qualität der Postdienstleistungen 
zu erhöhen. Der Petitionsausschuss er­
bat Auskunft von der für Postdienstleis­
tungen zuständigen Bundesnetzagentur. 
Dort sah man keine Anhaltspunkte da­
für, dass die Universaldienstleistung 
„Einschreibsendung“ regelmäßig nicht 
oder regelmäßig fehlerhaft erbracht 
wird. Schlechtleistungen – insbesonde­
re in einem postalischen Massenge­
schäft – könnten jedoch nicht vollstän­
dig ausgeschlossen werden. 
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Der Ausschuss sah dennoch Handlungs­
bedarf: Die Qualität der Postdienstleis­
tungen sollte erhöht, die postalische In­
frastruktur verbessert und der Kunden­ 
und Verbraucherschutz im Postbereich 
gestärkt werden, urteilten die Abgeord­
neten und überwiesen die Petition dem 
BMWK als Material, damit sie in die Be­
ratungen zur angekündigten Novelle des 
Postgesetzes einbezogen wird. 

Bundesministerium für Ernährung  
und Landwirtschaft

Im Jahr 2022 gingen 158 Petitionen ein, 
die den Geschäftsbereich des Bundes­
ministeriums für Ernährung und Land­
wirtschaft (BMEL) betrafen. Im Ver­
gleich zum Jahr 2021 sank damit deren 
Zahl um 45. Ein besserer Tierschutz so­
wohl in der Landwirtschaft als auch im 
privaten Bereich war dabei erneut Ge­
genstand vieler Petitionen. Gefordert 
wurden ein Ende der Massentierhaltung 
sowie eine deutliche Reduzierung der 
Anzahl der in Ställen und auf Weiden 

gehaltenen Tiere, um deren Haltungsbe­
dingungen zu verbessern. Der Wandel 
zu einer ökologischeren Landwirtschaft 
wurde auch thematisiert. Entsprechen­
de Betriebe sollten aus Sicht einiger Pe­
tentinnen und Petenten stärker subven­
tioniert werden. 

Kampf der Lebensmittelvernichtung
Hierzulande werden viel zu viele Le­
bensmittel weggeschmissen. Dem wollte 
ein Petent entgegenwirken und forderte 
eine Verpflichtung für Supermärkte, üb­
rig gebliebene, noch verzehrfähige Le­
bensmittel direkt im Markt kostenlos für 
Bedürftige und Geringverdienende zur 
Verfügung zu stellen. Einer gesetzlichen 
Verpflichtung steht laut Petitionsaus­
schuss aber die unternehmerische Frei­
heit von Händlern entgegen. Viele von 
ihnen würden jedoch ohnehin unver­
kaufte, noch genießbare Produkte zur 
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kostenlosen Mitnahme anbieten. Zudem 
retten die Tafeln in Deutschland pro Jahr 
über 260.000 Tonnen Lebensmittel aus 
etwa 30.000 Lebensmittelmärkten – ganz 
ohne gesetzlichen Auftrag. Dennoch be­
grüßte der Ausschuss grundsätzlich Maß ­
nahmen gegen Lebensmittelverschwen­
dung und überwies die Petition dem 
BMEL als Material. 

  

Das Ministerium berichtete in seiner 
Entgegnung, dass an dem Ziel der Peti­
tion gearbeitet werde, die Weitergabe 
überschüssiger verzehrfähiger Lebens­
mittel zu verbessern. Geplant sei eine 
Verpflichtung für Handelsunternehmen, 
solche Waren beispielsweise einer Tafel 
im Rahmen entsprechender Kooperatio­
nen zur Abholung anzubieten. 

Keine verpflichtende  
Tierkrankenversicherung 
Was tun, wenn das Haustier krank ist? 
Ab zum Tierarzt! So ein Tierarztbesuch 
kostet aber Geld, was viele bei der An­
schaffung des Tieres nicht bedenken. 
Die Lösung des Problems könnte eine 
gesetzlich verpflichtende Tierkranken­
versicherung sein, hieß es in einer Peti­
tion. 

Der Petitionsausschuss teilte zwar die 
Auffassung, dass unnötiges Tierleiden  
vermieden werden muss, sah dies aber 
durch entsprechende Regelungen des 
Tierschutzgesetzes ausreichend und im 
notwendigen Umfang gewährleistet.  
Die Einführung einer Versicherungs­
pflicht würde zudem einen Grundrechts­
eingriff darstellen und einen hohen  
bürokratischen Aufwand verursachen. 
Es sollte also bleiben, wie es ist: Ent­
weder sparen die Tierhalterinnen und 
Tierhalter für eventuelle Tierarztkosten, 
oder sie schließen eine entsprechende 
Krankenversicherung ab – freiwillig. 
Abschluss, weil nicht entsprochen wer­
den konnte, lautete daher das Votum 
der Abgeordneten. 

„Eintagsküken“ zu töten ist verboten
Jahr für Jahr gibt es Petitionen, in denen 
bessere Bedingungen in der Massentier­
haltung oder gar deren Abschaffung ge­
fordert werden. Im Berichtsjahr wand­
ten sich mehrere Petenten an den Aus­
schuss und forderten die Einführung 
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EU­weit verbindlicher Mindeststan­
dards für die Massentierhaltung und 
mehr Forschungsgelder für die Entwick­
lung tierschutzgerechter Haltungssyste­
me. Da eine stete Verbesserung des Tier­
schutzes bei der Massentierhaltung aus 
Sicht des Ausschusses wünschenswert 
ist, wurden die Petitionen dem BMEL 
als Material überwiesen und dem Euro­
päischen Parlament zugeleitet. 
Auf EU­Ebene sei inzwischen ein weite­
res Positionspapier zum Tierschutz 
beim Transport abgestimmt worden, 
teilte das Ministerium dem Petitions­
ausschuss mit. Zudem konnten mit der 
Neuregelung der Tierschutz­Transport­
verordnung zwischenzeitlich Verbesse­
rungen erzielt werden. So muss ein 
innerstaat licher Tiertransport zum 
Schlachthof bei einer Außentemperatur 
von mehr als 30 Grad Celsius innerhalb 
von viereinhalb Stunden beendet sein. 
Dank des novellierten Tierschutzgeset­
zes ist es außerdem seit 2022 verboten, 
„Eintagsküken“ zu töten. 

Bundesministerium für Arbeit  
und Soziales

Einen leichten Anstieg gab es bei der 
Anzahl der Petitionen, die den Ge­
schäftsbereich des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales (BMAS) betra­
fen. Insgesamt 1.390 waren es im Be­
richtsjahr – knapp 100 Eingaben mehr 
als im Vorjahr (1.294). Ein Großteil war 
durch die im Laufe des Jahres steigende 
Inflationsrate geprägt. Auch die wach­
senden Energiepreise veranlassten viele 
Bürgerinnen und Bürger zu Petitionen 
mit unterschiedlichen Zielrichtungen. 
Gefordert wurde, den Mindestlohn in 
Anbetracht der starken Preissteigerun­
gen auf 15 Euro brutto anzuheben sowie 
Lohnsteigerungen an die Inflationshöhe 
zu koppeln. Mehrere Petentinnen und 
Petenten sprachen sich auch dafür aus, 
die Hartz­IV­Regelsätze mindestens um 
das Niveau der Teuerungsrate anzuhe­
ben. Weitere Eingaben forderten, die 
Strom­ und Heizkosten von Hartz­IV­ 
Bezieherinnen und ­Beziehern in voller 
Höhe zu übernehmen. Auf dem Gebiet 
des Arbeitsrechts wurde ein gesetzlicher 
Anspruch auf „mobiles Arbeiten“ auch 
unabhängig von der Corona­Pandemie 
verlangt. 

Öffentliche Sitzung des 
Petitionsausschusses  
im Paul­Löbe­Haus.
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Stotternder Start in die  
Selbstständigkeit
Manchmal schafft schon eine Nachfrage 
durch den Petitionsausschuss ein Pro­
blem aus der Welt. So zum Beispiel im 
Fall einer Petentin, die sich als mobile 
Fußpflegerin selbstständig machen woll­
te. Den Antrag auf Gründungszuschuss 
hatte sie gestellt, längere Zeit aber keine 
Nachricht von der Deutschen Renten­
versicherung Bund (DRV) erhalten. Also 
wandte sie sich an den Petitionsaus­
schuss. Die Abgeordneten fragten beim 
Bundesamt für Soziale Sicherung nach, 
das die Rechtsaufsicht über die DRV 
Bund ausübt. Es stellte sich heraus, dass 
es in der Sachbearbeitung zu Missver­
ständnissen bei der formalen Beantra­
gung der Leistung zur Teilhabe am Ar­
beitsleben gekommen war, weswegen 
das Verfahren zum Antrag der Petentin 
stockte. Eine Stellungnahme des behan­
delnden Arztes hatte noch nicht vorge­
legen und musste noch eingeholt wer­
den. Nachdem dies geschehen und die 
Stellungnahme von der DRV Bund aus­
gewertet worden war, konnte der Peten­
tin im Juli 2022 der Gründungszuschuss 
für ihr Vor haben bewilligt werden. 

Partnerschaft oder „nur“ Freundschaft
Die Bewertung dieser Frage kann finan­
ziell einen großen Unterschied machen: 
Ist es eine Partnerschaft oder „nur“ 
Freundschaft? Im Falle einer Petentin, 
die sich im Berichtsjahr an den Aus­
schuss gewendet hatte, war die Bewer­
tung durch das Jobcenter falsch. Die 
Mitarbeiter hatten Leistungen nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) 
eingestellt und auf eine angeblich beste­
hende Bedarfsgemeinschaft mit ihrem 
Nachbarn verwiesen. Die durch die 
Leistungseinstellung finanziell in eine 
Notlage geratene Petentin wies das zu­
rück und schaltete den Petitionsaus­
schuss ein. Die angenommene Partner­
schaft gebe es nicht – es handle sich 
vielmehr um eine Freundschaft. Auf Ini­
tiative des Petitionsausschusses kam es 
zu einem persönlichen Gespräch des 
Jobcenters mit der Petentin, an dem 
auch der Nachbar teilnahm. Dabei  
wurde festgestellt, dass – anders als  
ursprünglich vom Jobcenter angenom­
men  – keine Verantwortungs­ und Ein­
stehensgemeinschaft besteht. Die 
Petentin erhielt daher weiterhin Leis­
tungen nach dem SGB II.
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Erwerbsminderungsrente wird  
nachgezahlt
Nachdem ihre Erwerbsminderungsrente 
seit mehreren Monaten nicht mehr aus­
gezahlt wurde und diesbezügliche An­
fragen an die DRV Bund unbeantwortet 
blieben, wandte sich eine Petentin an 
den Ausschuss. Ihr drohte das Geld aus­
zugehen – die Rücklagen waren fast auf­
gebraucht. Eine gute Entscheidung! Wie 
sich zeigte, hatte die DRV Bund die Er­
werbsminderungsrente der Petentin mit 
Bescheid vom April 2021 nur bis zum 
September 2020 bewilligt, weil gleich­
zeitig auch ein Antrag auf Altersrente ab 
dem 1. Oktober 2020 vorlag. Nach Ab­
rechnung einer einbehaltenen Nachzah­
lung für die Zeit vom Juni 2019 bis zum 
September 2020 sei übersehen worden, 
dass das Team, das für die Bearbeitung 
des Altersrentenantrags zuständig war, 
noch eine Entscheidung hätte treffen 
müssen. Eine Entschuldigung der Ren­
tenversicherung und die Bewilligung 
der Altersrente für die Petentin rückwir­
kend zum 1. Oktober 2020 waren die 
Folge. Außerdem erhielt die Petentin 
eine Nachzahlung von gut 13.000 Euro. 
Die Petition war somit erfolgreich.

Diskriminierender Antragsvordruck 
Weil es ihm bei der Beantragung von 
Arbeitslosengeld nicht möglich war, sei­
nen Familienstand korrekt anzugeben, 
wandte sich ein Petent an den Aus­
schuss. Zwar würden in den Antragsfor­
mularen der Bundesagentur für Arbeit 
die Optionen „verheiratet/eingetragene 
Lebenspartnerschaft“ und „geschieden“ 
aufgeführt. Eine „aufgehobene eingetra­
gene Lebenspartnerschaft“ gebe es als 
weitere Bezeichnung des Familienstan­
des jedoch nicht. Dies stellte aus Sicht 
des Petenten eine Diskriminierung der 
Betroffenen dar. Nachdem sich der Peti­
tionsausschuss eingeschaltet hatte, prüf­
te das BMAS den Sachverhalt und teilte 
mit, dass der Antragsvordruck für Ar­
beitslosengeld im Punkt Familienstand 
aufgrund der Eingabe angepasst werde. 
Dem Familienstand „geschieden“ werde 
„Lebenspartnerschaft aufgehoben“ und 
dem Familienstand „verwitwet“ werde 
„Lebenspartner/­in verstorben“ hinzu­
gefügt. Auch die Online­Antragsformu­
lare würden entsprechend geändert. Der 
Petition wurde damit stattgegeben.

Der Petitionsausschuss des Land­
tags Rheinland­Pfalz zu Gast beim 
Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestages am 23. Juni 2022.
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Bundesministerium für Digitales  
und Verkehr

Im Geschäftsbereich des Bundesminis­
teriums für Digitales und Verkehr 
(BMDV) lag die Zahl der Petitionen im 
Jahr 2022 bei 805. Sie ist damit im Ver­
gleich zum Vorjahr (545) angestiegen. 
Der überwiegende Teil der Zuschriften 
entfiel erneut auf den Bereich des Stra­
ßenverkehrs. Häufig ging es den Bürge­
rinnen und Bürgern um Bestimmungen 
der Straßenverkehrsordnung (StVO) und 
die Regelungen zum Führerscheinwe­
sen. Zahlreiche Petitionen thematisier­
ten Tempolimits auf Autobahnen. So 
wurde beispielsweise Tempo 100 auf 
Autobahnen, 80 außerorts und 30 inner­
orts gefordert, um unabhängiger von 

russischen Energietransporten zu wer­
den und das Ende des Krieges in der 
Ukraine zu beschleunigen. Verlangt 
wurde auch, Städten und Gemeinden 
das Recht einzuräumen, eine geringere 
Höchstgeschwindigkeit auf innerörtli­
chen Straßen festzulegen. Vor dem Hin­
tergrund der Einführung des 9­Euro­ 
Tickets gingen zahlreiche Eingaben zur 
Verstetigung, Erweiterung oder Abschaf­
fung pauschal bezahlter Fahrscheine für 
Nah­ und Fernverkehr ein. Im Telekom­
munikationsbereich dominierten Be­
schwerden über das Geschäftsgebaren 
von Telekommunikationsanbietern, 
über Anbieterwechsel sowie über aufge­
setzte und manipulierte Rufnummern. 
Häufig wurde auch ein verbesserter 
Kundenschutz gefordert. Gegenstand 
der Zuschriften waren zudem Forderun­
gen nach einer Versorgung mit schnel­
lem Internet und nach Verbesserung der 
Telekommunikationsinfrastruktur.
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Wie steht es um die Regelkenntnis  
von Radfahrerinnen und Radfahrern?
Wer mit dem Auto unterwegs ist, hat sei­
ne Kenntnis der Straßenverkehrsregeln 
zumindest schon einmal nachgewiesen. 
Er oder sie braucht schließlich einen 
Führerschein. Radfahrerinnen und Rad­
fahrer hingegen nicht. Daher müssten 
nach Auffassung eines Petenten für die­
se Personengruppe die Verkehrsregeln 
zusammengefasst und in Form eines 
Merkblatts übermittelt werden. Außer­
dem verlangte er in seiner Eingabe, die 
Höchstgeschwindigkeit für den auf Geh­
wegen freigegebenen Radverkehr auf 
zwölf Stundenkilometer zu begrenzen. 
Bei vorhandenem Radweg sollte die Be­
nutzung des Fußgängerwegs generell 
verboten werden. 

Der Petitionsausschuss konnte nach um­
fassender Prüfung der Petition jedoch 
keinen parlamentarischen Handlungs­
bedarf erkennen. Zum einen, weil die 
StVO, die bereits im Jahr 2013 bürger­
näher und verständlicher gestaltet wur­
de, schließlich auch für Radfahrerinnen 
und Radfahrer gilt. Im Übrigen gebe es 
schon von Radverkehrsverbänden her­
ausgegebene Infobroschüren, in denen 
die einschlägige Rechtsprechung dar­
gestellt und erläutert wird. 

Eltern-Kind-Parkplätze an Schulen
Auf Privatparkplätzen von Einkaufszen­
tren, Supermärkten oder in Parkhäusern 
gehören Eltern­Kind­Parkplätze bereits 
heute zum normalen Parkplatzangebot. 
Im öffentlichen Verkehrsraum aber 

Der Petent Tino Pfaff und die 
Mobilitätsexpertin Katja Diehl bei 
einer Sitzung des Petitionsaus­ 
schusses zum Thema energetische 
Unabhängigkeit von Russland und 
Mobilitätswende. 
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nicht. Das muss sich ändern, wurde in 
einer Eingabe gefordert, die den Petiti­
onsausschuss im Berichtsjahr erreicht 
hat. Eltern­Kind­Parkplätze sollten in 
die StVO aufgenommen und ein Buß­
geld bei unberechtigter Nutzung ver­
hängt werden. Der Petitionsausschuss 
wies gegenüber dem Petenten jedoch 
daraufhin, dass die StVO „privilegien­
feindlich“ sei. Besondere straßenver­
kehrsrechtliche Vorrechte können nur 
zum Zweck des Nachteilsausgleichs zu­
gebilligt werden, beispielsweise im Fall 
der Einrichtung von Behindertenpark­
plätzen. Da Parkraum im öffentlichen 
Raum ein knappes Gut ist, könne die 
Berechtigtengruppe aber nicht beliebig 
erweitert werden. Was Eltern­Kind­
Parkplätze an Schulen und Kommunal­
behörden angeht, so empfand sich der 
Petitionsausschuss des Bundestages als 
nicht zuständig und überwies die Einga­
be den Parlamenten der Länder. 

Weniger Lärm im Verkehr
Autos, Flugzeuge und Schiffe sind teil­
weise sehr laut. Die Forderung eines  
Petenten, dass diese Verkehrsmittel nur   
so laut sein dürfen wie technisch not­
wendig, hält der Petitionsausschuss 
nach eingehender Prüfung aber weitest­
gehend für erfüllt. Zudem setze sich die 
Bundesregierung auf internationaler 
Ebene bei der Fortschreibung der Ge­
räuschvorschriften dafür ein, dass die 
Geräuschanforderungen an Pkw, Lkw 
und Motorräder stetig an den fortschrei­
tenden Stand der Technik angepasst 
werden. Auch bei der Geräuschopti­
mierung von Schienenfahrzeugen geht 
es voran. Bis Ende 2020 sei die Umrüs­
tung von Bestandsgüterwagen auf ge­
räuscharme Verbundstoffbremssohlen 
im Rahmen des lärmabhängigen Tras­
senpreissystems gefördert worden. Au­
ßerdem sei das Projekt „innovativer Gü­
terwagen“ erfolgreich beendet worden. 
Abschluss, „weil dem Anliegen teilwei­
se entsprochen worden ist“, lautete da­
her das Votum. 
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Bundesministerium der Verteidigung 

Insgesamt 255 Eingaben – 92 mehr als 
im Vorjahr (163) – erreichten den Peti­
tionsausschuss im Jahr 2022 zu dem Be­
reich des Bundesministeriums der Ver­
teidigung. Ein großer Teil nahm dabei 
Bezug auf den russischen Angriffskrieg 
gegen die Ukraine und die veränderte 
Sicherheitslage in Europa. Wiederholt 
wurde eine bessere und effizientere 
Ausstattung der Bundeswehr gefordert. 
Es gab Forderungen nach einer Erhö­
hung der Verteidigungsausgaben im 
Mindestumfang der Nato­Vorgaben von 
zwei Prozent des Bruttoinlandsproduk­
tes – aber auch Plädoyers dafür, dies 
nicht zu tun. Auch zur Aussetzung  
der allgemeinen Wehrpflicht gab es  
Pro­ und Contra­Petitionen. 

Impfzwang für Soldatinnen und  
Soldaten sachgerecht
Gegen einen Impfzwang für Soldatinnen 
und Soldaten der Bundeswehr wandte 
sich eine Petition. Ihnen sollte es freige­
stellt werden, sich gegen Corona impfen 
zu lassen oder nicht, wurde darin ver­

langt. Nach Auffassung des Petitions­
ausschusses ist jedoch eine Impfung  
aller Soldatinnen und Soldaten erfor­
derlich, um sicherzustellen, dass der 
Dienstbetrieb aufrechterhalten werden 
kann und die Einsatzbereitschaft der 
Streitkräfte gegeben ist. Der Ausschuss 
hielt die im Soldatengesetz geregelte 
Duldungspflicht für sachgerecht und 
vermochte daher keinen gesetzgeberi­
schen Handlungsbedarf im Sinne der 
Petition zu erkennen. Er empfahl, das 
Petitionsverfahren abzuschließen, „weil 
dem Anliegen nicht entsprochen wer­
den konnte“. 
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Bundesministerium für Gesundheit

Trotz des Rückgangs von 2.876 Petitio­
nen im Jahr 2021 auf 2.093 im Berichts­
jahr behauptete der Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums für Gesundheit 
(BMG) Platz eins in dem Ministe riums­
Ranking. Schwerpunkt waren die Einga­
ben zu den Corona­Maßnahmen. So 
sprachen sich zahlreiche Petentinnen 
und Petenten gegen eine allgemeine 
Impfpflicht oder gegen eine Impfpflicht 
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Gesundheitseinrichtungen aus. In ande­
ren Petitionen wurden die Notwendig­
keit der Lockdowns in Frage gestellt 
und parlamentarische Unter suchungen 
der gesundheitlichen und gesellschaft­
lichen Folgen der ergriffenen Maß­
nahmen verlangt. Thema waren auch 
die Nebenwirkungen und Folgen von 
COVID­19­Impfstoffen, die Corona­ 

Testpflicht, die Informations politik zu 
Corona, der Genesenenstatus, die Un­
gleichbehandlung von Geimpften und 
Un geimpften sowie die Maskenpflicht 
im öffentlichen Nah­ und Fernverkehr. 
In einer öffentlichen Sitzung beriet der 
Ausschuss über die Situation von Men­
schen, die am Chronischen Fatigue­ 
Syndrom erkrankt sind. Ebenfalls in  
öffentlicher Sitzung befassten sich die 
Abgeordneten mit der Forderung, Be­
handlungen im Falle eines Lipödems 
(Erkrankung des Fett gewebes) in allen 
Stadien der Erkrankung durch die Kran­
kenkasse zu er statten. 

Finanzquellen der  
Weltgesundheitsorganisation
Wie finanziert sich eigentlich die Welt­
gesundheitsorganisation (WHO), wollte 
ein Petent wissen und forderte in seiner 
Eingabe, die Einflussnahme von Privat­
personen und Unternehmen auf die 
WHO zu untersuchen. Das müsse ge­
klärt werden, weil durch übermäßigen 
Einfluss einzelner Akteure auf die Insti­
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tution die Neutralität und Souveränität 
der WHO nicht mehr gegeben seien.  
Der Petitionsausschuss befasste sich  
mit dem Thema und gelangte zu der  
Erkenntnis, dass vor allem die Mitglied­
staaten und internationale Organisatio­
nen zur Finanzierung beitragen – in ge­
ringerem Maße aber auch private Geber. 
Diese hätten sich jedoch bisher weniger 
im eigentlichen Kernmandat der WHO 
engagiert, als vielmehr insbesondere die 
Polio­Ausrottungsinitiative finanziell 
unterstützt. Der Ausschuss schloss sich 
im Ergebnis seiner Betrachtungen aber 
der Ansicht des Petenten an, dass eine 
Befassung mit der Neutralität der WHO 
angemessen sei. Er empfahl daher hin­
sichtlich der Kontrolle und der Verhü­
tung von Interessenkonflikten durch pri­
vate Zuwendungen an die WHO, diese 
Petition dem BMG als Material zu über­
weisen. 

Kein Werbeverbot für Krankenkassen
„Diese Sendung wurde präsentiert 
von  – Ihrer Krankenkasse“. Gegen  
derartige Werbemaßnahmen von ge­
setzlichen Krankenkassen – im Fern­
sehen wie im Fußballstadion – wandte 
sich ein Petent im Berichtsjahr. Die 
Kosten, die die gesetzlichen Kranken­
kassen für Mitgliederwerbung aufwen­
deten, belasteten die Versichertenge­
meinschaft, kritisierte er. Außerdem 
gebe es bei den verschiedenen gesetz­
lichen Krankenkassen ohnehin nur ge­
ringfügige, für Verbraucherinnen und 
Verbraucher kaum erkennbare Leis­
tungsunterschiede. 
Ein grundsätzliches Werbeverbot findet 
aber nicht die Unterstützung des Aus­
schusses. Bei Werbemaßnahmen der 
Krankenkassen müsse die sachbezogene 
Information der Versicherten im Vorder­
grund stehen, befanden die Abgeordne­
ten. Reine Marken­ oder Imagewerbung 
ohne Informationen über Versorgungs­ 
oder Serviceleistungen der Krankenkas­
sen sei nicht erlaubt. Mit der Bitte, für 
eine weitere Begrenzung der Verwen­
dung von Beitragsmitteln für Werbe­
maßnahmen und Werbegeschenke zu 
sorgen, wurde die Petition dem BMG als 
Material überwiesen. 

Dr. Petra Reis­Berkowicz, 
Vorsitzende der Vertreter­
versammlung der Kassen­
ärztlichen Bundesvereinigung, 
während einer Sitzung des 
Petitionsausschusses. In ihrer 
Petition forderte sie eine 
zwölfmonatige Testphase für  
das E­Rezept und die elektro­
nische Arbeitsunfähigkeits­
bescheinigung.
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Nationale Sepsis-Strategie gefordert
Mit rund 75.000 Todesfällen pro Jahr ist 
Sepsis inzwischen die dritthäufigste  
Todesursache in Deutschland. 15.000 
bis 20.000 dieser Fälle gelten als ver­
meidbar. Diese Zahlen bildeten den 
Hintergrund zu einer Petition mit der 
Forderung, Maßnahmen zur Prävention, 
Diagnose und Behandlung der Sepsis in 
Deutschland umzusetzen und diese in 
einem nationalen Sepsisplan zusam­
menzufassen. Auch wenn aus Sicht des 
Petitionsausschusses schon einiges auf 
den Weg gebracht wurde – beispielswei­
se die vom BMG mit 1,2 Millionen Euro 
geförderte Kampagne „Deutschland er­
kennt Sepsis“ –, besteht Handlungsbe­
darf. Die Abgeordneten überwiesen die 
Eingabe daher mit dem zweithöchsten 
Votum „zur Erwägung“ an das BMG, 
„soweit es um die Erarbeitung einer  
nationalen Sepsis­Strategie und die  
Koordinierung der Umsetzung durch 
den Bund geht“. 

Bundesministerium für Familie,  
Senioren, Frauen und Jugend

Im Jahr 2022 gingen 263 Petitionen ein, 
die den Bereich des Bundesministeri­
ums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend betrafen (BMFSFJ) – 60 Einga­
ben mehr als 2021 (203). Viele Wünsche 
und Vorschläge richteten sich auf eine 
konsequente Umsetzung der UN­Kin­
derrechtskonvention, eine ausdrückli­
che Verankerung der Kinderrechte im 
Grundgesetz, eine stärkere Beteiligung 
von Kindern in den kindschaftsrechtli­
chen Verfahren der Behörden und Fa­
miliengerichte sowie auf eine insgesamt 
kindersensiblere Entscheidungspraxis. 
Auch die Einführung eines Bundesbe­
auftragten für Kinder wurde gefordert. 
Einen Schwerpunkt stellte eine Reihe 
von Eingaben dar, die auf einen stärke­
ren Schutz von Kindern und Jugend­
lichen vor sexueller Gewalt zielten. 
Hierbei beschäftigten die Bürgerinnen 
und Bürger insbesondere auch die un­
terschiedlichen Erscheinungsformen 
von sexueller Gewalt im Internet. Der 
zunehmende Wunsch nach einer besse­
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ren Vereinbarung von Familie und Be­
ruf fand seinen Ausdruck in mehreren 
Eingaben, welche den Bereich der Kin­
derbetreuung betrafen. Die Forderungen 
zielten vor allem auf einen Ausbau der 
Vollzeit­Kinderbetreuung durch die 
Kindertagesstätten und Ganztagsschu­
len ab.

Große Unterstützung für  
„Sprach-Kitas“
Das erfolgreiche Bundesprogramm 
„Sprach­Kitas: Weil Sprache der Schlüs­
sel zur Welt ist“ darf nicht ersatzlos aus­
laufen. Diese Forderung fand mehr als 
250.000 Unterstützerinnen und Unter­
stützer. Die Petentin, selbst Kitaleiterin, 
verwies darauf, dass mit diesem Pro­
gramm wichtige Strukturen und Kompe­
tenzen geschaffen worden seien. Viele 
Kindertagesstätten seien dadurch in die 
Lage versetzt worden, Kinder bei ihrem 
Spracherwerb besser zu unterstützen 
und praktische Inklusionsarbeit zu leis­

ten. Ohne die Fördergelder drohe eine 
Streichung von mehreren Tausend hal­
ben Stellen und ein Verlust von rund 
500 Fachberatungen. 
Zum – planmäßigen – Auslaufen des 
Programms sah aber der Petitionsaus­
schuss keine Alternative. Die Abgeord­
neten überwiesen die Petition der Bun­
desregierung mit dem höchstmöglichen 
Votum zur Berücksichtigung, „soweit es 
darum geht, die Förderung der sprachli­
chen Bildung in den Kindertagesein­
richtungen durch ein Zweites Gesetz 
zur Weiterentwicklung der Qualität und 
zur Teilhabe in der Kindertagesbetreu­
ung (KiTa­Qualitätsgesetz) weiterzuent­
wickeln“. Das Gesetz wurde noch Ende 
2022 durch den Bundestag beschlossen. 

Andreas Mattfeldt, Sprecher  
der CDU/CSU­Bundestagsfraktion,  
im Gespräch mit der Petentin  
Inge Erdinger, die eine bessere  
medizinische Versorgung  
von Patienten mit Lipödem­
Erkrankung forderte.
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Soziales Pflichtjahr stößt auf  
verfassungsrechtliche Bedenken
Die Schulzeit ist zu Ende. Und was 
kommt dann? In mehreren Petitionen 
wurde ein soziales Pflichtjahr vor dem 
Eintritt in das Berufsleben gefordert. 
Schließlich würden in vielen sozialen 
Bereichen Helferinnen und Helfer benö­
tigt. Ein weiterer positiver Effekt war 
aus Sicht der Petentinnen und Petenten 
das Zusammenkommen verschiedener 
sozialer Schichten – wie bei Wehr­ und 
Zivildienst in früheren Jahren. Diese  
Erfahrungen hätten viele Menschen ge­
prägt. 
Nach intensiver Beratung kam der Peti­
tionsausschuss zu dem Ergebnis, das 
Anliegen nicht zu unterstützen. Zum  
einen, weil grundsätzliche verfassungs­
rechtliche Bedenken gegen die Einfüh­
rung des Pflichtdienstes bestünden.  

Zudem könnten Eigeninitiative, Mit­
gestaltung und Beteiligung aller Alters­
gruppen in der Zivilgesellschaft nicht 
erzwungen werden. Abschluss des 
Petitions verfahrens, „da dem Anliegen 
nicht entsprochen werden konnte“,  
lautete daher das Votum. 

Bundesministerium für Umwelt,  
Naturschutz, nukleare Sicherheit  
und Verbraucherschutz

Der Anstieg der Eingaben von 299 im 
Jahr 2021 auf 385 im Berichtsjahr ist 
unter anderem auf den veränderten Zu­
schnitt des Ministeriums zurückzufüh­
ren. Dem Bundesministerium für Um­
welt, Naturschutz, nukleare Sicherheit
und Verbraucherschutz (BMUV) oblie­
gen jetzt auch die Zuständigkeiten für 
Kernenergie sowie nukleare Sicher­
heits­ und Entsorgungsforschung und 
für den Verbraucherschutz. Schwer­
punkte der Eingaben waren Vorschläge 
im Bereich Umwelt­ und Naturschutz. 
So wurde unter anderem gefordert, die 
Müllvermeidung zu steigern, einen 
„Müllpfand“ einzuführen, die Kunst­
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stoffproduktion zu verringern und Wäl­
der besser zu schützen. Im Bereich Ver­
braucherschutz gab es Forderungen, die 
Verbraucherrechte zu stärken, irrefüh­
rende Werbung zu verbieten, die Bürger 
besser vor Strahlungen durch Mobil­
funkmasten zu schützen und umfassen­
der über die Auswirkungen der Nut­
zung von Palmöl aufzuklären. 

Energydrinks erst ab 16?
Zu viel Koffein und zu viel Zucker sind 
ungesund. Das gilt erst recht für Kinder 
und Jugendliche. Bei dieser Gruppe 
sind aber Energydrinks, die einen ho­
hen Koffein­ und Zuckergehalt aufwei­
sen, sehr begehrt. Das liegt vor allem am 
süßen Geschmack und am jugendlichen 
Markenimage. In einer Petition wurde 
daher gefordert, für den Erwerb von 
Energydrinks ein Mindestalter von 16 
Jahren festzulegen. 

Der Petitionsausschuss gelangte im Rah­
men seiner Befassung mit der Eingabe 
zu der Einschätzung, dass Erfrischungs­
getränke schon jetzt eine eindeutige An­
gabe zum Koffeingehalt aufweisen müs­
sen. Energydrinks mit einem Koffeinge­
halt von mehr als 150 Milligramm pro 
Liter im verzehrfertigen Zustand enthiel­
ten den Hinweis: „Erhöhter Koffeinge­
halt. Für Kinder und schwangere oder 
stillende Frauen nicht empfohlen“. Die­
ser Hinweis muss im selben Sichtfeld 
wie die Bezeichnung des Getränks ste­
hen. Mit dem Ziel, Strategien zu entwi­
ckeln, um Kinder und Jugendliche über 
die gesundheitlichen Risiken von Ener­
gydrinks aufzuklären, überwiesen die 
Abgeordneten die Petition dennoch als 
Material dem BMUV.  

Corinna Rüffer, Obfrau von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei 
einem Berichterstattergespräch.
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Probleme für die weltweite  
Tattooszene
Das im Zuge der REACH­Verordnung zur 
sicheren Verwendung von Chemikalien 
in Europa erhobene Verbot der Pigmente 
Blue 15 und Green 7 bei der Herstellung 
von Tätowiermitteln sorgt für Unmut in 
der Szene. Die von dieser Regelung be­
troffenen Pigmente seien für die welt­
weite Tattooszene nicht zu ersetzen, hieß 
es in einer Petition. Ein Verbot würde 
66  Prozent aller am Weltmarkt gehandel­
ten Tattoofarben betreffen – es müsse 
also gestoppt werden. Nach Prüfung des 
Anliegens entschied der Ausschuss, die 
Petition dem BMUV zur Erwägung zu 
überweisen und zu bitten, das Anliegen 
der Petition noch einmal zu überprüfen 
sowie nach Möglichkeiten der Umset­
zung zu suchen. 
Die Bundesregierung räumte ein, dass 
die neuen Regelungen der EU­Verord­
nung die Branche vor große Herausfor­

derungen stellen. Die EU­Kommission 
sei jedoch der Auffassung, dass die ver­
längerte Übergangsfrist – bis Anfang 
2023 – genüge, um Alternativen zu den 
betroffenen Farbmitteln auf den Markt 
zu bringen. Vor diesem Hintergrund sah 
die Bundesregierung keine Möglichkeit, 
im Sinne des Petenten tätig zu werden. 

Feinstaubbelastung durch die  
Knallerei zu Silvester
Wie soll es weitergehen mit privaten 
Feuerwerken zu Silvester? Für die einen 
ist es das Highlight am Ende des Jahres, 
andere sind einfach nur genervt und 
verweisen auf die damit verbundene 
Umweltbelastung. Der Petitionsaus­
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schuss beschäftigte sich im Berichtsjahr 
mit der Forderung, das private Abbren­
nen von Feuerwerk nicht zu verbieten. 
Zwar räumten die Petenten die damit 
verbundene große Feinstaubbelastung 
ein. Diese verschwinde aber nach we­
nigen Stunden gänzlich, sodass es kei­
nen Grund für ein solches Verbot gebe, 
hieß es in der Eingabe. Zudem finde 
das Silvesterfeuerwerk nur einmal im 
Jahr in der Zeit zwischen 18 Uhr und  
6 Uhr statt. Der Petitionsausschuss ge­
langte zu der Einschätzung, dass sich 
Silvesterfeuerwerke in den letzten Jah­
ren – auch was ihre Gefährlichkeit und 
die Auswirkungen auf die Umwelt an­
belangt – nicht wesentlich verändert 
hätten. Zugenommen habe jedoch die 
kritische Haltung von Bürgerinnen und 
Bürgern sowie der Kommunalpolitik. 
Ob hierauf reagiert werden soll, müsse 
im Rahmen einer für die 20. Legislatur­
periode geplanten umfassenden Spreng­
stoffrechtsnovelle diskutiert und ent­
schieden werden, befanden die Abge­
ordneten und schlossen das 
Petitionsverfahren ab. 

Bundesministerium für Wohnen,  
Stadtentwicklung und Bauwesen

Zum Geschäftsbereich des Ende 2021 
neu geschaffenen Bundesministeriums 
für Wohnen, Stadtentwicklung und Bau­
wesen (BMWSB) gingen im Berichtsjahr 
191 Eingaben ein. Viele Anliegen waren 
geprägt durch die Entwicklungen bei 
der Energieversorgung und die infolge 
des Ukraine­Krieges gestiegenen Neben­
kosten. Wiederholt ging es um die Be­
triebskosten für Wohnraum; auch das 
Wohngeld bildete einen Schwerpunkt. 
Im Baubereich bezogen sich Petitionen 
auf die Flächenversiegelung, die Begrü­
nung von Grundstücken und die recht­
lichen Voraussetzungen für Fotovoltaik­
Anlagen.

Der deutsch­griechische 
Abgeordnete Takis Mehmet Ali 
(SPD) beim Treffen von Aus­
schussmitgliedern mit einer 
Delegation des türkischen 
Parlaments.
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Zuständigkeit bei den Landes- 
parlamenten
Immer wieder erreichen den Petitions­
ausschuss des Bundestages Petitionen, 
die außerhalb seines Zuständigkeitsbe­
reichs liegen. Das galt im Berichtsjahr 
unter anderem für eine Petition zur Un­
terstützung von Menschen mit Behinde­
rung, die eine Wohngemeinschaft grün­
den wollen. Gefordert wurde eine Än­
derung des Paragrafen 18 Absatz 2 des 
Gesetzes über die soziale Wohnraumför­
derung. Begründet wurde dies damit, 
dass Menschen mit Behinderung nur 
dann selbstständige Wohngemeinschaf­
ten gründen könnten, wenn zwischen 
ihnen ein Verwandtschafts­ oder Part­
nerschaftsverhältnis bestehe. Wer bei 
den Eltern auszieht und nicht allein 
wohnen möchte, müsse in eine Wohn­

gruppe oder ein Wohnheim eines Trä­
gers ziehen. Dies widerspreche jedoch 
dem Inklusionsgedanken. Auch nach 
der UN­Behindertenrechtskonvention 
müssen Menschen mit Behinderungen 
selbst entscheiden können, wo und mit 
wem sie leben. Der Petitionsausschuss 
befand, dass die Länder für das Anlie­
gen zuständig sind. Der Bund hat weder 
Einfluss auf die rechtlichen Bestimmun­
gen noch auf die Gestaltung der Förder­
programme. Die Eingabe wurde daher 
den Länderparlamenten zugeleitet. 
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Bundesministerium für  
wirtschaftliche Zusammenarbeit  
und Entwicklung

Den Petitionsausschuss erreichten im 
Jahr 2022 insgesamt 37 Eingaben zum 
Bereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) – wenig im Ver­
gleich zu anderen Bereichen, aber deut­
lich mehr als im Vorjahr (11). Einige  
Petitionen hatten das Ziel, die interna­
tionale Zusammenarbeit zu verbessern 
und den globalen Umweltschutz stärker 
zu fördern. Es wurden aber auch Maß­
nahmen gefordert, die durch den Ukrai­
ne­Krieg ausgelösten Störungen bei der 
Agrarproduktion und dem Agrarhandel 
abzumildern, da sie die Ernährungssi­
cherheit in manchen Weltregionen be­
drohten.

Hilfe beim Wiederaufbau von Beirut
Am frühen Abend des 4. August 2020 
kam es im Hafen der libanesischen 
Hauptstadt Beirut zu einer gewaltigen 
Explosion. Ohne ausreichende Sicher­
heitsvorkehrungen gelagertes Ammoni­
umnitrat hatte sich entzündet. 200 Tote, 
tausende Verletzte und hunderttausende 
Obdachlose waren die Folge. In einer 

auf der Internetseite des Ausschusses 
veröffentlichten Petition wurden Hilfen 
für den Wiederaufbau gefordert, um den 
sozialen Frieden zu sichern und politi­
schen Kräften von außen den Wind aus 
den Segeln zu nehmen. 
Der Petitionsausschuss gelangte bei sei­
ner Befassung mit der Petition zu der 
Einschätzung, dass die Bundesregierung 
dem Libanon beim Wiederaufbau von 
Beirut sowie darüber hinaus beistand 
und weiterhin beisteht. So sei unmittel­
bar nach der Explosion ein Team des 
Technischen Hilfswerks entsandt wor­
den, um die Bergungsarbeiten zu unter­
stützen. Zudem seien 20 Millionen Euro 
für den Wiederaufbau Beiruts zugesagt 
worden. Insofern sah der Petitionsaus­
schuss das berechtigte humanitäre An­
liegen der Petentin als erfüllt an und 
schloss das Petitionsverfahren ab, „weil 
dem Anliegen entsprochen worden 
war“. 

Nattacha Boonchaiinsawat von der 
Oppositionspartei Move Forward 
überreicht dem Obmann der FDP­
Fraktion, Manfred Todtenhausen, 
ein Gastgeschenk. Anlass war das 
Gespräch einer thailändischen 
Delegation mit Mitgliedern des 
Petitionsausschusses. 
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Der Petitionsausschuss gelangte bei sei­
ner Befassung mit der Petition zu der 
Einschätzung, dass die Bundesregierung 
dem Libanon beim Wiederaufbau von 
Beirut sowie darüber hinaus beistand 
und weiterhin beisteht. So sei unmittel­
bar nach der Explosion ein Team des 
Technischen Hilfswerks entsandt wor­
den, um die Bergungsarbeiten zu unter­
stützen. Zudem seien 20 Millionen Euro 
für den Wiederaufbau Beiruts zugesagt 
worden. Insofern sah der Petitionsaus­
schuss das berechtigte humanitäre An­
liegen der Petentin als erfüllt an und 
schloss das Petitionsverfahren ab, „weil 
dem Anliegen entsprochen worden 
war“. 

Bundesministerium für Bildung  
und Forschung 

Im Geschäftsbereich des Bundesminis­
teriums für Bildung und Forschung 
(BMBF) ist die Zahl der Petitionen (184)  
gegenüber dem Vorjahr (185) fast kons­
tant geblieben. Schwerpunkt der Einga­
ben war das Bundesausbildungsförde­
rungsgesetz (BAföG). Vielfach ging es 
um Einzelentscheidungen, etwa die 
Rückforderung von BAföG­Zahlungen. 
Forderungen nach gesetzgeberischem 
Handeln bezogen sich auf eine einkom­
mens­ und vermögensunabhängige Aus­
gestaltung von BAföG, die Erhöhung der 
Bedarfssätze oder die Einführung von 
Ausbildungsförderung in Höhe der 
Grundsicherung. Die Abgeordneten er­
reichte auch eine Vielzahl von Petitio­
nen mit Forderungen, die das Schul­
wesen betrafen. Aufgrund der Kultur­
hoheit der Länder konnte ein Großteil 
dieser Eingaben nicht vom Petitionsaus­
schuss behandelt werden. Sie wurden 
daher an das jeweilige Landesparlament 
weitergeleitet. 
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Pauschalregelung im  
„Massenleistungsgesetz“ BAföG
Bei der Regelung zur Feststellung des 
Einkommens für die BAföG­Errechnung 
bleibt es bei den vier Gruppen von Ein­
kommensbeziehern – rentenversiche­
rungspflichtige Arbeitnehmer und Aus­
zubildende, Beamte, Selbstständige  
und Nichterwerbstätige. Die in einer 
Petition aufgestellte Forderung, eine 
Zuordnung zu zwei Gruppen zu ermög­
lichen, stieß bei der Bundesregierung 
auf Ablehnung, auch wenn der Petiti­
onsausschuss im konkreten Fall durch­
aus Handlungsbedarf sah. Ein Vater 
zweier studierender Söhne hatte in sei­
ner Petition dargelegt, dass er den Groß­
teil seines Einkommens als selbststän­
diger Musiker beziehe, im Rahmen von 
Gastverträgen jedoch manchmal auch 
in ein Angestelltenverhältnis wechsele. 
Letzteres führe dazu, dass ihm die nied­

rigere Sozialpauschale für Arbeitneh­
mer angerechnet werde, wodurch sei­
nen beiden Söhnen jährlich ein Förder­
betrag von mindestens 4.000 Euro 
entgehe. In ihrer Antwort auf die Mate­
rialüberweisung des Ausschusses teilte 
die Bundesregierung mit, dass aus ver­
waltungsökonomischen Gründen die 
bisherige Pauschalregelung beibehalten 
werde. Sie sei für das Massenleistungs­
gesetz“ BAföG angemessen. 

Mit der Glocke eröffnet die 
Ausschussvorsitzende die 
Sitzungen des Petitions­
ausschusses. 
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Der Blick nach vorn: Auf dem Weg zur Reform  
des Petitionswesens

Das Petitionswesen soll reformiert wer­
den. Darüber sind sich alle Fraktionen 
im Petitionsausschuss einig. Was aber 
genau geändert werden soll – darüber 
herrscht weit weniger Einigkeit. Die Re­
formvorschläge sind breit gefächert. Der 
Sprecher der Unionsfraktion, Andreas 
Mattfeldt, beispielsweise hält den Zu­
gang zum Petitionsportal sowie dessen 
Handhabung – vor allem im Vergleich 
zu privaten Petitionsportalen – für „zu 
kompliziert“. Er fände es zeitgemäß, 
„dass Petitionen auch über die App des 
Bundestages eingereicht werden kön­
nen“. Zudem dauern ihm die Bearbei­
tungszeiten der Petitionen nach wie vor 
zu lang. „Der Petitionsausschuss arbeitet 
immer noch mit Papierakten“, bemän­
gelt er und fordert, das für Ende des Jah­
res 2023 angekündigte digitale Akten­
system auch tatsächlich zu realisieren. 
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Eine Verkürzung des Petitionsverfahrens 
ist auch im Sinne von Dirk Brandes, Ob­
mann der AfD­Fraktion. Bei weiteren 
Forderungen setzt er sich jedoch vom 
Unions­Obmann ab. Brandes will öffent­
liche Sitzungen, „wann immer es mög­
lich ist“. Mattfeldt lehnt das ab und 
räumt mit dem „Gerücht“ auf, es würde 
bei nicht öffentlichen Sitzungen hinter 
verschlossenen Türen gemauschelt. „Das 
ist nicht wahr“, sagt er. Eine Öffentlich­
keit in Sitzungen würde hingegen zu 
den üblichen Statements und sogenann­
ten „Fensterreden“ der Berichterstatter 
führen, glaubt er.
Wenn es um Entscheidungen zu öffent­
lichen Petitionen geht, sollte grundsätz­
lich auch öffentlich getagt werden, sagt 
Sören Pellmann, Obmann der Fraktion 
DIE LINKE. Dass es zu einer generellen 
Öffnung in dieser Wahlperiode kommt, 
sieht er aber nicht. Vielleicht, so seine 
Hoffnung, „lässt sich durch die Sen­
kung des Quorums für die öffentliche 
Beratung von öffentlichen Petitionen 
ein kleiner Schritt in diese Richtung ge­
hen“. Pellmann schlägt zudem vor, die 
Petentinnen und Petenten an den Be­
richterstattergesprächen zu ihren Einga­
ben teilnehmen zu lassen.

Diejenigen, die mit ihrer Mehrheit im 
Ausschuss Reformvorhaben am ehesten 
vorantreiben können, sind die Abgeord­
neten der Koalitionsfraktionen. Axel 
Echeverria, Sprecher der SPD­Fraktion, 
ist sich auch sicher, dass es zu Ände­
rungen kommen wird. Es gehe bei den 
Diskussionen innerhalb der Koalition 
weniger um das „Ob“ als vielmehr um 
das „Wie“, sagt er. Mehr öffentliche Sit­
zungen, eine Absenkung des Quorums 
und eine Verlängerung der Mitzeich­
nungsfrist für öffentliche Petitionen 
sind Forderungen, die von seiner Frak­
tion – ebenso wie von den Grünen – 
schon seit Jahren kommen. Umsetzbar 
waren sie nicht, weil sich die SPD in der 
Koalition mit der CDU/CSU nicht durch­
setzen konnte und die Grünen in der 
Opposition waren. 
Nun geht es auch darum, die FDP­ 
Fraktion zu überzeugen. „Ich per­
sönlich sehe Schwierigkeiten in der  
öffentlichen Beratung von Petitionen, 
da wir uns über die genaue Ausgestal­
tung verständigen müssen“, sagt deren 
Obmann Manfred Todtenhausen. Mo­
mentan gerate man schon an Engpässe 
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bei der Raumbuchung und Technikbe­
reitstellung, „sodass eine öffentliche 
Sitzung im eigentlichen Sinne unter ak­
tuellen Gegebenheiten nicht möglich 
ist“. Ob eine Absenkung des Quorums 
oder eine Fristverlängerung der Unter­
schriftensammlung förderlicher wäre, 
werde aktuell noch intensiv diskutiert, 
sagt der FDP­Abgeordnete. 
Corinna Rüffer, Obfrau von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, konstatiert eine Einig­
keit innerhalb der Ampel­Fraktionen, 
„dass wir das Petitionswesen weiterent­
wickeln und stärken wollen, indem wir 
beispielsweise bürokratische und forma­
listische Hürden abbauen“. Gleichzeitig 
macht sie die Haltung ihrer Fraktion er­
neut deutlich, wonach das Quorum von 
50.000 Mitzeichnungen inner halb von 
vier Wochen „sehr hoch angesetzt ist“. 
Durch ein Absenken des Quorums könne 
es Bürgerinnen und Bürgern leichter ge­
macht werden, in den direkten persönli­
chen Austausch mit dem Ausschuss zu 
treten. „Wir sind hier mit unseren Koali­
tionspartnern auf einem sehr guten, fort­
geschrittenen Weg“, sagt Rüffer und gibt 
sich zuversichtlich, schon bald gute 
Vorschläge für eine Weiterentwicklung 
des Peti tionswesens vorlegen zu kön­
nen.

Weit weniger zuversichtlich sind die 
Obleute von AfD und DIE LINKE.  
Pellmann ist enttäuscht, „dass bisher 
überhaupt kein Spannungsbogen zu  
vernehmen ist, sich diesen Aufgaben zu 
widmen“. Gerade Neuerungen in Ver­
fahrensfragen müssten auch einen län­
geren Prozess durchlaufen, um Realität 
zu werden. „Daher bin ich diesbezüg­
lich nicht besonders zuversichtlich“, 
sagt der Linken­Abgeordnete. Auch 
AfD­Obmann Brandes kann entspre­
chende Vorstöße der Ampel nicht erken­
nen. „Ich denke, die Regierungsfraktion 
hat in vielen grundsätzlichen Fragen 
Angst vor der Meinung des Souveräns“, 
sagt er. Beispielhaft führt er die Migra­
tions­ und Verkehrspolitik, das Verbot 
von Gasheizungen oder das Thema 
„Gendermainstreaming und Gender­
sprache“ an. 
Seine Forderung nach Debatten im Ple­
num des Bundestages über einzelne  
Petitionen trifft bei Manfred Todtenhau­
sen auf Zustimmung. „Das ist das Ziel“, 
sagt der FDP­Obmann. Über das Wann 
und Wie werde aber noch nachgedacht. 
Wichtig ist seiner Ansicht nach, dass 
dies für Petitionen gilt, die eine außer­
gewöhnliche gesellschaftliche Reso­
nanz hatten. Brandes will indes eine 
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Plenardebatte, „sobald der Petitionsaus­
schuss dem Bundestag eine Beschluss­
empfehlung über eine Petition mit  
einem Quorum von 100.000 Mitzeich­
nungen vorlegt“. 
Damit käme er schon einmal dem Ein­
wand von Andreas Mattfeldt entgegen, 
der eine Debatte vor Prüfung und Bera­
tung eines Anliegens im Petitionsaus­
schuss, „also allein anhand von digitalen 
Clicks oder Unterschriftenlisten“, ab­
lehnt. Nach Einschätzung des Sprechers 
der Unionsfraktion hat sich aber die be­
stehende Praxis bewährt, wonach auf  
bestimmte Petitionsanliegen, die ein be­
sonders hohes und übereinstimmendes 
Votum aller Fraktionen erhalten haben, 
im Plenum gesprochen wird. 
„Es ist nicht so, dass Petitionen im Ple­
num gar nicht sichtbar sind“, sagt auch 
Axel Echeverria. Zum Antrag „Anerken­
nung und Gedenken an den Völkermord 
an den Êzîdinnen und Êzîden 2014“ 
habe seine Fraktionskollegin Annika 
Klose vor dem Plenum über eine gleich­
gerichtete Petition berichtet. Zudem 
würden die Berücksichtigungs­ und Er­
wägungsbeschlüsse im Plenum münd­
lich ergänzt, so der SPD­Abgeordnete, 
der dennoch klarstellt: „Über diesen 
Vorschlag diskutieren wir noch.“

Einen anderen Punkt erwähnt die Vor­
sitzende des Petitionsausschusses, Mar­
tina Stamm­Fibich (SPD). Für den Peti­
tionsausschuss sei es von Nachteil, 
„dass wir staatliche Stellen zu einem 
bestimmten Handeln lediglich auffor­
dern können“. Diese Aufforderungen 
erhielten mehr Nachdruck, je größer 
das öffentliche Interesse daran sei. 
„Deshalb brauchen Petitionen und wir 
als Petitionsausschuss mehr Aufmerk­
samkeit und Präsenz in den Fachaus­
schüssen und im Plenum, um unseren 
Anliegen zu mehr Erfolg zu verhelfen“, 
sagt Stamm­Fibich und nimmt auch die 
Ausschussmitglieder in die Pflicht. 
„Hierfür braucht es neben strukturellen 
Veränderungen auch ein Umdenken ei­
nes jeden Abgeordneten, wie sie oder er 
Petitionen in die eigene Arbeit mit ein­
fließen lässt“, betont die Ausschussvor­
sitzende.
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Petitionen einreichen – so einfach geht es

Wer kann eine Petition an den Bundes­
tag richten? Diese Frage beantwortet das 
Grundgesetz in Artikel 17: „Jedermann 
hat das Recht, sich einzeln oder in Ge­
meinschaft mit anderen schriftlich mit 
Bitten oder Beschwerden an die zustän­
digen Stellen und an die Volksvertre­
tung zu wenden.“ Wobei damit auch 
jede Frau und jedes Kind gemeint ist. 
Die Staatsangehörigkeit spielt keine Rol­
le. Das Recht, sich mit einer Bitte, Be­
schwerde, Anregung oder einem Protest 
an den Petitionsausschuss zu wenden, 
steht allen offen. 
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Petitionen können eingereicht werden

	❚ per Post: Petitionsausschuss des  
Deutschen Bundestages, Platz der  
Republik 1, 11011 Berlin
	❚ per Fax: 030 227­36053
	❚ online: https://epetitionen.bundestag.de 

Je klarer ein Anliegen formuliert ist, 
desto größer sind die Erfolgschancen ei­
ner Petition. „Was möchte ich errei­
chen? Was will ich verhindern? Warum 
ist das aus meiner Sicht wichtig?“ – das 
sind Fragen, die sich jede Petentin und 
jeder Petent stellen sollte. Es ist zwar 
von Vorteil, sich in dem jeweiligen 
Fachgebiet gut auszukennen, allerdings 
sollte man vermeiden, „Fachchinesisch“ 
zu schreiben. Und noch etwas ist ganz 
wichtig: Die Petition muss eine Absen­
derin bzw. einen Absender haben und 
bei der Schriftform unterschrieben sein. 

Beim Petitionsausschuss angekommen, 
landet die Eingabe zuerst beim Aus­
schussdienst. Dort sitzen Expertinnen 
und Experten, die in der Verwaltung des 
Deutschen Bundestages angestellt sind. 
Sie prüfen nun, ob die Petition allen for­
malen Ansprüchen genügt, ob zum Bei­
spiel die Absenderin bzw. der Absender 
angegeben wurde und eine Unterschrift 
vorliegt. Bei E­Petitionen, die über das 
Online­Formular zum Ausschussdienst 
gelangen, müssen die Pflichtfelder aus­
gefüllt sein. Ist eine Eingabe mangelhaft, 
erhält man Gelegenheit, innerhalb einer 
vorgegebenen Frist nachzubessern. Ge­
schieht das nicht, endet das Petitions­
verfahren, bevor es richtig angefangen 
hat. 
Und noch etwas steht einer weiteren Be­
arbeitung im Wege: Beschimpfungen 
und unleserliche Eingaben werden vom 
Ausschuss nicht behandelt. Dasselbe 
gilt für Petitionen, die in die Urteilsfin­
dung der Gerichte eingreifen oder un­
gesetz liche Forderungen enthalten. 

Petitionen können online  
eingereicht werden unter  
https://epetitionen.bundestag.de. 

https://epetitionen.bundestag.de
https://epetitionen.bundestag.de
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Ist diese Hürde überwunden, wird die 
Petition inhaltlich geprüft. Falls ein lau­
fendes Gesetzgebungsverfahren betroffen 
ist, schaltet der Petitionsausschuss den 
entsprechenden Fachausschuss ein.  
Geht es um Entscheidungen von Bundes­
behörden, wird das zuständige Bundes­
ministerium um eine Stellungnahme ge­
beten. Nicht selten führt das bereits zu 
den gewünschten Korrekturen. Das Ver­
fahren zur „positiv erledigten“ Petition 
wird dann abgeschlossen. 
Möglich ist aber auch, dass der Aus­
schussdienst die Erfolgschancen nega tiv 
beur teilt und dies der Petentin oder 
dem Petenten mitteilt. Erfolgt hier nicht 
innerhalb von sechs Wochen ein Wider­
spruch, gilt die Eingabe als abgeschlos­
sen.
Bei allen anderen Fällen kommen die 
Abgeordneten des Petitionsausschusses 
ins Spiel. Koalition und Opposition stel­
len je eine Berichterstatterin oder einen 
Berichterstatter für eine Petition – der 

Fairness wegen. Sie haben nun die Mög­
lichkeit, im Interesse der Petentin oder 
des Petenten von der Bundesregierung 
sowie den Bundesbehörden die Vorlage 
von Akten zu den Vorgängen zu verlan­
gen. Auch die Einladung hochrangiger 
Regierungsmitglieder zu Berichterstat­
tergesprächen ist möglich. Oft lässt sich 
auf diesem Wege eine Lösung für die  
Petentinnen und Petenten finden. 

Überweisung „zur Berücksichtigung“, 
 „zur Erwägung“ oder „als Material“
Gelingt dies nicht, kann der Ausschuss 
dem Bundestag empfehlen, die Petition 
den zuständigen Ministerien zu überwei­
sen, um auf die Belange der Petentinnen 
und Petenten aufmerksam zu machen. 
Dabei gibt es mehrere Abstufungen, um 
die innerhalb des Ausschusses teils auch 
gerungen wird. Schärfstes Schwert ist die 
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Überweisung „zur Berücksichtigung“. 
Dann nämlich ist aus Sicht des Ausschus­
ses das Anliegen begründet und Abhilfe 
notwendig. Der Bundesregierung wird zur 
Beantwortung eine Frist von in der Regel 
sechs Wochen gesetzt. Unterhalb dieser 
Schwelle findet sich die Überweisung  

„zur Erwägung“. Gefordert wird damit,   
das Anliegen noch einmal zu überprüfen 
und nach Möglichkeiten der Abhilfe zu 
suchen. Mit einer Überweisung „als Mate­
rial“ soll erreicht werden, dass die Bun­
desregierung die Petition in die Vorberei­
tung von Gesetzentwürfen, Verordnungen 
oder anderen Initiativen oder Untersu­
chungen einbezieht. Die einfache Über­
weisung soll die Bundesregierung auf die 
Petition grundsätzlich aufmerksam ma­
chen. In vielen Fällen gelangt der Aus­
schuss in seiner – nicht öffentlichen  – 
Sitzung am Mittwoch morgen jeder Sit­
zungswoche des Bundestages zu einem 
einstimmigen Urteil. 

Öffentliche Sitzungen 
Gelegentlich tagt der Ausschuss auch  
öffentlich. Dann nämlich, wenn eine Pe­
tition innerhalb von vier Wochen mehr 
als 50.000 Mitzeichnerinnen und Mit­
zeichner findet, egal ob im Internet oder 
auf Unterschriftenlisten. Zu diesen Sit­
zungen werden dann sowohl die Peten­
tinnen und Petenten als auch Regierungs­
vertreterinnen und ­vertreter geladen. Den 
dabei behandelten Themen ist so eine 
große Öffentlichkeit gewiss. 
Eingaben, die über das Online­Portal 
eingereicht wurden, können dort auch 
mitgezeichnet und mitdiskutiert wer­
den. Die Nutzerinnen und Nutzer müs­
sen sich dafür auf der Plattform regis­
trieren. Unterschriften von anderen  
Petitionsportalen einzureichen ist hin­
gegen nicht möglich. Zwar wird auf ei­
nigen privat betriebenen Petitionspor­
talen angeboten, die dort eingestellte 
Petition inklusive der Unterstützerliste 
an den Petitionsausschuss des Bundes­
tages zu leiten. Eine solche Liste wird 
jedoch nicht anerkannt, denn die dort 
gesammelten Unterschriften entspre­
chen nicht dem Standard, den der Peti­
tionsausschuss des Bundestages in  
seinen Verfahrensgrundsätzen festge­
schrieben hat. 

Dirk Brandes (li.), Obmann  
der AfD­Fraktion, und der 
Abgeordnete Robert Farle (AfD, 
seit September 2022 fraktionslos) 
bei einer Sitzung des Petitions­
ausschusses. 
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Stellungnahmen der Fraktionen
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Konsequente Digitalisierung und anliegengerechte 
Bearbeitung von Petitionen
Beitrag der SPD­Fraktion 

Das Petitionswesen des Deutschen Bun­
destages ist das einzige direkte Mittel 
der Bürgerinnen­ und Bürgerbeteiligung 
auf Bundesebene. Damit stellt der Petiti­
onsausschuss ein wichtiges Bindeglied 
zwischen Bürgern und Bürgerinnen und 
dem Parlament dar. Petitionen ermög­
lichen es, direkte Vorschläge an die  
Gesetzgebung zu formulieren. 2022 
machten diese circa 30 Prozent aller 
eingegangenen Petitionen aus. Die Be­
deutung des Petitionsausschusses wird 
durch die Tatsache unterstrichen, dass 
er einer der wenigen Ausschüsse mit 
Verfassungsrang ist.
Im Jahr 2022 hat sich die Zahl der Peti­
tionen wieder erhöht. Insgesamt sind 
13.242 Petitionen eingegangen. Über 
den Jahreszeitraum wurden im Aus­
schuss 11.265 abschließend beraten. 
Die Petitionen wurden auch im Jahr 
2022 mehrheitlich von Männern einge­
geben. Nur 24 Prozent der Petitionen 
wurden von Frauen eingereicht. Mit 
dieser Situation können wir nicht zu­
frieden sein. Es bleibt unsere Aufgabe, 
das Petitionswesen für alle Menschen 
attraktiver zu gestalten.
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Um als starkes Mittel der Bürgerinnen­ 
und Bürgerbeteiligung noch besser 
wahrgenommen zu werden, muss das 
Petitionswesen reformiert werden. Der 
Petitionsausschuss möchte insbeson­
dere die Verfahren beschleunigen und 
entbürokratisieren. Durch eine konse­
quente Digitalisierung sowie die Einfüh­
rung der E­Akte muss darüber hinaus 
die Kommunikation mit den Petenten 
und Petentinnen verbessert werden. 
Letztlich geht es darum, dass sowohl 
die persönlichen Anliegen als auch die 
Anregungen für den Gesetzgebungs­
prozess für die Petenten und Petentin­
nen wahrnehmbar in den politischen 
Prozess einfließen.
Als Beispiel kann hier eine Petition von 
drei Kindern angeführt werden. Sie ha­
ben eine Petition für die Streichung des 
§ 1619 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
gestartet. Dem Paragrafen zufolge sind 
Kinder verpflichtet, im Haushalt und  
im elterlichen Geschäft zu helfen. Der 
Paragraf stammt aus dem Jahr 1970. Die 
Kinder begründeten das Anliegen da­
mit, dass diese Regelung nicht mehr 
zeitgemäß ist. Es ist großartig, wenn jun­
ge Menschen aktiv an unserer Demo­
kratie teilnehmen und die Instrumente 
nutzen, um Gesetzeslagen zu ändern. 

Petitionen beinhalten oft auch Einzel­
fälle. Gerade bei individuellen Anliegen 
kann durch die Arbeit des Petitions­
ausschusses Abhilfe geschaffen werden. 
Diese finden sich selten im öffentlichen 
Politikbetrieb wieder. Somit fällt dem 
Petitionsausschuss auch hier eine 
Sonderstellung zu. 
Mit der Ampelkoalition aus SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
hat sich die Arbeit des Ausschusses 
zum Positiven gewandelt. Alle drei Koa­
litionspartner sind sich darüber einig, 
dass eine Reform des Petitionswesens 
kommen muss. Wir alle hoffen, in der 
Broschüre des kommenden Jahres hier 
über Erfolge berichten zu können.

Axel Echeverria, Sprecher  
der SPD­Fraktion im  
Petitionsausschuss.
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Mehr Mut zur Wahrheit
Beitrag der CDU/CSU­Fraktion

Die CDU/CSU Bundestagsfraktion be­
grüßt, dass im Jahr 2022 viele Petitionen 
den Anstoß für politische Entscheidun­
gen geben konnten. Dazu zählt die For­
derung, den Holodomor in der Ukraine 
als Völkermord anzuerkennen, was der 
Deutsche Bundestag mit Beschluss am 
30. November 2022 getan hat. Des Wei te­
ren unterstützte der Petitionsausschuss 
im Februar 2022 eine Forderung zur An­
hebung der Altersgrenze bei Brustkrebs­
Screenings von 69 auf 75  Jahre. Das zu­
ständige Bundesministerium für Ge­
sundheit arbeitet seitdem intensiv am 
Umsetzungsprozess. Zwischenzeitlich 
hat das Bundesamt für Strahlenschutz 
im Dezember 2022 eine Erhöhung der 
Altersgrenze befürwortet. Diese Bei­
spiele zeigen, wie Petitionen beim Deut­
schen Bundestag die Politik direkt be­
einflussen können.
Zur Wahrheit gehört aber auch, dass 
nicht jedes Petitionsanliegen erfolgreich 
sein kann. Dann gibt es dafür gute Grün­
de, wie Stichtagsregelungen, fehlende 
Haushaltsmittel oder auch die Tatsache, 
dass eine Änderung der aktuellen ausge­
wogenen Gesetzeslage zu Ungerechtig­
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keiten an anderer Stelle führen würde.
In solchen Fällen ist es aus Sicht der 
CDU/CSU­Bundestagsfraktion wichtig, 
die Ablehnung einer Petition klar zu 
formu lieren. Viel zu oft verabschiedet 
die Ampelkoalition Verfahren mit Voten, 
die ins Leere laufen, weil sie auf Dinge 
abzielen, die mit dem eigentlichen An­
liegen nichts zu tun haben. Hier werden 
bei Petentinnen und Petenten Erwartun­
gen geweckt, die unerfüllt bleiben. Das 
schürt Politikverdrossenheit und gefähr­
det das Vertrauen in die Arbeit des Peti­
tionsausschusses. Deshalb fordern wir 
die Regierungsfraktionen dazu auf, mehr 
Mut zur Wahrheit zu zeigen.
Gleichzeitig wird im Petitionsausschuss 
mit seiner Vielfalt an politischen The­
men deutlich, wie uneins die Ampel­
koa lition ist. Zu oft werden deshalb Ent­
scheidungen vertagt und damit Verfah­
ren unnötig in die Länge gezogen, was 
mit Blick auf die vielen höchstpersön­
lichen Anliegen im Petitionsausschuss 
ein unhaltbarer Zustand ist. Es kann 
nicht sein, dass einzelne Fraktionen der 
Ampel regelmäßig zur Opposition in 
der Regierungskoalition werden. 
Pläne zur Einführung eines Härtefall­
fonds beim Petitionsausschuss lehnen 
wir ab. Daraus gezahlte Zuwendungen 

hätten präjudizielle Wirkung und wären 
abhängig von politischen Mehrheiten. 
Auch bleibt offen, wie die Angaben von 
Petentinnen und Petenten auf ihre Rich­
tigkeit geprüft werden sollen. Der Deut­
sche Bundestag ist keine Ermittlungs­
behörde wie die Polizei oder Staats­
anwaltschaften. 
Die CDU/CSU­Bundestagsfraktion 
spricht sich ausdrücklich für eine 
Moder nisierung des Petitionswesens 
aus. Dazu gehören mehr Werbung für 
die Erfolge von Petitionen und eine bes­
sere Darstellung der Handlungsmöglich­
keiten des Ausschusses, vor allem im 
Vergleich zu privaten Petitionsportalen. 
So können Abgeordnete Akteneinsicht 
fordern, Ortstermine unter Teilnahme 
der zuständigen Behörden initiieren 
oder öffentliche Sitzungen im Petitions­
ausschuss ab 50.000 Unterstützern be­
schließen. Dringenden Reformbedarf se­
hen wir bei der Digitalisierung der Aus­
schussarbeit. Das gilt insbesondere für 
das veraltete Aktensystem sowie die 
Schaffung eines benutzerfreundlicheren 
Zugangs auf der Online­Petitionsseite 
epetitionen.bundestag.de.

Andreas Mattfeldt, Sprecher  
der CDU/CSU­Fraktion im  
Petitionsausschuss.
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Wecker im parlamentarischen System
Beitrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

„Gar manches ist im Laufe der Geschichte  
aller Parlamente von der Straße aus in 
sie hineingetragen worden und hat das 
System verändert … Das Außerparla­
mentarische gehört zum parlamentari­
schen System, und wäre es nur als We­
cker“, so Heinrich Böll im Vorwort eines 
Buches von Petra Kelly 1983. Es war das 
Jahr, als die Grünen erstmals in den 
Bundestag einzogen. Zwei von ihnen 
waren Petra Kelly und Christa Nickels. 
Der Aufruf Bölls, die außerparlamen ta­
rische Einmischung der Bürgerinnen 
und Bürger als Weckruf zu begreifen, 
wurde längst nicht von allen im Parla­
ment gehört. Petra Kelly beobachtete 
schon bald im Umgang mit Bittbriefen 
der Bürgerinnen und Bürger eine „Arro­
ganz des Weglegens, des Post­Verdrän­
gens, das Damit­nicht­umgehen­Kön­
nens, weil man doch so viel Wichtigeres 
zu tun hat“. Und sie fragte sich: „Ist es 
denn nicht eine der ersten Pflichten zu 
ver suchen, auf die Menschen einzuge­
hen, die sich in aller Bescheidenheit an 
Bonn wenden, weil sie, und das ist ja 
berechtigt, eine konstruktive und hilfrei­
che Antwort erwarten?“
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Eine, die das zur ihrer ureigenen Auf­
gabe gemacht hatte, war ihre damalige 
Mitstreiterin Christa Nickels, von 1994 
bis 1998 die erste und bisher einzige 
grüne Vorsitzende des Petitionsaus­
schusses. Gegen starke Beharrungskräfte 
erreichte sie in dieser Zeit erste Fort­
schritte für eine Öffnung des Petitions­
ausschusses hin zu einem echten Bürge­
rinnen­ und Bürgerausschuss. Doch ihre 
nüchterne Bilanz von 1999 gilt leider 
auch noch heute: „Die Sorgen und Nöte 
der Menschen sind nicht weniger ge­
worden. Die Bürokratie folgt dem Bür­
ger wie ehedem auf dem Fuß. Und auch 
der Petitionsausschuss hat bis heute 
nicht den Stellenwert im Parlament, der 
ihm zukommen müsste“.
Doch es gab 2022 auch die vielen guten, 
wichtigen Momente, die den Petitions­
ausschuss zu einem einzigartigen Bun­
destagsausschuss machen. Dazu gehören 
sicher die öffentlichen Beratungen der 
Petitionen zur Anerkennung des Völker­
mordes an den Jesidinnen und Jesiden 
und zur Unterstützung der Freiheitsbe­
wegung im Iran. Der Petent und die Pe­
tentin haben in den beiden Sitzungen 
ihre Anliegen intensiv und beeindru­
ckend dargelegt. Solche öffentlichen Be­
ratungen sind wirklich wichtig und 
wirksam. Dass wir die Petition zur Aner­

kennung des Völkermordes an den Jesi­
dinnen und Jesiden mit dem höchsten 
Votum unterstützt haben, hat maßgeb­
lich dazu beigetragen, dass der Bundes­
tag inzwischen die IS­Verbrechen an Je­
sidinnen und Jesiden als Völkermord an­
erkannt hat. Ich bin zuversichtlich, dass 
wir auch zur Iran­Petition zu einem 
deut lichen Votum kommen. Denn seit 
dem Regierungswechsel, so meine Wahr­
nehmung, ist der Petitionsausschuss  
bemüht, ambitionierter und kollegialer 
zu arbeiten – auch jenseits der Grenzen 
Opposition/Regierung.
Es bleibt aber weiterhin im Sinne von 
Petra Kelly und Christa Nickels viel zu 
tun. Unser Ziel als Ampel­Regierung ist, 
den Petitionsausschuss zu einem Ort der 
Ansprache, Fürsprache und Mitsprache 
für die Bürgerinnen und Bürger zu ma­
chen. Wir wollen, das Petitionssystem 
zu einem echten Beteiligungsinstrument, 
zum „Wecker“ im parlamentarischen 
System weiterentwickeln und werden 
dazu bald Vorschläge vorlegen. Und um 
mit Christa Nickels zu schließen: „Die 
Zukunft im Petitionsausschuss hat 
längst begonnen. Es ist zu hoffen, dass 
auch die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages bald dort ankommen“. 
Denn „es ginge viel mehr, wenn sich die 
Abgeordneten nur trauten“.

Corinna Rüffer, Obfrau  
der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN im Petitions­
ausschuss.
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Rückblick, Einblick und Ausblick
Beitrag der FDP­Fraktion

Das vergangene Jahr des Petitionsaus­
schusses wurde durch viele wichtige Er­
eignisse geprägt. Ich habe mich gefreut, 
dass es uns gelungen ist, viele Bürgeran­
liegen zu diskutieren und auch an die 
entsprechenden Ministerien weiterzu­
leiten. Gute Ideen starten auch aus der 
Mitte der Gesellschaft. Die Aufgabe des 
Petitionsausschusses ist es, die Brücke 
ins Parlament zu bilden, Petentinnen 
und Petenten Gehör zu verschaffen und 
einen Rahmen zu gestalten, dass sich 
ein Austausch entfalten kann. 
Der Petitionsausschuss hat auch im letz­
ten Jahr abgebildet, wie vielschichtig 
sich die Bürgerinnen und Bürger in 
Deutschland für politische Themen ein­
setzen. In den Bereichen Außenpolitik, 
Gesundheit und Bildung, nur um einige 
zu nennen, haben wir auch öffentliche 
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Anhörungen veranstaltet. Dies wird Pe­
titionen gewährt, die es schaffen, min­
destens 50.000 Unterschriften zu sam­
meln. Allerdings bildet eine öffentliche 
Anhörung nur einen weiteren Schritt im 
Petitionsverfahren, und auch Petitionen, 
die dies nicht erreichen, können Erfolge 
erzielen. 
Als selbstständigem Handwerker war 
mir insbesondere die Petition zum The­
ma „Gleiche Rechte im Mutterschutz für 
selbstständige Schwangere“ ein wichti­
ges Anliegen, welches durch den Ge­
setzgeber geregelt werden muss. Die Pe­
tition kam zu einem guten Zeitpunkt, 
um die gesellschaftliche Debatte anzu­
stoßen und auf ein Problem aufmerksam 
zu machen, welches viele junge Frauen 
in Deutschland betrifft. 
Worauf können wir uns im nächsten 
Jahr freuen? Nach über sieben Jahren Er­
fahrung im Petitionsausschuss kann ich 
nur sagen, dass es uns an Arbeits­ und 
Diskussionsgrundlagen nie mangelt und 
wir gerne Bürgeranliegen debattieren. 
Ziel der Koalition ist es auch, das Peti­
tionsverfahren benutzerfreundlicher zu 

gestalten, sodass in Zukunft Anliegen 
besser und zufriedenstellender bear­
beitet werden können. Wie das genau 
ausgestaltet werden soll, wird aktuell 
noch ausgehandelt. Wir Koalitions­
parteien ziehen an einem Strang, dies 
zeitnah zu erreichen. 
Für mich bleibt zuletzt nur noch eines 
zu sagen: Herzlichen Dank an alle Pe­
tentinnen und Petenten, die sich für die 
unterschiedlichsten Themen einsetzen 
und diese mit großem Einsatz verfolgen. 
Sie zeigen, dass Politik ein Miteinander 
statt ein Gegeneinander sein kann. Ich 
freue mich darauf, auch im kommenden 
Jahr Petitionen zu bearbeiten, denn in 
keinem anderen Fachausschuss ist man 
so nah am Bürger.

Manfred Todtenhausen,  
Obmann der FDP­Fraktion  
im Petitionsausschuss.
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Beteiligung der freien Bürger an der Gesetzgebung 
stärken!
Beitrag der AfD­Fraktion

Die Demokratie steht und fällt mit der 
Partizipation des Volkes. Als eine Frak­
tion, die diese Partizipation in jeglicher 
Hinsicht stärken will, sind gerade wir 
an Mitteln interessiert, mit denen der 
Bürger mehr Einfluss auf die Gesetzge­
bung nehmen kann. Genau dafür sollte 
der Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestages ein geeignetes Werkzeug 
bieten. 
Um diesem Anspruch gerecht zu wer­
den, braucht es jedoch eine Überarbei­
tung der bestehenden Grundsätze des 
Petitionswesens. Die Einführung einer 
Bürgerstunde wäre ein Schritt in die 
richtige Richtung. Eine Bürgerstunde 
könnte als Aussprache im Plenum des 
Bundestages über Petitionen stattfinden, 
wenn diese ein Quorum von 100.000 
Mitzeichnungen erreichen – genau das 
forderte die AfD­Fraktion bereits in der 
letzten Wahlperiode in einem Antrag. 
Es wäre ein richtiger Schritt zum Aus­
bau der Beteiligung der freien Bürger an 
der Gesetzgebung in Deutschland – ein 
Prozess, an dessen Ende aus unserer 
Sicht die direkte Demokratie mit echten 
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Volksabstimmungen stehen sollte. Im 
Koalitionsvertrag erklären die Regie­
rungsfraktionen, ein entsprechendes 
Verfahren zur Beratung von Petitionen 
im Plenum einführen zu wollen – wir 
werden sie dabei kritisch begleiten und 
am Ende an ihren Taten messen. Ge­
schehen ist in dieser Hinsicht bislang 
leider noch nichts.
Auch setzt sich unsere Fraktion dafür 
ein, das Quorum für die Behandlung 
von Petitionen in öffentlichen Sitzun­
gen auf 25.000 Mitzeichner herabzu­
setzen, damit künftig mehr Petenten, 
die großen Zuspruch erhalten, im Deut­
schen Bundestag ihre Petition den Ab­
geordneten vorstellen können. Und 
weiter hin bieten die Richtlinien für die 
Veröffentlichung von Petitionen auf den 
Seiten des Deutschen Bundestages zu 
viel Spielraum für Willkür. Aktuell 
kann eine Veröffentlichung immer noch 
verweigert werden, wenn das Anliegen 
beispielsweise nicht für eine „sachliche 
Diskussion“ geeignet erscheine. Diese 
Kriterien eröffnen zu große und unklare 
Interpretationsspielräume und gehören 
daher klarer definiert und reduziert.
Zum Berichtsjahr 2022 bleibt zu erwäh­
nen, dass den Ausschuss eine Vielzahl 

an Petitionen erreichte, die sich gegen 
die freiheitsbeschränkenden „Corona­
Maßnahmen“ richteten. Eine öffentliche 
Petition, die sich gegen die völlig unver­
hältnismäßig geplante Einführung eines 
allgemeinen Impfzwangs richtete, er­
reichte weit über 130.000 Online­ 
Mitzeichnungen und wurde somit zu 
der erfolgreichsten des Jahres. Damit 
trug sie zu dem Scheitern der nicht 
nachvollziehbaren Pläne bei. Die AfD­
Fraktion setzte sich im Gegensatz zu 
den anderen Fraktionen des Hauses im­
mer wieder vehement dafür ein, diesen 
Bürgeranliegen mehr Gehör zu ver­
schaffen und sie umzusetzen. Rück­
blickend bleibt festzustellen, dass es 
dank wissenschaftlicher Vergleichs­
studien immer deutlicher wird, wie sehr 
diese Petitionen ihre Berechtigung hatten 
und wie stark die Wirksamkeit der Maß­
nahmen überschätzt wurde, bei gleich­
zeitiger Unterschätzung der negativen 
Auswirkungen.

Dirk Brandes, Obmann  
der AfD­Fraktion im  
Petitionsausschuss.
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Mit Petitionen Politik gemeinsam für alle gestalten!
Beitrag der Fraktion DIE LINKE.

Petitionen verleihen den Bürgerinnen 
und Bürgern ein durch die Verfassung 
verbrieftes Recht, sich mit ihren per­
sönlichen Problemen und ihren eigenen 
Ideen zur politischen Gestaltung an den 
Deutschen Bundestag zu wenden. Auf 
Bundesebene ist es zwischen den Bun­
destagswahlen die einzige rechtlich 
verbind liche Möglichkeit der demokra­
tischen Einflussnahme. Insofern ist es 
erfreulich, dass im Jahr 2022 über 
1.500  Menschen mehr als im Jahr 2021 
von dieser Möglichkeit Gebrauch ge­
macht haben.
Auch die Anzahl der Menschen, die 
eine Petition mitgezeichnet und unter­
stützt haben, hat sich im letzten Jahr ge­
genüber dem Vorjahr erheblich erhöht; 
sie hat sich sogar fast verdreifacht. Doch 
so begrüßenswert diese Fakten auch 
sind, der Petitionsausschuss muss sich 
dringend mit der Frage beschäftigen, ob 
das Petitionswesen in seiner aktuellen 
Beschaffenheit den Erwartungen und 
Ansprüchen der Menschen noch aus­
reichend gerecht wird.
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Zwar hat der Ausschuss eine Neuge­
staltung seines Internetauftritts, mit 
dem auch eine verbesserte Anwender­
freundlichkeit einhergehen soll, be­
schlossen, doch die Umsetzung zieht 
sich viel zu lange hin. Ich hoffe, dass es 
im Ergebnis dieses Prozesses dann bes­
ser möglich sein wird, die Diskussions­
beiträge auf der Plattform auszuwerten 
und besser in die Arbeit einfließen zu 
lassen.
Der Ausschuss muss auch generell seine 
Arbeitsweise und seine Verfahrens­
regeln kritisch hinterfragen. Viele Peti­
tionsverfahren dauern erheblich zu lan­
ge. Dies ist häufig weder sachgerecht 
noch den Bürgerinnen und Bürgern zu 
erklären. Zudem muss die Transparenz 
des Verfahrens und der Entscheidungs­
findung verbessert werden, da man nur 
so die Akzeptanz in der Bevölkerung 
für die Arbeit und Entscheidungen des 
Ausschusses erhöhen kann. 

Die Öffentlichkeit der Ausschussarbeit 
muss generell erhöht werden. Das 
schließt öffentliche Sitzungen sowie die 
Möglichkeit der Hinzuziehung von Pe­
tenten bei Berichterstattergesprächen 
ebenso ein wie auch eine stärkere Wahr­
nehmung von Petitionen im Plenum des 
Bundestages. Letzteres wäre auch ein 
Beitrag dazu, dass die Anliegen der 
Bürge rinnen und Bürger stärker in die 
parlamentarische Arbeit einfließen, dass 
also Politik mit den Menschen gemacht 
wird.
Transparenz schließt aber auch Ver­
ständlichkeit mit ein. Es muss weiter 
daran gearbeitet werden, die Kommuni­
kation mit den Bürgerinnen und Bürgern 
bezüglich ihrer Petitionen leichter ver­
ständlich zu gestalten, sodass jede und 
jeder in der Lage ist, das Petitionsver­
fahren zu durchdringen.
Die weit überwiegende Anzahl der Peti­
tionen betraf auch im Jahr 2022 ganz 
persönliche Anliegen der Menschen. 
Für viele Betroffene wird der Petitions­
ausschuss als letzter „Rettungsanker“ 
gesehen. 
Aus der Bilanz der Arbeit des Ausschus­
ses für das Jahr 2022 muss mit verbesser­
tem Anspruch an die weitere Arbeit ge­
gangen werden!

Sören Pellmann, Obmann der  
Fraktion DIE LINKE. im Petitions­
ausschuss.
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Unterschriftenübergabe zur Petition „Anpassung  
der Preis­ und Lohnentwicklung im Zahntechniker­
Handwerk“ mit (v.l.n.r.) Manfred Todtenhausen 
(FDP), Klaus Scheitza (Vorstandsmitglied der Süd­
bayerischen Zahntechniker­Innung), Linda Heitmann 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Martina Stamm­Fibich 
(SPD), Simone Borchardt (CDU/CSU), Sören Pell­
mann (DIE LINKE.), Judith Behra (Geschäftsführerin 
der Mitteldeutschen Zahntechniker­Innung) und 
Silvio Schneider (Geschäftsführer der Laborgruppe  
My Dental Family).
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Auswahl der Medienresonanz
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DAZ.online, 15. Februar 2022

E-Rezept im Petitionsausschuss
Der Petitionsausschuss des Bundestags 
befasst sich mit dem E-Rezept: Im ver-
gangenen Jahr hatte eine Petition das 
nötige Quorum erfüllt, die sich für län-
gere Flächentests für Anwendungen der 
Telematikinfrastruktur einsetzt. Beim 
E-Rezept hat sich das Anliegen bereits 
nahezu erledigt: Die bundesweite Test-
phase sei offen verlängert worden, be-
stätigte Gesundheitsstaatssekretärin  
Sabine Dittmar in der Sitzung.
Die gesetzlichen Fristen für die ver­
pflichtende elektronische Übermittlung 
von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigun­
gen (eAU) und vertragsärztlichen Ver­
ordnungen (E­Rezept) sind bereits ver­
strichen: Mit der eAU sollte es im Okto­
ber 2021 losgehen – doch das Datum 
war für die meisten Praxen nicht zu 
halten. Wie es beim E­Rezept aussieht, 
ist Apotheken besser bekannt: Hier war 
der Start für den 1. Januar 2022 vorge­
sehen  – doch im Dezember zog das Bun­
desgesundheitsministerium (BMG) die 
Reißleine.

Als die Vorsitzende der Vertreter ver­
sammlung der Kassenärztlichen Verei­
nigung Bayerns, Dr. Petra Reis­Berko­
wicz, im vergangenen Oktober ihre Pe­
tition zur „Einführung von Flächentests 
zur elektro nischen Arbeitsunfähigkeits­
bescheinigung und zum E­Rezept“ star­
tete, bekam sie viel Unterstützung: Das 
Quorum für eine öffentliche Behandlung 
ihres Anliegens im Petitionsausschuss 
(mehr als 50.000 Mitzeichner innerhalb 
von vier Wochen) wurde erreicht. 
Reis­Berkowicz forderte in ihrer Pe­
tition, dass die Einführung der TI­ 
Anwendungen eAU und E­Rezept über 
die ersten zwölf Monate als Test phase 
ausgestaltet sein muss, an der sich die 
Anwender freiwillig beteiligen kön­
nen. Bei Anwendungen im Regelbetrieb 
müssten zudem Ersatzverfahren dauer­
haft angewendet werden können, insbe­
sondere bei technischen Störungen. In 
der Begründung führte die Petentin aus, 
dass diese „revolutionären Ver fahren“ 

https://www.deutsche-apotheker-zeitung.de/news/artikel/2021/12/20/bmg-e-rezept-start-auf-unbestimmte-zeit-verschoben
https://www.deutsche-apotheker-zeitung.de/news/artikel/2021/12/20/bmg-e-rezept-start-auf-unbestimmte-zeit-verschoben
https://www.deutsche-apotheker-zeitung.de/news/artikel/2021/12/20/bmg-e-rezept-start-auf-unbestimmte-zeit-verschoben
https://epetitionen.bundestag.de/content/petitionen/_2021/_10/_12/Petition_126863.html
https://epetitionen.bundestag.de/content/petitionen/_2021/_10/_12/Petition_126863.html
https://epetitionen.bundestag.de/content/petitionen/_2021/_10/_12/Petition_126863.html
https://epetitionen.bundestag.de/content/petitionen/_2021/_10/_12/Petition_126863.html
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massive Umstellungen in den Abläu­
fen von Arztpraxen, Apotheken und 
Kranken kassen verursachten. Jedoch 
hätten die erforderlichen technischen 
Voraussetzungen Ende September noch 
lange nicht flächendeckend bei allen 
Anwendern zur Verfügung gestanden.
Bei der Behandlung der Petition am 
gestrigen Montagnachmittag im Peti­
tionsausschuss bekräftigte die Parla­
mentarische Staatssekretärin im BMG, 
Sabine Dittmar (SPD), dass die Einfüh­
rung des E­Rezepts auf unbestimmte 
Zeit verschoben sei. Die bundesweite 
Testphase sei offen verlängert worden. 
Maßstab für einen späteren flächen­
deckenden Roll­out sei die technische 
Verfügbarkeit gemessen an den mit der 
Selbstverwaltung vereinbarten Quali­
tätskriterien. „Sobald diese erfüllt sind, 
sollte auch die Umstellung auf das E­
Rezept erfolgen“, so Dittmar.

Im Schweinsgalopp und mit  
Brechstange
Reis­Berkowicz machte vor den Aus­
schussmitgliedern die aktuell noch be­
stehenden Probleme deutlich. Sie er­
klärte, die Einführung des E­Rezeptes 
„im Schweinsgalopp und mit der Brech­
stange“ sei kontraproduktiv und ausge­
sprochen besorgniserregend im Hinblick 
auf künftige Digitalisierungsmaßnahmen. 
Eine Digitalisierung, die die Versorgung 
der Patienten verbessere und die Arbeits­
abläufe erleichtere und beschleunige, 
werde von der Ärzteschaft ausdrücklich 
begrüßt. Doch die geplanten Umstellun­
gen würden in erheb lichem Maße in die 
Praxisabläufe eingreifen. 
Benötigt werde für das E­Rezept und die 
eAU ein funktionierender TI­ Anschluss  – 
und damit sieben technische Geräte zu­
züglich zu einer stabilen und schnellen 
Internetverbindung. Die Technik müs­
se zudem nicht nur in der Arztpraxis, 
sondern auch im Zusammenspiel mit 
Krankenkassen, Apotheken und Arbeit­
gebern funktionieren. Es sei zu erwar­
ten, dass dies in einem kurzen Testzeit­
fenster, bei laufendem Praxisbetrieb und 
ohne die Berücksichtigung der in den 
Praxen schon vorhandenen IT „nicht 
funktionieren kann“. 

E­Rezepte sollen die papierlose 
Verschreibung von Medikamenten 
ermöglichen. Für Arztpraxen und 
Krankenkassen bedeutet das  
eine größere Umstellung. Die  
Ein führung wurde daher auf  
un bestimmte Zeit verschoben. 
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Reis­Berkowicz forderte vor dem Aus­
schuss daher erneut, digitale Verfahren 
vor der Überführung in die Regelversor­
gung ausreichend zu testen – allerdings 
ohne sich auf eine genauer bestimmte  
Dauer dieser Testphase festzulegen. Die 
Medizinerin plädierte zudem dafür, 
die Expertise der Anwender stärker zu 
nutzen. „Wir sind nie gefragt worden, 
ob das so in unsere Arbeitsabläufe zu 
imple mentieren ist“, kritisierte sie. 
Dittmar nahm die Anregung auf. Man 
werde prüfen, inwieweit die Ärzteschaft 
besser in die Schaffung digitaler Lösun­
gen eingebunden werden könne, sag­
te sie. Ein abschließendes Votum zum 
weite ren Verlauf der Petition wird der 
Bundestagsausschuss zu einem späteren 
Zeitpunkt fällen. Kirsten Sucker-Sket

© 2022 Deutscher Apotheker Verlag, 
Stuttgart, online unter: www.deutsche-
apotheker-zeitung.de

Handwerksblatt.de, Juni 2022

Das Recht auf Reparatur soll auch  
für E-Bikes gelten
Ein Recht auf Reparatur und Zugang 
zu Ersatzteilen und Anleitungen bei 
Elektro fahrrädern fordert der Petitions-
ausschuss des Bundestages. Im Koali-
tions vertrag ist ein solches Recht bisher 
nur für Kraftfahrzeuge festgelegt.
E­Bikes (Pedelecs) boomen, die Händler 
kommen mit der Lieferung kaum nach. 
Eine künftige Versorgung mit Ersatz­
teilen ist aber nicht gesichert. Der Peti­
tionsausschuss setzt sich daher für das 
Recht auf Reparatur und den Zugang zu 
Ersatzteilen und Reparaturanleitungen 
auch bei Pedelecs ein. Am 22. Juni 2022 
verabschiedete der Ausschuss die Be­
schlussempfehlung an den Bundestag.
Mit der öffentlichen Petition (ID 115512) 
wird gefordert, dass für die Hersteller  
von Pedelecs die gleichen Pflichten zur 
Bereitstellung von Ersatzteilen gelten  
sollen wie für Kraftfahrzeuge. Denn Pe­
delecs seien heute ein Investitions­
gut für viele Bürger und kosteten 
durch schnittlich zwischen 2.000 und 
3.000  Euro. Für Pedelecs oder ähnliche 
Räder bestehe jedoch keine Verpflich­
tung, nach der Garantie­ oder Gewähr­
leistungsfrist Ersatzteile bereitzuhalten.
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Elektronische Teile und Akkus sind 
nicht lange lieferbar
Während bei Fahrrädern die Verschleiß­ 
und Ersatzteile in der Regel genormt 
und leicht zu ersetzen seien, gelte das 
nicht für Pedelecs, heißt es in der Einga­
be weiter. Diese bestünden aus elektri­
schen und elektronischen Bestandteilen, 
die zum Teil speziell für ein bestimmtes 
Modell hergestellt und nach Auslaufen 
des Modells nicht mehr produziert wür­
den. Selbst die Versorgung mit Ersatzak­
kus sei nicht gewährleistet, weshalb es 
sinnvoll wäre, die Hersteller von Pede­
lecs – „wie in der Automobilbranche“ – 
zu verpflichten, bis zu zehn Jahre nach 
Auslaufen des Modells die Ersatzteilver­
sorgung sicherzustellen.

Bisher keine gesetzliche Pflicht zur  
Bevorratung von Ersatzteilen für Kfz 
oder Pedelecs
Der Petitionsausschuss erklärte, dass 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt „weder 
für Kfz­Hersteller noch für Hersteller 
von Pedelecs spezielle gesetzliche Ver­
pflichtungen zur Bevorratung von Er­
satzteilen bestehen“. Jedoch könne sich 
im Bereich der Industrieprodukte aus 
dem Grundsatz von Treu und Glauben 
(§ 242 BGB) eine vertragliche Neben­

pflicht der Hersteller oder Händler zur 
Bereitstellung ausreichender Ersatzteile 
für die Dauer der gesetzlichen Gewähr­
leistungsfrist ergeben. Dies gelte insbe­
sondere für Produkte, die natürlichem 
Verschleiß unterliegen.
Außerdem hätten Hersteller und Händ­
ler ein eigenes Interesse, ihre Kunden 
zu binden und so lange wie möglich mit 
Ersatzteilen beliefern zu können. Eini­
ge Unternehmen in der Branche hätten 
für ihre Komponenten Vorhaltezeiten 
festgelegt, die in den meisten Fällen bei 
fünf Jahren liegen. Jedoch hänge die 
Verfügbarkeit von Ersatzteilen immer 
vom Einzelfall ab. Die Abgeordneten 
weisen zugleich auf den Koalitionsver­
trag hin, worin sich die Ampel parteien 
für ein Recht auf Reparatur und den Zu­
gang zu Ersatzteilen und Reparatur­
anleitungen einsetzen. Anne Kieserling 

© 2022 Deutsches Handwerksblatt,  
online unter: www.handwerksblatt.de

In einer Petition wurde gefordert, 
dass Hersteller von Pedelecs zur 
Bereitstellung von Ersatzteilen 
verpflichtet werden sollen. Der 
Petitionsausschuss schloss sich 
dieser Forderung an. 

http://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__242.html
http://www.handwerksblatt.de
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Hessische Allgemeine, 6. Oktober 2022

Petitionsverfahren zur Kurve Kassel  
ist beendet
Ausschuss hat sich mit Anliegen der 
Bürgerinitiativen beschäftigt – Diese  
sehen Teilerfolg
Kreis Kassel – Zweieinhalb Jahre ist  
es jetzt her, dass die Bürger initiativen 

„Keine Kurve Kassel“ aus Vellmar,  
Fulda tal, Immenhausen und Espenau 
eine Petition an den Deutschen Bun­
destag gerichtet haben. Jetzt liegt der 
Bericht des Ausschusses vor. Die sechs­
einhalb Seiten werden in den kommen­
den Wochen bei den Petenten im Brief­
kasten landen. Doch fest steht schon 
jetzt: Die Bürgerinitiativen (BIs) haben 
einen Teilerfolg erzielt.

„Das eigentliche Anliegen war die Prü ­
fung der Alternativstrecken in glei­
chem Umfang, das haben wir nicht er­

reicht“, sagt Timon Gremmels. Der 
SPD­ Bundestagsabgeordnete aus Nieste­
tal war der zuständige Berichterstatter 
für die Petition im Ausschuss und hat­
te beim 15.  Runden Tisch am Dienstag­
abend kurz über den Abschluss der  
Petition und die Begründung des Aus­
schusses informiert.
Die BIs forderten in ihren Petitionen  
vor allem eine umfassende Prüfung  
ihres Vorschlages, als Alternative zur 
Kurve Kassel die vorhandene Strecke 
durch den Solling zu elektrifizieren und 
sachgerecht auszubauen. Doch in die­
sem Punkt kam der Ausschuss zu dem 
Schluss, „dass die DB Netz AG die 
von den Petenten vorgeschlagene Aus­
baustrecke Altenbeken – Northeim – 
 Nordhausen in einem Gutachten hin­
sichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit hat 
prüfen lassen. Zudem wurde der alter­
native Laufweg auch in Bezug auf eine 
mög liche Fahrzeitverkürzung detailliert 
analysiert“. Somit sei dem Anliegen der 
Peten ten, eine Alternative zur ge planten 
Kurve Kassel zu prüfen, bereits teil weise 
Rechnung getragen.
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„Es wäre schöner gewesen, wenn die   
Forderungen erfüllt worden wären“, 
sagt Peter Schürmann, Sprecher der BI 
Espenau. Trotzdem habe man viel er­
reicht. Denn der Ausschuss hat die  
Petition an das Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr überwiesen und 
darum gebeten, im weiteren Verfah­
ren insbesondere auf Lärmschutz und 
Querungs möglichkeiten zu achten.
„Es ist eine klare Empfehlung des Peti­
tionsausschusses, im weiteren Verfah­
ren diese beiden Punkte besonders zu 
berücksichtigen“, sagt Gremmels. Er be­
tont, dass eine solche offizielle Begrün­
dung durch den Petitionsausschuss des 
Bundestages im weiteren Verfahren hilf­
reich sein kann, weil bei der parlamen­
tarischen Befassung darauf verwiesen 
werden könne. „Zudem ist es eine Un­
terstützung der Kernforderungen“, sagt 
Gremmels. Weshalb er auch empfiehlt, 
das abschließende Votum des Petitions­
ausschusses auch gemeinsam mit den 
Kernforderungen der Region im Bundes­
tag einzureichen. 

In den vergangenen Monaten waren  
regionale Kernforderungen erarbei­
tet worden, die Lärmschutz an den Be­
standsstrecken, die Beseitigung kriti­
scher Bahnübergänge sowie Erschütte­
rungsschutz an der Bestandsstrecke 
beinhalten. „Es hilft uns sehr, wenn zu­
sätzlich zu den Kernforderungen der 
Petitionsausschuss das Gleiche unter­
stützt und fordert“, sagt Schürmann 
von der BI Espenau. „Ich nenne das ei­
nen sehr guten Teilerfolg.“ Denn zu ver­
hindern ist die Strecke seiner Meinung 
nach nicht mehr. Umso wichtiger sei es, 
beim Bau übergesetzlichen Lärmschutz 
für die Bestandsstrecken zu bekommen. 
Den muss der Bundestag beschließen. 
Anspruch auf Lärmschutz besteht nur 
für den neu gebauten Streckenteil.

„W enn man die Strecke nicht verhindern 
kann, dann muss man das Beste rausho­
len für die Region, und dafür leistet das 
Votum des Petitionsausschusses einen 
Beitrag“, sagt Gremmels. Amira El Ahl 

© 2022 Verlag Dierichs GmbH & Co. KG, 
Kassel

Teilerfolg für die Petentinnen und 
Petenten: Der Petitionsausschuss 
hat das Verkehrsministerium 
gebeten, bei der Umsetzung des 
Bauvorhabens vor allem auf 
Lärmschutz und Querungs­
möglichkeiten zu achten.
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Statistik über die Tätigkeit des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages im Jahr 2022 
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*Nicht enthalten sind elektronische 
Posteingänge, soweit nicht das 
Online-Formular zur Petitions-
eingabe verwendet wurde.

Posteingänge mit Vergleichszahlen ab 1980*

Jahr
Arbeits- 
tage

Petitionen 
(Neueingänge)

Täglicher 
Durchschnitt 
(Neueingänge)

Nachträge
(weitere Schreiben 
der Petentinnen 
und Petenten zu  
ihren Petitionen)

Stellungnahmen/ 
Berichte der 
Bundesregierung

Andere Schreiben
(Schreiben von 
Abgeordneten, 
Behörden usw.) 

1980 248 10.735 43,29 4.773 5.941 3.401

1981 249 11.386 45,73 4.277 7.084 2.401

1982 249 13.593 54,59 3.652 8.869 3.327

1983 246 12.568 51,09 7.789 8.485 2.953

1984 248 13.878 55,96 8.986 9.270 3.570

1985 246 12.283 49,93 9.171 10.003 3.240

1986 247 12.038 48,74 9.478 9.414 3.143

1987 248 10.992 44,32 8.716 8.206 2.649

1988 250 13.222 52,89 9.093 9.009 2.435

1989 249 13.607 54,65 9.354 9.706 2.266

1990 247 16.497 66,79 9.470 9.822 2.346

1991 247 20.430 82,71 10.598 11.082 2.533

1992 249 23.960 96,22 11.875 10.845 4.262

1993 250 20.098 80,39 12.707 11.026 5.271

1994 250 19.526 78,10 14.413 11.733 4.870

1995 251 21.291 84,82 18.389 13.526 5.017

1996 249 17.914 71,94 16.451 10.817 4.357

1997 251 20.066 79,94 14.671 9.070 3.611

1998 252 16.994 67,44 13.571 8.345 3.316

1999 252 18.176 72,13 13.915 8.383 2.942

2000 249 20.666 83,00 12.204 7.087 2.267
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Jahr 
Arbeits- 
tage

Petitionen 
(Neueingänge)

Täglicher 
Durchschnitt 
(Neueingänge)

Nachträge
(weitere Schreiben 
der Petentinnen 
und Petenten zu  
ihren Petitionen)

Stellungnahmen/ 
Berichte der 
Bundesregierung

Andere Schreiben
(Schreiben von 
Abgeordneten, 
Behörden usw.)

2001 250 15.765 63,06 12.533 9.085 2.488

2002 250 13.832 55,33 13.023 8.636 2.231

2003 250 15.534 62,14 12.799 9.088 2.330

2004 255 17.999 70,58 13.247 9.244 2.171

2005 254 22.144 87,18 12.989 8.870 2.067

2006 252 16.766 66,53 15.026 9.133 1.561

2007 250 16.260 65,04 15.365 8.893 1.646

2008 252 18.096 71,81 14.540 8.851 1.378

2009 252 18.861 74,85 14.480 10.456 1.167

2010 254 16.849 66,33 13.983 9.572 1.031

2011 254 15.191 59,81 14.204 9.374 835

2012 251 15.724 62,65 13.397 8.471 1.088

2013 250 14.800 59,20 13.345 8.025 927

2014 250 15.325 61,30 15.748 8.645 938

2015 252 13.137 52,13 15.306 7.193 973

2016 254 11.236 44,24 15.306 6.072 927

2017 251 11.507 45,84 13.272 6.305 817

2018 250 13.189 52,76 14.156 7.024 893

2019 250 13.529 54,12 15.523 6.907 932

2020 252 14.314 56,80 14.797 5.772 730

2021 253 11.667 46,11 12.720 5.165 1.034

2022 254 13.242 52,13 11.187 4.964 744



98Statistik

Postausgänge mit Vergleichszahlen ab 1980*

Jahr
Arbeits-
tage

Gesamter Postausgang
(Summe der  
Spalten 5 und 6)

Täglicher Durchschnitt
(gesamter Postausgang)

Schreiben an 
Petentinnen und
Petenten, Abgeordnete, 
Ministerien u. a.

  Akten zur
Berichterstattung 
an Abgeordnete

1980 248 45.936 185,23 41.999 3.937

1981 249 41.999 168,67 39.195 2.804

1982 249 46.505 186,77 43.053 3.452

1983 246 46.537 189,17 43.242 3.295

1984 248 51.221 206,54 49.298 1.923

1985 246 51.705 210,18 48.520 3.185

1986 247 50.691 205,23 47.896 2.795

1987 248 44.362 178,88 41.988 2.374

1988 250 49.337 197,35 47.009 2.328

1989 249 51.525 206,93 48.913 2.612

1990 247 54.268 219,71 51.554 2.714

1991 247 65.531 265,31 63.090 2.441

1992 249 67.334 270,42 64.955 2.379

1993 250 67.645 270,58 64.513 3.132

1994 250 72.291 289,16 68.843 3.448

1995 251 85.788 341,78 81.470 4.318

1996 249 74.188 297,94 68.982 5.206

1997 251 72.148 287,44 66.842 5.306

1998 252 69.300 275,00 64.561 4.739

1999 252 61.930 245,75 57.375 4.555

*Ohne elektronische Postausgänge.
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Jahr
Arbeits-
tage

Gesamter Postausgang
(Summe der  
Spalten 5 und 6)

Täglicher Durchschnitt
(gesamter Postausgang)

Schreiben an 
Peten tinnen und 
Petenten, Abgeordnete, 
Ministerien u. a.

Akten zur
Berichterstattung 
an Abgeordnete

2000 249 57.577 231,23 54.156 3.421

2001 250 64.129 256,52 60.689 3.440

2002 250 64.447 257,79 61.023 3.424

2003 250 57.000 228,00 53.620 3.380

2004 255 63.421 248,71 58.646 4.775

2005 254 66.183 260,56 62.877 3.306

2006 252 68.607 272,25 62.855 5.752

2007 250 68.486 273,94 62.274 6.212

2008 252 64.698 256,74 59.836 4.862

2009 252 95.092 377,35 89.155 5.937

2010 254 79.301 312,21 72.647 6.654

2011 254 72.823 286,70 67.202 5.621

2012 251 72.767 289,91 66.557 6.210

2013 250 69.775 279,10 65.648 4.127

2014 250 70.945 283,78 64.280 6.665

2015 252 65.823 261,20 60.618 5.205

2016 254 56.765 223,48 52.413 4.352

2017 251 53.359 212,59 50.375 2.984

2018 250 66.897 267,59 60.345 6.552

2019 250 68.635 274,54 63.288 5.347

2020 252 72.199 286,50 64.931 7.268

2021 253 60.470 239,01 55.273 5.197

2022 254 75.132 295,80 68.303 6.829
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Gliederung der Petitionen nach Zuständigkeiten

Ressorts Jahr 2022 in % Jahr 2021 in % Veränderungen

01 Bundespräsidialamt 7 0,05 14 0,12 –7

02 Deutscher Bundestag 514 3,88 407 3,49 107

03 Bundesrat 0 0,00 1 0,01 –1

04 Bundeskanzleramt 246 1,86 242 2,07 4

05 Auswärtiges Amt 1.172 8,85 521 4,47 651

06 
neu

Bundesministerium des Innern und 
für Heimat

1.291 9,75 49 0,42 1.242

06  
alt

Bundesministerium des Innern,  
für Bau und Heimat

0 0,00 1.373 11,77 –1.373

07 
neu

Bundesministerium der Justiz 1.332 10,06 62 0,53 1.270

07  
alt

Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz

0 0,00 1.404 12,03 –1.404

08 Bundesministerium der Finanzen 1.262 9,53 867 7,43 395

09 
neu

Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz

1.165 8,80 12 0,10 1.153

09  
alt

Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie

0 0,00 511 4,38 –511

10 Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft

158 1,19 203 1,74 –45

11 Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales

1.390 10,50 1.294 11,09 96

12 
neu

Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr

805 6,08 12 0,10 793

12  
alt

Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur

0 0,00 533 4,57 –533
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Ressorts Jahr 2022 in % Jahr 2021 in % Veränderungen

14 Bundesministerium der Verteidigung 255 1,93 163 1,40 92

15 Bundesministerium für Gesundheit 2.093 15,81 2.876 24,65 –783

17 Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend

263 1,99 203 1,74 60

18 
neu

Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz

385 2,91 4 0,03 381

18  
alt

Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare 

0 0,00 295 2,53 –295

Sicherheit

19 
neu

Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen

191 1,44 4 0,03 187

23 Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und 

37 0,28 11 0,09 26

Entwicklung

30 Bundesministerium für Bildung und 
Forschung

184 1,39 185 1,59 –1

Gesamt 12.750 96,28 11.246 96,39 1.504

99 Eingaben, die nicht in die Zustän-
digkeit des Bundes fallen, und son-
stige Vorgänge, die durch Rat und 
Aus kunft usw. erledigt werden 
konnten

492 3,72 421 3,61 71

Insgesamt 13.242 100,00 11.667 100,00 1.575
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Aufgliederung der Petitionen nach Personen

Personen Jahr 2022 in % Jahr 2021 in % Veränderungen

1. Natürliche Personen

a) Männliche 9.113 68,82 7.727 66,23 1.386

b) Weibliche 3.171 23,95 3.016 25,85 155

2.  Juristische Personen, Organisationen 
und Verbände

94 0,71 158 1,35 –64

3. Sammelpetitionen* 755 5,70 709 6,08 46

4. Ohne Personenangabe 109 0,82 57 0,49 52

Insgesamt** 13.242 100,00 11.667 100,00 1.575

     

 
* Mit insgesamt 937.513 Unterstützungen (Sammelpetitionen sind Unterschriftensammlungen mit demselben 
Anliegen oder öffentliche Petitionen, die auf der Internetseite des Petitionsausschusses des Deutschen 
Bundestages mitgezeichnet wurden).

** Darin enthalten sind 3.653 Petitionen zur Bundesgesetzgebung, das entspricht rund 28 Prozent der Neu-
eingänge.  

Aufgliederung der Petitionen 
nach Personen 2022 
(Prozentwerte gerundet)

Männliche Personen

Weibliche Personen

Juristische Personen,  
Organisationen und Verbände

Sammelpetitionen

Ohne Personenangabe

1 %6 %
1 %

69 %

24 %
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Aufgliederung der Petitionen nach Herkunftsländern

Herkunftsländer Jahr 2022

Auf  
1 Million der 
Bevölkerung 
des Landes in % Jahr 2021

Auf  
1 Million der
Bevölkerung 
des Landes in % Veränderungen

Baden-Württemberg 1.296 116 9,79 1.205 108 10,33 91

Bayern 1.768 134 13,35 1.500 114 12,86 268

Berlin 1.236 336 9,33 1.038 283 8,90 198

Brandenburg 383 151 2,89 341 134 2,92 42

Bremen 97 143 0,73 63 93 0,54 34

Hamburg 272 147 2,05 233 126 2,00 39

Hessen 912 145 6,89 860 137 7,37 52

Mecklenburg-Vorpommern 225 140 1,70 211 131 1,81 14

Niedersachsen 1.304 162 9,85 1.088 136 9,33 216

Nordrhein-Westfalen 2.458 137 18,56 2.317 129 19,86 141

Rheinland-Pfalz 536 131 4,05 637 155 5,46 –101

Saarland 146 149 1,10 154 157 1,32 –8

Sachsen 983 243 7,42 605 150 5,19 378

Sachsen-Anhalt 308 142 2,33 250 115 2,14 58

Schleswig-Holstein 343 117 2,59 304 104 2,61 39

Thüringen 252 119 1,90 200 95 1,71 52

Ausland 296 2,24 246 2,11 50

Ohne Ortsangabe 427 3,22 415 3,56 12

Insgesamt 13.242 100,00 11.667 100,00 1.575
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 Neueingänge 2022
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 Auf 1 Million der Bevölkerung des Landes

 Neueingänge 2022
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Schleswig-Holstein 
343 = 2,59 Prozent

Hamburg 
272 = 2,05 Prozent

Bremen 
97 = 0,73 Prozent

Niedersachsen 
1.304 = 9,85 Prozent

Nordrhein-Westfalen 
2.458 = 18,56 Prozent

Hessen 
912 = 6,89 Prozent

Rheinland-Pfalz 
536 = 4,05 Prozent

Saarland 
146 = 1,10 Prozent

Baden-Württemberg 
1.296 = 9,79 Prozent

Mecklenburg- 
Vorpommern 

225 = 1,70 Prozent

Brandenburg 
383 = 2,89 Prozent

Berlin 
1.236 = 9,33 Prozent

Sachsen-Anhalt 
308 = 2,33 Prozent

Sachsen 
983 = 7,42 Prozent

Thüringen 
252 = 1,90 Prozent

Bayern 
1.768 = 13,35 Prozent

Nachrichtlich Ausland:
296 = 2,24 Prozent

Ohne Ortsangabe:
427 = 3,22 Prozent
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Art der Erledigung der Petitionen

Gesamtzahl der behandelten Petitionen 
(einschließlich der Überhänge aus der Zeit vor dem Jahr 2022) 11.265 *

%
100,00

I. Parlamentarische Beratung

1. Dem Anliegen wurde entsprochen 774 6,87

2. Überweisungen an die Bundesregierung

a) Überweisung zur Berücksichtigung 123 1,09

b) Überweisung zur Erwägung 67 0,59

c) Überweisung als Material 610 1 5,42

d) Schlichte Überweisung 13 0,12

3. Kenntnisgabe an die Fraktionen des Deutschen Bundestages 113 270 1,00

4.  Kenntnisgabe an die Bundestagspräsidentin und  
an die Fraktionen des Deutschen Bundestages

1

5. Zuleitung an die SED-Opferbeauftragte 1

6. Zuleitung an das Europäische Parlament 19 58 0,17

7. Zuleitung an die Volksvertretung des zuständigen Bundeslandes 12 54 0,11

8. Dem Anliegen wurde nicht entsprochen 3.669 32,57

Insgesamt 5.401 384

   

II. Keine parlamentarische Beratung

1.  Erledigung durch Rat, Auskunft, Verweisung,  
Materialübersendung usw.

2.647 23,50

2.  Meinungsäußerungen, ohne Anschrift, anonym,  
verworren, beleidigend usw.

2.658 23,60

3. Abgabe an die Volksvertretung des zuständigen Bundeslandes 559 4,96

Insgesamt 5.864

   

*Im Allgemeinen wird bei der  
abschließenden Erledigung einer 
Petition nur eine einzige Art der 
Erledigung beschlossen. Es gibt 
jedoch Fälle, in denen verschie-
dene Arten der Erledigung in 
einem Beschluss verbunden 
werden. So kann eine Petition 
z.  B. der Bundesregierung zur 
Erwägung überwiesen und 
zusätzlich den Fraktionen des 
Deutschen Bundestages zur 
Kenntnis gegeben werden. 
Derartige zusätzliche Beschlüsse 
sind in der zweiten Zahlenreihe 
aufgeführt.
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Übersicht der Neueingänge
(in Klammern: Anzahl der Unter stützerinnen und Unterstützer*)

 1990

 1991

 1992

 1993

 1994

 1995

 1996

 1997

 1998

 1999

 2000

 2001

 2002

 2003

 2004

 2005

 2006

 2007

 2008

 2009

 2010

 2011

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

16.467

20.430

23.960

20.098

19.526

21.291

17.914

20.066

16.994

18.176

20.666

15.765

13.832

15.534

17.999

22.144

16.766

16.260

18.096

18.861

16.849

15.191

15.724

14.800

15.325

13.137

11.236

11.507

13.189

13.529

14.314

11.667

13.242

(1.024.378)

(1.054.055)

(761.127)

(201.151)

(233.557)

(811.926)

(1.862.231) 

(788.148)

(333.306)

(937.513)

*Die in früheren Jahresberichten hier veröffentlichten Angaben zu Massen- oder Sammelpetitionen sind mit der 
jetzt gewählten Zählung der Unterstützerinnen und Unterstützer nicht vergleichbar. Vom Abdruck der Zahlen 
bis 2013 wurde deshalb mit Einführung der neuen Kategorie „Unterstützerinnen und Unterstützer“ abgesehen. 
Im Vergleich zu den in der Vergangenheit ver öffentlichten Angaben sind zudem allein diejenigen Unterstüt-
zungen ausgewiesen, die zu einer Petition im jeweiligen Kalenderjahr erfolgt sind.
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Abgabe der Petitionen an die zuständigen Landesvolksvertretungen

Bundesländer Jahr 2022 in v. H. v. H. der Neueingänge

Baden-Württemberg 54 9,47 0,41

Bayern 71 12,46 0,54

Berlin 95 16,67 0,72

Brandenburg 31 5,44 0,23

Bremen 6 1,05 0,05

Hamburg 8 1,40 0,06

Hessen 34 5,96 0,26

Mecklenburg-Vorpommern 14 2,46 0,11

Niedersachsen 41 7,19 0,31

Nordrhein-Westfalen 94 16,49 0,71

Rheinland-Pfalz 32 5,61 0,24

Saarland 3 0,53 0,02

Sachsen 35 6,14 0,26

Sachsen-Anhalt 25 4,39 0,19

Schleswig-Holstein 15 2,63 0,11

Thüringen 12 2,11 0,09

Insgesamt 570 100,00 4,30
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Massen- und Sammelpetitionen 2022*
mit 1.000 oder mehr Unterstützerinnen und Unterstützern, die im Berichtszeitraum abschließend erledigt wurden

Lfd. Nr. Bezeichnung des Anliegens Anzahl der 
Unter stützerinnen und Unterstützer

1 Mit der Petition wird gefordert, den Versandhandel mit verschreibungspflichtigen 
Arzneimitteln zu verbieten, um das Bestehen der Apotheken vor Ort in Zukunft zu 
gewährleisten. 420.468

2 Mit der Petition wird die Sicherstellung der medizinischen ambulanten Versorgung der 
Patientinnen und Patienten mit Mukoviszidose gefordert. 99.487

3 Mit der Petition wird die Einführung eines Gesetzes zur Anwendung des Global 
Magnitsky Act in Deutschland gefordert. 81.593

4 Mit der Petition wird gefordert, das durch die Herstellung emittierte CO  sowie 2

äquivalente Treibhausgase auf allen in Deutschland vertriebenen Lebensmitteln 
verpflichtend zu kennzeichnen. 57.068

5 Mit der Petition wird die Aufstellung eines bundesweiten Masterplans zur Rettung 
der Schwimmbäder gefordert. Dazu soll eine Gesellschaft gegründet werden, die die 
Sanierung der Bäder innerhalb eines Zeitrahmens von zehn Jahren koordiniert. Der 
Finanzbedarf in Höhe von ca. 14 Milliarden Euro soll je zur Hälfte vom Bund und den 
Ländern bzw. den Kommunen getragen werden. 55.380

6 Mit der Petition wird gefordert, Hausabwässer nicht länger ungeklärt in Gewässer 
einzuleiten. 54.137

7 Mit der Petition wird die Einsetzung einer Expertenkommission gefordert, welche 
paritätisch mit Befürwortern und Kritikern des bundesweiten Coronavirus-Lockdowns 
besetzt ist und über den weiteren Kurs während der Corona-Pandemie berät. 53.871

8 Mit der Petition werden, vor dem Hintergrund der Einführung des Sicherheitsgesetzes 
für Hongkong, Sanktionen sowie weitere Maßnahmen gegen die Volksrepublik China 
gefordert. 52.403

9 Mit der Petition wird gefordert, die 26 Castoren mit hoch- und mittelradioaktiven 
Abfällen aus den Wiederaufbereitungsanlagen in Sellafield/Großbritannien und 
La  Hague/Frankreich in Gorleben zwischenzulagern. 30.284

10 Mit der Petition soll eine Überarbeitung der Regelungen zu Tierversuchen in 
Deutschland erreicht werden. 26.740

11 Mit der Petition wird die Abschaffung der Überlassungshöchstdauer in der 
Arbeitnehmerüberlassung gefordert. 19.689

*  Massenpetitionen sind Eingaben in größerer Zahl mit demselben 
Anliegen, deren Text ganz oder im Wesentlichen übereinstimmt. 
Sammelpetitionen sind Unterschriftensammlungen mit demselben 
Anliegen oder öffentliche Petitionen, die auf der Internetseite des 
Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages mitgezeichnet wurden.
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Lfd. Nr. Bezeichnung des Anliegens Anzahl der 
Unter stützerinnen und Unterstützer

12 Mit der Petition wird gefordert, die neunte Elbvertiefung zu stoppen und statt der 
Vertiefung von Flüssen ein norddeutsches Hafenkonzept zu erstellen. 13.365

13 Mit der Petition wird gefordert, das Netzausbauprojekt SuedLink zu stoppen. 11.218

14 Mit der Petition wird eine vollumfängliche Kostenübernahme der Krankenkassen 
für medizinisch verordnete Medikamente bei der Behandlung einer diagnostizierten 
Endometriose gefordert. 10.424

15 Mit der Petition wird gefordert, dass sich die Bundesrepublik Deutschland auf EU-
Ebene für neue Wege der Unternehmensfinanzierung im Sinne eines kooperativen 
Wirtschaftens im Dienst des Gemeinwohls, der Natur und des allgemeinen Bedarfs 
einsetzt. Dazu soll den Unternehmen aus dem Europäischen System der Zentralbanken 
und der Europäischen Zentralbank eine zinsfreie Finanzierung bei Erfüllung 
entsprechender Bedingungen ermöglicht werden. 9.719

16 Mit der Petition wird die Abschaffung der 3G-Regelung im öffentlichen Personen-
nahverkehr gefordert. 6.236

17 Mit der Petition werden die Regelungen zur Absicherung von Selbstständigen in der 
gesetzlichen Krankenversicherung kritisiert und es wird in diesem Zusammenhang 
der Wegfall der Mindestbemessungsgrenze für hauptberuflich Selbstständige sowie die 
Gleichstellung von hauptberuflich Selbstständigen mit selbstständigen Künstlerinnen 
und Künstlern sowie Publizistinnen und Publizisten gefordert. 5.642

18 Mit der Petition wird gefordert, privat geleistete unbezahlte Sorgearbeit als gleichwertige 
Arbeit neben der Erwerbsarbeit anzuerkennen, indem unbezahlte Sorgearbeit zum 
Bruttoinlandsprodukt hinzugerechnet, als frei wählbarer Beruf in Artikel 12 Grundgesetz 
der Erwerbsarbeit gleichgestellt und indem ein Anspruch auf ein Fürsorgegehalt 
geschafft wird. 5.236

19 Mit der Petition wird die Einführung einer Klimaprämie gefordert, die jeden Monat 
bedingungslos an alle Bürger ausgezahlt wird. 4.605

20 Mit der Petition wird die gegenseitige Anerkennung von Führerscheinen zwischen 
Brasilien und Deutschland gefordert. 3.397

21 Mit der Petition wird gefordert, auf Immunitätsausweise zu verzichten. 2.658

22 Mit der Petition wird eine gesetzliche Regelung gefordert, dass sogenannte 
Radiofrequenz-Identifikation-Chips unverzüglich kostenlos und ohne Aufforderung des 
Käufers von Gegenständen vom Verkäufer entfernt werden müssen. 2.616

23 Mit der Petition wird gefordert, bereits existierende Totimpfstoffe gegen SARS-CoV-2 
sofort zuzulassen. 2.042
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Lfd. Nr. Bezeichnung des Anliegens Anzahl der 
Unter stützerinnen und Unterstützer

24 Mit der Petition wird die Errichtung eines Museums des Deutschen Herbstes gefordert 
mit dem entführten Passagierflugzeug Landshut als zentralem Exponat. 1.887

25 Mit der Petition wird gefordert, dass die rechtlichen Rahmenbedingungen für eine 
sichere und umfassende Gesundheitsversorgung kardiologischer Patientinnen und 
Patienten geschaffen werden. 1.645

26 Mit der Petition wird gefordert, dass der Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen vom 
ersten Lebensjahr bis zum Schuleintritt substanziell und nachhaltig gefördert wird. 1.620

27 Mit der Petition wird gefordert, den von der Insolvenz eines Rechenzentrums 
betroffenen Apotheken eine finanzielle Kompensation des Verlusts aus staatlichen 
Mitteln (staatliche Aufbaubanken oder einzurichtender Rettungsfonds) zukommen zu 
lassen und geeignete Mechanismen zu schaffen, um Finanzkriminalität frühzeitig zu 
erkennen und deren Auswirkungen zu begrenzen. 1.338

28 Mit der Petition wird gefordert, durch eine Novellierung des Rechtsanwaltsvergütungs-
gesetzes die Angemessenheit der anwaltlichen Vergütung für alle Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte wiederherzustellen und dauerhaft zu gewährleisten. 1.300

29 Mit der Petition wird die Rettung der Friseurbranche durch Senkung der Umsatzsteuer 
auf sieben Prozent für Friseurdienstleistungen gefordert. 1.167

30 Mit der Petition wird gefordert, § 19 des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
dahingehend zu ändern, dass eine unabhängige Kontrollinstitution über Befangenheits-
anträge gegen Richterinnen und Richter des Bundesverfassungsgerichts entscheidet. 1.141

31 Mit der Petition wird gefordert, ein allgemeines Verbot der Bewerbung von besonders 
klimaschädlichen Produkten zu erlassen. 1.139

32 Mit der Petition wird gefordert, die tägliche Arbeitszeit von Ärzten und Pflegepersonal 
auf acht bis maximal zehn Stunden zu begrenzen. 1.050

33 Mit der Petition wird die Einstellung der staatlichen finanziellen Förderung einer 
Stiftung gefordert. 1.042

34 Mit der Petition wird gefordert, in den §§ 174, 174 a, 174 b, 174 c und 176, 176 a, 176  b 
Strafgesetzbuch den Begriff „Missbrauch“ durch den Begriff  „Misshandlung“ zu 
ersetzen sowie den Tatbestand der Vergewaltigung von Kindern und Jugendlichen in das 
Strafgesetzbuch aufzunehmen. 1.006

35 Mit der Petition wird eine Änderung des § 5 Künstlersozialversicherungsgesetz 
gefordert. Die Versicherungspflicht soll nicht enden, wenn Künstler mehr als nur 
geringfügige Nebeneinkünfte aus selbstständiger nicht künstlerischer Tätigkeit erzielen, 
solange die künstlerische Tätigkeit überwiegt. 1.000
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Öffentliche Petitionen 2022
Aufstellung der veröffentlichten Petitionen mit über 5.000 Mitzeichnungen

a) Elektronische Mitzeichnungen
b) Sonstige Mitzeichnungen

Lfd. Nr. Titel der Petition
Anzahl der  
Mitzeichnungen Forenbeiträge

1 Keine 3G-Regel im Öffentlichen Nahverkehr  6.235 91
a) 6.235
b) 0

2 Keine Covid-Impfpflicht für das Pflegepersonal/Bereitstellung 
einer sinnvollen Teststrategie

126.270 1.705
a) 126.251
b) 19

3 Keine allgemeine Corona-Impfpflicht 133.556 969
a) 133.379
b) 177

4 Ausweitung der Verständigungsvereinbarung zwischen 
Deutschland und Luxemburg

6.285 29
a) 6.285
b) 0

5 Keine weitere Einschränkung oder Verbot von privaten 
Silvesterfeuerwerk

5.611 94
a) 5.611
b) 0

6 Anerkennung des Genozids am ukrainischen Volk 17.021 97
a) 17.021
b) 0

7 Sofortprogramm für energetische Unabhängigkeit von Russland 
und Stärkung der Mobilitätswende

65.094 301
a) 65.094
b) 0

8 Anerkennung von indischen Adoptionsentscheidungen 50.306 46
a) 50.306
b) 0

9 Gleiche Rechte im Mutterschutz für selbstständige Schwangere 111.794 126
a) 111.794
b) 0
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Lfd. Nr. Titel der Petition
Anzahl der  
Mitzeichnungen Forenbeiträge

10 Bessere medizinische Versorgung von Patienten mit Lipödem-
Erkrankung

64.348 170
a) 64.292
b) 56

11 Anpassung der Preis- und Lohnentwicklung im  
Zahntechniker-Handwerk

19.228 51
a) 2.330
b) 16.898

12 Einführung eines gestaffelten Mutterschutzes 22.383 114
a) 22.353
b) 30

13 „Stuttgarter Erklärung“ – Aufhebung der Atomausstiegs-
Paragraphen (insbesondere § 7 Atomgesetz)

58.477 876
a) 58.471
b) 6

14 Fortführung/Verstetigung des Bundesprogramms  
„Sprach-Kitas: Weil Sprache der Schlüssel zur Welt ist“

250.759 60
a) 21.677
b) 229.082

15 Finanzielle Unterstützung gemeinnütziger Zwecke durch 
Sozialunternehmen als steuerlich abzugsfähige Aufwendung 
anerkennen

7.537 41
a) 7.537
b) 0

16 10 Tage Sonderurlaub im Jahr für pflegende Eltern 16.057 150
a) 16.057
b) 0

17 Keine Schließungen von Geburtshilfestationen aufgrund der 
Hochsetzung der Mindestfallzahl

110.875 27
a) 56.682
b) 54.193

18 Die Freiheitsbewegung in Iran mit konkreter Politik unterstützen 63.331 457
a) 63.007
b) 324
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Erledigung von Berücksichtigungs- und Erwägungsbeschlüssen

A. Erwägungsbeschlüsse und ihre Erledigung im Jahr 2022*
 

Betreff/Anliegen

Beschluss im  
Deutschen  
Bundestag am Jahr und Art der Erledigung

Betreff:  Lebens- und Genussmittel
Anliegen: Mit der Petition wird ge-
fordert, dass Milchersatzprodukte als 
Pflanzengetränke und ähnliche Pro-
dukte als Grundnahrungsmittel einge-
stuft werden. Für diese Produkte soll 
eine Steuerangleichung von 19 Prozent 
Mehrwertsteuer auf 7 Prozent vorge-
nommen werden.

(Leitakte mit 1 Mehrfachpetition)
„öffentliche Petition“

17. Februar 2022 2022
Negativ 
Das BMF teilte mit, dass die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union bei der Ausgestal-
tung des jeweiligen nationalen Rechtsrahmens 
insbesondere an die Regelungen der Richt-
linie 2006/112/EG des Rates vom 28.  Novem-
ber 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteu-
ersystem (Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie, 
MwStSystRL) gebunden seien. Nach Artikel 98 
MwStSystRL können die Mitgliedstaaten er-
mäßigte Steuersätze nur auf Lieferungen von 
Gegenständen und Dienstleistungen anwen-
den, die in Anhang III der MwStSystRL auf-
geführt sind.
Der zwischen den die Regierung tragenden 
Parteien vereinbarte Koalitionsvertrag sehe im 
Bereich der Umsatzsteuersätze zudem keine 
Änderungen vor.

Betreff: Außenpolitik
Anliegen: Mit der Petition werden, 
vor dem Hintergrund der Ein führung 
des Sicherheitsgesetzes für Hong-
kong, Sanktionen sowie weitere Maß-
nahmen gegen die Volksrepublik Chi-
na gefordert. 

(Leitakte mit 13 Mehrfachpetitionen)
„öffentliche Petition“

2. Juni 2022 2022
Negativ 
Das Auswärtige Amt teilte mit, dass der Schutz 
der Menschenrechte ein Kernelement der euro-
päischen und deutschen Außenpolitik bleibe. 
Die Bundesregierung setze sich in vielfältiger 
Weise für eine Verbesserung der Menschen-
rechtslage in der Sonderverwaltungsregion 
Hongkong und der Volksrepublik China ein.

*Erledigungen von Berücksichtigungsbeschlüssen sind für das Jahr 2022 nicht auszuweisen. 
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Betreff/Anliegen

Beschluss im  
Deutschen  
Bundestag am Jahr und Art der Erledigung

Betreff: Gewerbliche Vorschriften  
für den Handel
   

Anliegen: Mit der Petition werden eine 
umfassende Regulierung elektroni-
scher Produkte sowie ein Verbot von 
Einwegelektronik gefordert.

„öffentliche Petition“

23. Juni 2022 2022
Negativ 
Das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz legte dar, dass physische Produkte mit 
Einweg-Elektronik vom Anwendungsbereich 
des Entwurfs der zukünftigen EU-Ökodesign-
Verordnung umfasst seien. In diesem Rahmen 
halte die Bundesregierung es für sinnvoll, 
europa weit Anforderungen an die Gestaltung 
von Elektronikprodukten festzulegen, wonach 
diese lange haltbar und möglichst reparierbar 
sein müssen. 

Betreff: Reservisten
Anliegen: Der Petent wendet sich ge-
gen die Außerkraftsetzung der Dienst-
vorschrift A-1454/13 „Auslagenersatz 
für eingesetzte Offiziere der Reserve“.

14. März 2019 2022
Positiv 
Das BMVg teilte mit, dass ein Einvernehmen 
zwischen den beteiligten Ressorts und im 
Sinne der Petition erzielt werden konnte. 
Die im Weiteren zu überarbeitende Bundes-
wehrinterne Regelung zu Entschädigungen 
während des ehrenamtlichen Reservewehr-
dienstverhältnisses ist mit Wirkung vom 
24.  September 2021 in Kraft getreten.
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Betreff/Anliegen

Beschluss im  
Deutschen  
Bundestag am Jahr und Art der Erledigung

Betreff: Straßenverkehrs-Ordnung
Anliegen: Mit der Petition wird vor-
geschlagen, dass Einsatzfahrzeuge 
der Pannenhilfs-, Bergungs- und Ab-
schleppdienste durch weiß-rot- weiße 
Warnmarkierungen gekennzeichnet 
werden dürfen. Zudem sollen aner-
kannte Pannenhilfsfahrzeuge neben 
den Fahrzeugen, die dem Bau, der Un-
terhaltung oder Reinigung der Straßen 
und Anlagen im Straßenraum oder der 
Müllabfuhr dienen, in den Kreis der 
Sonderrechtsbefugten gemäß § 35  Ab-
satz  6 Straßenverkehrs-Ordnung aufge-
nommen werden.

26. September 2019 2022
Negativ 
Das Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur führte aus, dass an der bis-
herigen Regelung festgehalten werden soll. 
Danach erteilen die zuständigen Landes-
behörden den anerkannten Pannenfahrzeugen 
u. a. nach pflichtgemäßem Ermessen Ausnah-
megenehmigungen. Diese sind individuell 
und können bei Bedarf widerrufen werden.

Betreff: Sport
Anliegen: Mit der Petition wird die 
Aufstel lung eines bundesweiten 
Master plans zur Rettung der Schwimm-
bäder gefordert. Dazu soll eine Ge-
sellschaft gegründet werden, die die 
Sanie rung der Bäder innerhalb eines 
Zeitrahmens von zehn Jahren koordi-
niert. Der Finanz bedarf in Höhe von 
ca. 14  Milliar den Euro soll je zur Hälfte 
vom Bund und von den Ländern bzw. 
den Kommunen getragen werden.

2. Juli 2020 2022
Positiv 
Das Bundesministerium für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen informierte über 
zahlreiche Investitionen und Aktivitäten des 
Bundes zur Unterstützung von Schwimm-
bädern und die diesbezüglichen Vorgaben im 
Koalitionsvertrag. Zu den Aktivitäten und In-
vestitionen zählen beispielsweise das Bun-
desprogramm „Sanierung kommunaler Ein-
richtungen in den Bereichen Sport, Jugend 
und Kultur“, das Bund-Länder- Programm 
„Investitionspakt Sportstätten“ sowie der 
„Förderaufruf für investive Kommunale 
Klimaschutz-Modellprojekte“ sowie die Kom-
munalrichtlinie im Rahmen der Nationalen 
Klimaschutzinitiative.
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Betreff/Anliegen

Beschluss im  
Deutschen  
Bundestag am Jahr und Art der Erledigung

Betreff: Annahme als Kind
Anliegen: Mit der Petition wird die 
umfassende Aufarbeitung von Zwangs-
adoption und ungeklärtem Säuglings-
tod bzw. Kindesentzug in der ehemali-
gen DDR gefordert.

(Leitakte mit 2 Mehrfachpetitionen)

24. Juni 2021 2022
Negativ 
Das Bundesministerium des Innern, für Bau 
und Heimat führte aus, dass das mit der Peti-
tion verfolgte grundsätzliche Anliegen bereits 
Gegenstand des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 25. Juni 2019 (Bundestags-
drucksache 19/11091) gewesen sei, mit dem 
die Bundesregierung u. a. zur Anfertigung  
einer Hauptstudie zu politisch motivierten 
Zwangsadoptionen in der DDR aufgefordert 
worden war. Zur Umsetzung dieses Beschlus-
ses seien im Bundesamt für zentrale Dienste 
und offene Vermögensfragen eine zentrale  
Auskunfts- und Vermittlungsstelle eingerich-
tet, die wissenschaftliche Forschung durch  
erforderliche Gesetzesänderungen mit dem 
Kinder- und Jugendstärkungsgesetz ermögli-
cht und ein Aufruf zur Interessenbekundung 
veröffentlicht worden, um ein geeignetes For-
schungsvorhaben auswählen und durch Zu-
wendung fördern zu können. Mit der For-
schungsförderung sollen u. a. die Umstände 
politisch motivierter Adoptionen in der DDR 
aufgearbeitet werden. Die weitere Umsetzung 
des Bundestagsbeschlusses hänge von den Er-
gebnissen der Hauptstudie zur Aufarbeitung 
der DDR-Zwangsadoptionen ab. 
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Betreff/Anliegen

Beschluss im  
Deutschen  
Bundestag am Jahr und Art der Erledigung

Betreff: Gesetzliche Kranken-
versicherung – Leistungen
  

Anliegen: Mit der Petition wird eine 
vollumfängliche Kostenübernahme 
der Krankenkassen für medizinisch 
verordnete Medikamente bei der Be-
handlung einer diagnostizierten Endo-
metriose gefordert.

(Leitakte mit 5 Mehrfachpetitionen)
„öffentliche Petition“

7. September 2022 2022
Positiv 
Das Bundesministerium für Gesundheit 
wies darauf hin, dass grundsätzlich Arznei-
mittel mit dem Anwendungsgebiet „Endo-
metriose“ auf dem Markt verfügbar seien. 
Zudem wurde erläutert, dass es im Bereich 
der verordnungsfähigen Heilmittel durch-
aus Therapie optionen gebe, die Leistun-
gen der gesetzlichen Krankenversicherung 
seien, beispielsweise physiotherapeutische 
Maß nahmen im Rahmen des chronifizierten 
Schmerzsyndroms. Ein Forschungsvorhaben 
zum Thema Endometriose werde derzeit nicht 
gefördert.

Betreff: Datenschutz
Anliegen: Mit der Petition wird eine ge-
setzliche Regelung gefordert, dass soge-
nannte Radiofrequenz-Identifikation- 
Chips unverzüglich kostenlos und 
ohne Aufforderung des Käufers von 
Gegenständen vom Verkäufer entfernt 
werden müssen.

(Leitakte mit 1 Mehrfachpetition)
„öffentliche Petition“

20. Februar 2014 2022
Negativ
Nach einer sehr intensiven Befassung der Pe-
tition durch zahlreiche Ressorts teilte das 
Bundes ministerium für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
letztendlich mit, dass eine Erforderlichkeit ei-
ner nationalen gesetzlichen Regelung verneint 
werde.
Eine missbräuchliche Verwendung von 
RFID-Chips im Wege der Herstellung eines 
Personen bezuges sei zudem durch die Daten-
schutzgrundverordnung untersagt, die zum 
Zeitpunkt des Einreichens der Petition noch 
nicht existierte.
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Anhang
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Mitglieder des Petitionsausschusses  
(20. Wahlperiode)
Stand: April 2023
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 Vorsitzende 
Martina Stamm-Fibich, SPD 

Stellv. Vorsitzender
Bernhard Loos, CDU/CSU

Fraktion Ordentliche Mitglieder Stellvertretende Mitglieder
SPD Bengt Bergt Alexander Bartz

Axel Echeverria (Sprecher) Jürgen Berghahn
Annika Klose Timon Gremmels
Martin Kröber Oliver Kaczmarek
Erik von Malottki Isabel Mackensen-Geis
Takis Mehmet Ali Kaweh Mansoori
Udo Schiefner Ingo Schäfer
Martina Stamm-Fibich (Vorsitzende) Stefan Schwartze
Ruppert Stüwe Dirk Wiese

CDU/CSU Melanie Bernstein Norbert Maria Altenkamp 
Simone Borchardt Dr. Carsten Brodesser 
Dr. Marlon Bröhr Ralph Edelhäußer 
Yannick Bury Alexander Engelhard 
Martina Englhardt-Kopf Ingo Gädechens 
Bernhard Loos (Stellv. Vors.) Sepp Müller 
Andreas Mattfeldt (Sprecher)  Markus Uhl 
Sabine Weiss (Wesel I) (Obfrau) Dr. Klaus Wiener

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Lukas Benner 
Swantje Henrike Michaelsen 

Sabine Grützmacher
Linda Heitmann

Beate Müller-Gemmeke Chantal Kopf
Corinna Rüffer (Obfrau) Anja Liebert
Beate Walter-Rosenheimer Denise Loop

FDP Valentin Abel Sandra Bubendorfer-Licht 
Ingo Bodtke Martin Gassner-Herz 
Reginald Hanke Konstantin Kuhle  
Manfred Todtenhausen (Obmann) Konrad Stockmeier

AfD Gereon Bollmann Mike Moncsek
Dirk Brandes (Obmann) Wolfgang Wiehle
N.N. Kay-Uwe Ziegler

DIE LINKE. Ina Latendorf Ates Gürpinar 
Sören Pellmann (Obmann) Susanne Hennig-Wellsow 
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Organisationsplan des Ausschussdienstes
Stand: April 2023
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Sekretariat  
des Petitions-
ausschusses

Referat Pet 1

BMI
BMWK
BMWSB
BMDV
  

Leiterin 
MDgn Pendzich-von Winter

Vertreter
MR Dr. Janß

Referat Pet 2

BMG
BMUV
BR
BT

Referat Pet 3

BKAmt
AA
BMF 
BMAS (Soz.)
BMBF
BMZ
BPrA

Referat Pet 4

BMJ
BMAS (Arb.)
BMEL
BMVg
BMFSFJ

MR  
Dr. Janß

RD 
Dr. Wahlen

MRn 
Bontjes

MRn  
Robbe 

MRn  
Böckmann
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Petitionsausschüsse  
in der Bundesrepublik Deutschland
Stand: Februar 2023

Deutscher Bundestag

Petitionsausschuss 
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Tel. +49 30 227-35257
www.bundestag.de
 Vorsitzende 
Martina Stamm-Fibich (SPD)
 Vertreter
Bernhard Loos (CSU)

Baden-Württemberg

Landtag von Baden-  
Württemberg 
Petitionsausschuss
Haus des Landtags
Konrad-Adenauer-Straße 3
70173 Stuttgart
Tel. +49 711 2063-0
 Vorsitzender 
Thomas Marwein
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
 Vertreter
Andreas Kenner (SPD)

Bürgerbeauftragte des  
Landes Baden-Württemberg
Beate Böhlen
Haus des Landtags 
Konrad-Adenauer-Straße 3
70173 Stuttgart
Tel. +49 711 137765-30

https://www.bundestag.de
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Bayern

Bayerischer Landtag
Ausschuss für Eingaben
und Beschwerden
Maximilianeum 
Max-Planck-Straße 1
81627 München 
Tel. +49 89 4126-2227
 Vorsitzende 
Stephanie Schuhknecht 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
 Vertreter
Dr. Harald Schwartz (CSU)

Berlin

Abgeordnetenhaus  
von Berlin
Petitionsausschuss
Niederkirchnerstraße 5
10117 Berlin
Tel. +49 30 2325-1476
 Vorsitzender
Maik Penn (CDU)
 Vertreter
Dr. Hugh Bronson (AfD)

Bürger- und  
Polizeibeauftragter
des Landes Berlin
Alexander Oerke
Alt-Moabit 60
10555 Berlin
T +49 30 90172-8500

Brandenburg

Landtag Brandenburg 
Petitionsausschuss
Alter Markt 1
14467 Potsdam
Tel. +49 331 966-1135
 Vorsitzende 
Carla Kniestedt  
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
 Vertreterin
Bettina Fortunato  
(DIE LINKE.)

Bremen

Bremische Bürgerschaft
Petitionsausschuss
Haus der Bürgerschaft
Am Markt 20
28195 Bremen 
Tel. +49 421 361-77770
 Vorsitzender 
Claas Rohmeyer (CDU)
 Vertreter
Kevin Lenkeit (SPD)

Hamburg

Hamburgische Bürgerschaft
Geschäftsstelle des  
Eingabenausschusses
Schmiedestraße 2
20095 Hamburg
Tel. +49 40 42831-1324
Vorsitzende 
Dagmar Wiedemann (SPD)
Schriftführerin 
Zohra Mojadeddi  
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Hessen

Hessischer Landtag
Petitionsausschuss
Schlossplatz 1–3
65183 Wiesbaden 
Tel. +49 611 350-231
Vorsitzender 
Oliver Ulloth (SPD)
Vertreterin
Heidemarie Scheuch- 
Paschkewitz (DIE LINKE.)
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Mecklenburg-Vorpommern

Landtag
Mecklenburg-Vorpommern
Petitionsausschuss
Lennéstraße 1 
19053 Schwerin
Tel. +49 385 525-1514
 Vorsitzender 
Thomas Krüger (SPD)
 Vertreterin
Eva-Maria Kröger  
(DIE LINKE.)

Bürgerbeauftragter des  
Landes Mecklenburg- 
 Vorpommern
Matthias Crone
Schloßstraße 8
19053 Schwerin
Tel. +49 385 525-2709

Niedersachsen

Niedersächsischer Landtag
Petitionsausschuss
Hannah-Arendt-Platz 1
30159 Hannover
Tel. +49 511 3030-0
 Vorsitzende
Claudia Schüßler (SPD)
 Vertreter
Dr. Karl-Ludwig von Danwitz 
(CDU)

Nordrhein-Westfalen

Landtag  
Nordrhein-Westfalen
Petitionsausschuss
Platz des Landtags 1
40221 Düsseldorf
Tel. +49 211 884-2143/-2259
 Vorsitzender 
Serdar Yüksel (SPD)
 Vertreter
Thomas Schnelle (CDU)

Rheinland-Pfalz

Landtag Rheinland-Pfalz
Petitionsausschuss 
Platz der Mainzer Republik 1
55116 Mainz 
Tel. +49 6131 208-0
 Vorsitzender 
Heiner Illing (SPD)
 Vertreterin
Petra Schneider (CDU)

Die Bürgerbeauftragte des  
Landes Rheinland-Pfalz  
und die Beauftragte für  
die Landespolizei
Barbara Schleicher- 
Rothmund
Kaiserstraße 32
55116 Mainz
Tel. +49 6131 28999-0
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Saarland

Landtag des Saarlandes
Ausschuss für Eingaben
Postfach 10 18 33
66018 Saarbrücken
Tel. +49 681 5002-0
 Vorsitzende 
Petra Fretter (CDU)
 Vertreter
Stefan Löw (SPD)

Sachsen

Sächsischer Landtag
Petitionsausschuss
Postfach 11 01 33
01330 Dresden
Tel. +49 351 493-50
 Vorsitzende 
Simone Lang (SPD)
 Vertreter
Peter Wilhelm Patt (CDU)

Sachsen-Anhalt

Landtag von Sachsen-Anhalt
Ausschuss für Petitionen
Domplatz 6–9
39104 Magdeburg
Tel. +49 391 560-1213
 Vorsitzende 
Monika Hohmann  
(DIE LINKE.)
 Vertreterin
Angela Gorr (CDU)

Schleswig-Holstein

Schleswig-Holsteinischer
Landtag
Petitionsausschuss
Düsternbrooker Weg 70
24105 Kiel
Tel. +49 431-1018/-1013
 Vorsitzender 
Hauke Göttsch (CDU)
 Vertreterin
Sybilla Nitsch (SSW)

Die Bürgerbeauftragte für  
soziale Angelegenheiten  
und Beauftragte für die  
Landespolizei des Landes 
Schleswig-Holstein 
Samiah El Samadoni
Karolinenweg 1
24105 Kiel
Tel. +49 431 988-1240

Thüringen

Thüringer Landtag
Petitionsausschuss
Jürgen-Fuchs-Straße 1
99096 Erfurt 
Tel. +49 361 37-72025
 Vorsitzende 
Anja Müller (DIE LINKE.)
 Stellvertretung
N.N.

Der Bürgerbeauftragte 
des Freistaats Thüringen
Dr. Kurt Herzberg
Jürgen-Fuchs-Straße 1
99096 Erfurt
Tel. +49 361 57-3113871
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Ombudseinrichtungen und Petitionsausschüsse in
der Europäischen Union und in den Nachbarstaaten
Deutschlands
Stand: Februar 2023

Eine Übersicht über die 
Länder, die dem Euro-
päischen Verbindungsnetz 
der Bürgerbeauftragten 
angehören, bietet die 
Website www.ombudsman.
europa.eu/de/european-
network-of-ombudsmen/
members/all-members. 
Von dort gelangen Sie 
auch zu den regionalen 
Bürgerbeauftragten in den 
einzelnen Ländern.

https://www.ombudsman.europa.eu/de/european-network-of-ombudsmen/members/all-members
https://www.ombudsman.europa.eu/de/european-network-of-ombudsmen/members/all-members
https://www.ombudsman.europa.eu/de/european-network-of-ombudsmen/members/all-members
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Europäisches Parlament

Petitionsausschuss
V orsitzende  
Dolors Montserrat
Rue Wiertz 60
1047 Brüssel 
Belgien
www.europarl.europa.eu

Die Europäische 
Bürgerbeauftragte  
Emily O’Reilly
1 Avenue du Président
Robert Schuman
CS 30403 
67001 Strasbourg Cedex 
Frankreich
www.ombudsman.europa.eu

 

Europäisches  
Ombudsmann-Institut 
(European Ombudsman  
Institute)

Präsident  
Prof. Dr. Dragan Milkov 
Generalsekretär
Dr. Josef Siegele
Meraner Straße 5
6020 Innsbruck
http://eoi.at

Internationales  
Ombudsmann-Institut 
(International Ombudsman 
Institute)

Präsident  
Chris Field (Ombudsman 
Western Australia)  
Generalsekretärin 
Volksanwältin Gaby 
Schwarz (Österreich)
General Secretariat
c/o Austrian Ombudsman 
Board
Singerstraße 17
P.O. Box 20
1015 Wien
Österreich
www.theioi.org

https://www.europarl.europa.eu
https://www.ombudsman.europa.eu
http://eoi.at
https://www.theioi.org
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„Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in  
Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten 
oder Beschwerden an die zuständigen Stellen 
und an die Volksvertretung zu wenden.“ 
Artikel 17 des Grundgesetzes
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